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Editorial: Fragmentierte Staatsbürgerschaft* 


Die Entwicklung von Staatsbürgerschaft in ihrer heutigen Verwendung ist 
eng mit der Entstehung von Nationalstaaten verbunden, die Individuen 
konstitutionell in ein Gemeinwesen einbanden. Obwohl dieser Entwick- 
lungsprozeß kontextabhängig verschieden verlief, läßt sich verallgemei- 
nernd festhalten, daß er 'von oben’ durch Staatspolitik und 'von unten‘ 
durch die Mobilisierung sozialer Kräfte vorangetrieben wurde und in der 
Institutionalisierung staatsbürgerlicher Rechte, Pflichten und Partizipati- 
onsstrukturen mündete (Tilly 1975, Turner 1990). Dieser Prozeß hat einer- 
seits zu der Entstehung des Nationalstaates als einem der zentralen politi- 
schen Mythen der Moderne beigetragen (Anderson 1983), andererseits um- 
faßt er die Herausbildung von Institutionen, die Teil der politischen Orga- 
nisation von Gesellschaften sind. Als Ansatzpunkt für eine kritische Positi- 
on in der Staatsbürgerschaftsdebatte ist vor allem die politische Bedeutung 
dieser Verknüpfung von Mythos und Institutionenbildung wichtig. 

So wurde beispielsweise durch die diskursive Abbildung von Nation und 
Staat auf dasselbe Terrain nationale Identität zum zentralen Bestandteil des 
modernen Staatsbürgerschaftsdiskurses. Dieser Diskurs ist politisch in 
zweierlei Weise funktional: er wirkt innenpolitisch integrierend und au- 
Benpolitisch konsolidierend. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit und der 
damit verknüpfte Anspruch auf politische Partizipation und Repräsentation 
tragen zum integrativen Aspekt bei, während die Basis nationaler Einheit 
die Repräsentation von Nationalstaaten im internationalen Staatensystem 
festigt. Die forcierte Abbildung von Nation und Staat auf dasselbe Terrain 
trug zur Konsolidierung der Idee eines Hobbes'schen internationalen Staa- 
tensystems bei, das durch die Politik zwischen Staaten innerhalb einer in- 
ternationalen Staatengemeinschaft strukturiert wird. 

Generell drückt Staatsbürgerschaft Zugehörigkeit aus (Grawert 1973, Kaplan 
1992). Zugehörigkeit meint einerseits einen legalen verfassungsmäßig veran- 
kerten Status und andererseits eine emotionale Bindung (Heater 1990, Ever- 
son/Preuss 1995). Legale Zugehörigkeit ist über die Staatsangehörigkeit - 


* Anm. der PROKLA-Redaktion: Der Schwerpunkt dieses Heftes wurde maßgeblich von 
Antje Wiener konzipiert und organisiert. Wir danken ihr ganz herzlich für ihr Engage- 
ment und die in dieses Heft investierte Arbeit. 
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häufig als 'Nationalität' bezeichnet - definiert und schließt Rechte und 
Pflichten von StaatsbürgerInnen gegenüber dem Staat bzw. dem Gemeinwe- 
sen ein. Emotionale Zugehörigkeit ist dagegen abhängig von Identität, die 
ebenfalls oft und mißverständlich als Nationalität verstanden wird. Dieses 
Modell von Staatsbürgerschaft basiert auf dem Prinzip von Inklusion und Ex- 
klusion: Staatsangehörige haben das Recht auf Zugang zu Partizipation, Nicht- 
Angehörige werden von diesem Recht ausgeschlossen. 

Trotz einer Vielzahl von Ansätzen zu dem sehr kontrovers diskutierten 
Konzept von Staatsbürgerschaft, ist es möglich, eine minimale Definition 
anzugeben, die für eine Analyse des institutionsbildenden Aspekts von 
Staatsbürgerschaft zentral ist. So definiert Staatsbürgerschaft die Bezie- 
hung zwischen BürgerIn und politischer Gemeinschaft. Im Prinzip ist diese 
Beziehung zwischen Individuum und souveräner Einheit durch die Ge- 
schichte hinweg vom griechischen Stadtstaat über den Nationalstaat bis 
zum europäischen Protostaat einem grundlegenden Muster gefolgt und jede 
Arbeit über Staatsbürgerschaft muß sich in der einen oder anderen Form 
mit drei konstitutiven Elementen von Staatsbürgerschaft befassen. Zu die- 
sen zählen (1) der Staat, (2) das Individuum und (3) die Staatsbürger- 
schaftspraxis, die durch die Staatsbürgerschaftspolitik des jeweiligen 
Staates einerseits und die Politik der BürgerInnen, Interessengruppen, Par- 
teien, sozialen Bewegungen andererseits praktiziert wird. 

Die Kritik an Staatsbürgerschaft als Konzept und als Politikfeld hat sich 
bisher vornehmlich an zwei Grundfragen orientiert: dem Recht auf gleiche 
Staatsbürgerschaft und die Schaffung von Zugang zur Ausübung der mit 
der Staatsbürgerschaft verbundenen Rechte. Kritische Arbeiten haben da- 
her vor allem die Frage der Inklusion von Frauen auf der Basis von glei- 
chen politischen Rechten mit Männern! und des verbesserten Zugangs ba- 
sierend auf sozialstaatlicher Gesetzgebung? untersucht. Eine drittes Pro- 
blem ergibt sich aus der Frage der Zugehörigkeit. Feministische und antı- 
rassistische Arbeiten sowie die Entstehung post-nationaler Perspektiven 
machen deutlich, daß Staatsangehörigkeit einen großen Teil derjenigen 
ausschließt, die sich als BürgerInnen eines Staates empfinden.? 

Aufgrund dieser prozeßhaften und kontextabhängig verschiedenen Ent- 
wicklung und Konzeption von Staatsbürgerschaft ist es, so haben diese und 


1 Susan Okin stellte zum Beispiel die Frage »can citizenship and political life be modified - 
while retaining the essentials of the participatory ideal - so as to be inclusive rather than 
exclusionary?« und antwortete selbst »I, in the company of a great many other feminist 
political theorists, answer »yes« to this question« (Okin 1992: 59). 

2 Für geschlechtsspezifische Ansätze zu sozialen Rechten und Staatsbürgerschaft, siehe u.a. 
Balbo (1992), Fraser/Gordon (1992), Jenson (1993), Meehan/Sevenhuisen (1991), Nelson 
(1990), Siim (1993). 

3 Siehe z. B. Bakan/Stasiulis (1994), Lwanga (1994) und Yval-Davis (1991). 


490 Antje Wiener 


andere Arbeiten? gezeigt, notwendig, neben der Gruppe der konstitutiven 
Elemente auch die historischen Dimensionen von Staatsbürgerschaft zu be- 
rücksichtigen. Diese drei historischen Dimensionen sind (1) Rechte, die die 
Beziehung zwischen Individuum und Staat betreffen, (2) Zugang, der den 
prozeßhaften, dynamischen Aspekt von Staatsbürgerschaft regelt, d.h. die 
Frage, wie die Beziehung zwischen Individuum und Staat praktiziert wird, 
und (3) Zugehörigkeit. Dieser letzte Aspekt bezieht sich auf gemeinsame 
soziokulturelle Erfahrungen und betont so die Bedeutung von Zugehörig- 
keit zu einer Gemeinschaft, sie ist also verschieden von dem Begriff der 
Staatsangehörigkeit. Die Essenz von Staatsbürgerschaftspolitik basiert 
dann auf den drei Momenten Rechte, Zugang und Zugehörigkeit. Dabei 
umfassen Rechte die eher statischen, Zugang und Zugehörigkeit die dyna- 
mischen Aspekte von Staatsbürgerschaft (Wiener 1995). 
Staatsbürgerschaftspolitik wird einerseits kontextabhängig von AkteurIn- 
nen unterschiedlich praktiziert. Sie steht jedoch andererseits in einem glo- 
balen Zusammenhang, denn mit der zunehmenden Interdependenz von 
Nationalstaaten haben sich supranational geteilte Wertvorstellungen wie 
z.B. allgemeine und freie Wahlen, Demokratie, gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit u.a. herausgeschält. Sie wurden zum Teil in der Allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte von 1948 formuliert und gelten seither im Zu- 
sammenhang mit den Verfassungen der Unterzeichnerstaaten.> 

Während also supranational akzeptierte Werte wie das Recht auf Freiheit 
und Gleichheit den universellen Anspruch von Staatsbürgerschaft konzep- 
tionell reflektieren, schaffen gleichzeitig Konstruktionen national ver- 
mittelter Identitäten kontinuierlich Ungleichheiten. Staatsbürgerschafts- 
politik ist daher, zumindest seit in der Moderne Staat und Nation weitge- 
hend territorial angeglichen wurden, immer Ausdruck einer immanenten 
Spannung zwischen universalem (supranational geteiltem) Postulat und 
partikularer (national verschiedener) Praxis. Die Konflikte entstanden vor 
allem daraus, daß sich innerhalb des Territoriums von Nationalstaaten 
räumliche Zugehörigkeit ganz unterschiedlich und als Spiegel multipler 
Identitäten der BürgerInnen entwickelte.° Diese Spannung hat seit Jahr- 


4 Als weitere Arbeiten, die die Prozeßhaftigkeit von Staatsbürgerschaftspolitik als Strategie 
und Politikfeld betonen und an T.H. Marshalls bahnbrechendem Essay über »Staatsbür- 
gerschaft und soziale Klassen« (1950) oder an Habermas »Theorie des Kommunikativen 
Handelns« (1986) anknüpfen, siehe u.a. Garcia (1992; 1993); Giddens (1990); Held 
(1989, 1991); Meehan (1993); Turner (1986, 1990, 1993). 

5 Diese allgemeine Erklärung stellt vor allem für eine nicht-staatsgebundene Debatte um Staats- 
bürgerschaft eine wichtige rechtliche und normative Grundlage dar (Aron 1974, Bös 1994). 

6 Zu der Entwicklung des Konzepts von multipler Identität als konzeptionelle Antwort auf 
die Ratlosigkeit der orthodoxen MarxistInnen in den 80er Jahren, siehe Laclaw/Mouffe 
(1986); für die Konzeption von multiplen geschlechtsspezifischen Identitäten, die gleich- 
zeitig politisch-strategisch einsetzbar sind, siehe Butler (1990) und Hark (1995). 
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hunderten zu Konflikten zwischen Interessengruppen der Zivilgesellschaft 
und staatlichen Organisationen geführt. Ergebnisse dieser Auseinanderset- 
zungen haben sich in veränderten institutionellen Arrangements widerge- 
spiegelt, die sich sowohl auf staatliche Institutionen, wie auch auf die Be- 
deutung von Staatsbürgerschaft selbst beziehen. 

Zentrales Strukturmerkmal der modernen Konzeption von Staatsbürger- 
schaft bleibt bis heute die diskursive Überschneidung von Identität und 
Nationalität, obwohl dieser Diskurs und seine praktischen Auswirkungen 
bereits um die Jahrhundertwende von der Frauenbewegung und mit fort- 
schreitender Industrialisierung auch von der ArbeiterInnenbewegung, die 
Geschlechter- bzw. Klassendifferenzen als ausschlaggebend für defizitäre 
staatsbürgerliche Rechte anprangerten, in Frage gestellt wurde (Gerhard 
1988, Turner 1990, Wobbe 1989) und insbesondere die Neuen Sozialen 
Bewegungen der 70er, 80er und 90er Jahre dazu beigetragen haben, das 
Konzept von staatsbürgerlicher »Gleichheit« zu dekonstruieren, indem sie 
Differenz und multiple Identitäten thematisierten (Butler 1990, Laclau/ 
Mouffe 1986, Hark 1995). Wenn zutrifft, daß Identität ein wesentlicher 
Bestandteil von Staatsbürgerschaft ist und daß Staatsbürgerschaft nicht 
gleich Nationalität ist, dann müßte Partizipation als ein Schlüsselelement 
für die Konzeption von Zugehörigkeit untersucht werden. 


wrx 


Gegenwärtig wird die Vorstellung einer Wechselbeziehung zwischen einer 
Gruppe von 'gleichen' StaatsbürgerInnen und zentral organisierten Staaten 
in der Staatsbürgerschaftsdebatte zunehmend dysfunktional. Im Zuge von 
Globalisierungsprozessen verliert die nationalstaatliche Fixierung von 
Staatsbürgerschaft an Ausdrucks- und Einbindungskraft (Held 1991). Neue 
soziale Bewegungen haben Begriffe von Differenz und multiplen Identi- 
tätsschichten in die Debatte gebracht und Diskussionen um »Weltbürger- 
schaft« (Habermas 1992: 660), »globale Staatsbürgerschaft« (Bakan/Sta- 
siulis 1992: 5), »kosmopolitische Bürgerschaft« (Held 1991, Archibugi/ 
Held 1995) oder europäische Unionsbürgerschaft (Meehan 1993) werfen 
ein neues Licht auf das Verhältnis von Staatsbürgerschaft und Nationalität, 
indem sie den globalen oder mehr unmittelbar supranationalen Raum als 
Bezug für die Bedeutung von Staatsbürgerschaft hervorheben. Andere ar- 
gumentieren, daß mit der Krise des Fordismus auch das »Staatsbürger- 
schaftsregime« in die Krise geraten sei (Jenson/Phillips in diesem Heft). 

In der Tat verliert das Konzept von Staatsbürgerschaft in seiner traditio- 
nellen Funktion an Bedeutung. So zeigt z.B. der doppelte politische Effekt 
von Staatsbürgerschaft deutliche Krisenerscheinungen. Dies manifestiert 
sich nicht zuletzt im Diskurswandel von Regierungsdokumenten (z.B. in 
den USA, Kanada, Deutschland, EU) die sich in den 90er Jahren mit dem 
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Thema Staatsbürgerschaft befassen. Der Regierungsdiskurs zur Verfassung 
von Staatsbürgerschaft trifft in den 90er Jahren auf einen Diskurs der Dif- 
ferenz, der das Produkt jahrzehntelanger Mobilisierung gegen die Nicht- 
Gleichheit ist. 

So fordern z.B. IndianerInnen wie in den Fällen von Chiapas (Mexiko) und 
den »First Nations« in Kanada, die Akzeptanz von Differenz innerhalb des 
nationalen Diskurses. Sie beziehen sich dabei auf den Begriff der Nation, 
um die Verschiedenheit von Nationen innerhalb eines sog. Nationalstaates 
hervorzuheben, in ihrer politischen Auswirkung zu benennen und politi- 
sche Repräsentation einzufordern. Andererseits hat die politische Frag- 
mentierung in Mittel- und Osteuropa und der ehemaligen Sowjetunion im 
Zuge der Reorganisierung kleinerer politischer Einheiten Nationalität als 
entscheidendes Kriterium politischer Organisation hervorgehoben. Im 
Falle der EU, die die Unionsbürgerschaft bisher von der Staatsangehörig- 
keit in einem Mitgliedstaat abhängig macht, wird einerseits Staatsbürger- 
schaft nicht frei von Nationalität gedacht, andererseits legt die Diskursa- 
nalyse der Staatsbürgerschaftspolitik nahe, daß die Unionsbürgerschaft oh- 
ne das partizipatorische Element nicht durchsetzbar wäre. 

Als zentrales Problem bleibt jedoch, nicht nur in der EU, die Frage der po- 
litischen Rechte verschiedener BürgerInnen. Während soziale und kultu- 
relle Eingliederung im Fall von Migration in der Regel möglich sind 
(Brubaker 1989, Boes/Wenzel 1995), bleiben den Zugewanderten politi- 
sche Rechte (Zugang zu politischer Partizipation via aktiven und passiven 
Wahlrechts) oft verschlossen. Die gegenwärtige Debatte in der europäi- 
schen Union macht dies deutlich (Bündnis '90/Grüne 1993, Europäisches 
Parlament 1991, ARNE 1995). 

Konzeptionelle Vorschläge, die den Aspekt von Differenz aufnehmen, sind 
die »differenzierte Staatsbürgerschaft« (Young 1989) und die »multikul- 
turelle Staatsbürgerschaft« (Kymlicka 1995). Problematisch bleibt bei die- 
sen Ansätzen jedoch die Definition von Identitäten, die nicht partizipato- 
risch, sondern askriptiv begründet werden. Dagegen wird im Kontext der 
EU wie auch in Kanada u.a. das Konzept einer »ortsabhängigen Staatsbür- 
gerschaft« (Europäisches Parlament 1992, Jenson 1991) diskutiert. Das 
heißt, politische Staatsbürgerrechte werden nicht vom legalen Status 
(Staatsangehörigkeit/Nationalität) abgeleitet, sondern auf partizipatorischer 
Grundlage gewährt. Diese partizipatorische Grundlage und ihr Einwirken 
auf die Hervorhebung verschiedener Identitäten, die sich jeweils sowohl 
akteursorientiert als auch strukturell bedingt in den politischen Diskurs 
einbringen, hat sich bisher als äußerst widerspenstig für die Sozialfor- 
schung erwiesen. Sie ist jedoch, so argumentiert die Mehrzahl der Beiträge 
in diesem Heft, unabdingbar für eine neue partizipatorisch begründete 
Konzeption staatsbürgerlicher Identität. 
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In diesen jeweils unterschiedlichen Kontexten ist eine Spannung zwischen 
Identität und Nationalität festzustellen, die dem Strukturmerkmal von Gleich- 
heit im Sinne von modern geprägter nationaler Identität als eines von zwei 
zentralen Elementen von Staatsbürgerschaft widerspricht: die Definition von 
Identität läßt sich kaum noch politisch überzeugend von Nationalität ableiten. 
Die Attribute von Identität lassen sich nicht definieren, sie werden erst, so zei- 
gen es am eindrucksvollsten Studien über soziale Bewegungen, durch Mobili- 
sierung sichtbar geprägt (Laclaw/Mouffe 1985, Hark 1995, Jenson 1993). 
Angesichts dieser Turbulenzen stellt sich die Frage, ob die Staatsbürger- 
schaftspraxis nach dem Ende des Kalten Krieges womöglich zu der Heraus- 
bildung neuer Staatsbürgerschaftsregime führt und welches die strukturellen 
und institutionellen Merkmale solcher Veränderungen wären. 
Staatsbürgerschaft wurde in ihrer politischen und konzeptionellen Bedeu- 
tung in historischen Momenten der Turbulenz jeweils redefiniert. Der 
Staatsbürgerschaftsdiskurs nach dem Ende des Kalten Krieges deutet auf 
Fragmentierung als neuem Strukturmerkmal der Staatsbürgerschaftspraxis 
hin. Statt zentralstaatlich formulierter Staatsangehörigkeit wird der Blick 
auf partizipatorisch gebundene Zugehörigkeit (Identität) gelenkt. Wenn 
trotz und vermutlich gerade aufgrund der gegenwärtigen, bedeutsamen po- 
litischen Veränderungen, Staatsbürgerschaft als Konzept und als Politik- 
feld nach wie vor von zentraler Bedeutung für politische Entscheidungs- 
prozesse ist, dann stellen sich zwei Fragen: Erstens, wie durch die gegen- 
wärtigen Grenzverschiebungen die territorial vermittelte Vorstellung einer 
homogenen staatsbürgerlichen Identität zugunsten differenzierter, multipler 
Identitäten aufgebrochen wird, und zweitens, wie sich diese über geogra- 
phische, kulturelle und sozioökonomische Räume vermittelte Identität in 
ihrer Bedeutung für ein Gefühl von Zugehörigkeit institutionell und kon- 
zeptionell begreifen läßt. 

Während sich die Sprache (Theorie) von Staatsbürgerschaft traditionell auf 
den Nationalstaat und dementsprechend auf die legal definierte Nationalität 
von BürgerInnen bezieht, deutet die gegenwärtige Praxis (Diskurs) auf ein 
neues Verständnis von Staatsbürgerschaft hin, dem fragmentierte statt ho- 
mogenisierte Identitäten zugrunde liegen. Mit der Feststellung, daß Identi- 
tät facettenreich und nicht homogen ist, stellt sich nicht nur ein konzeptio- 
nelles Problem, auch die politische Funktion von Staatsbürgerschaft wird 
in Frage gestellt. Welches sind die konzeptionellen und institutionellen 
Auswirkungen des Wandels im modernen Staatsbürgerschaftsdiskurs? Gibt 
es Ansätze zu einer Neuformulierung der Beziehung zwischen Bürgerln 
und Staat? Und schließlich, gibt es erkennbare Strukturmerkmale dieses 
Veränderungsprozesses? 
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Um sich diesen möglichen Veränderungen der Staatsbürgerschaftspraxis 
und entsprechend auch dem Konzept von Staatsbürgerschaft anzunähern, 
sind Fallstudien wichtig. Es ist daher die Intention dieses Heftes, mit Stu- 
dien in unterschiedlichen Kontexten, in denen jeweils das traditionelle Bild 
nationalstaatlich begründeter Staatsbürgerschaft in Frage gestellt wird, 
Staatsbürgerschaftspraxis in eine politische Perspektive zu setzen. Statt 
zentralstaatlich formulierter Staatsangehörigkeit (legaler Status) wird so 
der Blick frei für die an partizipatorische Erfahrung gebundene Zugehörig- 
keit (Identität). Wenn es zutrifft, daß Momente von Turbulenz zu einer Re- 
definition von Strukturmerkmalen beiträgt, dann können Fallstudien zur 
Staatsbürgerschaftspraxis in unterschiedlichen, turbulenten Kontexten zur 
Klärung beitragen. 
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Antje Wiener 


(Staats)Bürgerschaft ohne Staat 
Ortsbezogene Partizipationsmuster am Beispiel der 
Europäischen Union‘ 


Die Einführung einer Unionsbürgerschaft durch die Maastrichter Verträge 
(Artikel 8 EG-Vertrag) von 1992 hat eine Vielzahl von Reaktionen hervor- 
gerufen, die von juristischer Seite bis hin zu progressiven Nicht-Regie- 
rungs-Organisationen (NROs) reichen. Weitgehende Übereinstimmung be- 
steht in diesen Reaktionen dahingehend, daß der Staatsbürgerschaftsartikel 
Mängel aufweist. Von dieser gemeinsamen Basis ausgehend, lassen sich 
dann zwei unterschiedliche Handlungsstränge feststellen. BeobachterIn- 
nen, die den konkreten Inhalt der Unionsbürgerschaft untersuchen und mit 
den bekannten Typen formal etablierter nationaler Staatsbürgerschaften 
vergleichen, heben vor allem die Einschränkungen hervor, denen die Uni- 
onsbürgerschaft als legales Konzept unterliegt.” Davon unterscheiden sich 
die Debatten, in denen die Unionsbürgerschaft als »Entwicklungskonzept« 
diskutiert wird. In letzterem Sinne sind beispielsweise die von NROs, In- 
teressengruppen und sozialen Bewegungen ausgehenden Vorschläge zu 
verstehen, die darauf abzielen, den Unionsbürgerschaftsartikel in Richtung 
deutlicher ortsbezogener BürgerInnenrechte zu verändern.? 


1 Dieser Beitrag ist die überarbeitete und leicht veränderte Fassung eines Aufsatzes, der zu- 
erst im Oxford International Review, Vol. VII, No. 3 (1996) S. 44-51 erschienen ist. 

2 Charakteristisch für diese Perspektive ist die Forderung von Kovar und Simon, daß die 
Untersuchung der Unionsbürgerschaft außerhalb der »leidenschaftlich« geführten politi- 
schen Debatte stattfinden müsse, und deswegen allein juristische Studien deren Charakter 
gerecht werden könnten (Kovar/Simon 1994: 288). Weitere überwiegend juristische An- 
sätze finden sich u.a. bei O'Leary (1995), O'Keeffe/Twomey (1994), Closa (1992; 1995), 
Hailbronner (1995), König/Pechstein (1995). 

3 Der Ausdruck »developing concept« wird sowohl von der Europäischen Kommission 
(European Commission 1995: 7), als auch vom Europäischen Parlament verwendet 
(European Parliament 1996, 5). Forderungen nach einer ortsbezogenen Staatsbürgerschaft 
wurden beispielsweise vom Antiracist Network for Equality in Europe (1995: 4) vorge- 
tragen, das verlangte, daß Staatsbürgerschaft an »every person holding the nationality ofa 
Member State and every person residing within the territory of the European Union« ver- 
liehen werden solle. Ähnliche Forderungen sind vom Euro Citizen Action Service (1996: 
1) vorgelegt worden. Der ortsbezogene Ansatz zur Staatsbürgerschaft ist von Jane Jenson 
im kanadischen Kontext diskutiert worden. Jenson nennt diesen Ansatz »place-sensitive« 
(Jenson 1992). 
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Die Unterscheidung zwischen diesen Debatten, bei denen es um Einfluß 
auf die Politikformulierung geht, findet ihre Entsprechung in der wissen- 
schaftlichen Diskussion, in der sich eine Unterscheidung zwischen »mini- 
malistischen« und »dynamischen« Ansätzen zur Unionsbürgerschaft abzu- 
zeichnen beginnt. So verfolgen die MinimalistInnen einen formalen An- 
satz, der sich auf die Beurteilung legaler Rechte in der EU konzeniiert, 
während der dynamische Ansatz sich aus einer politikwissenschaftlichen 
Schule entwickelt hat, die neue Politikoptionen in Betracht zieht und dis- 
kutiert ob und wie (Staats)Bürgerschaft* neu gedacht werden kann.? Diese 
konstruktive Perspektive baut auf der Feststellung eines politischen Span- 
nungsverhältnisses auf, das aus den Mustern von Einschluß und Ausschluß 
resultiert, die allen (Staats)Bürgerschaftspolitiken zugrundeliegen. Diese 
Muster, die sowohl im internationalen Staatensystem wie auch in der na- 
tionalen Politik eine zentrale Rolle einnehmen, werden zunehmend von 
den ausgeschlossenen Gruppen kritisiert. Sie sind gegenwärtig ein zentra- 
ler Bestandteil der politischen Steuerung von Migrationspolitik und sie 
stellen darüberhinaus ein kontinuierliches Thema politischer Auseinander- 
setzungen dar. Die innen- und außenpolitisch wichtige Abgrenzungspolitik 
steht also in einem Spannungsverhältnis zu normativ oder politisch- 
partizipatorisch begründeten Forderungen nach Rechten auf demokratische 
Partizipation. Konstruktive Ansätze versuchen, dieses Spannungsverhältnis 
auf konzeptioneller Ebene in Angriff zu nehmen. 

Dieser Artikel untersucht im Rahmen des dynamischen Ansatzes die kon- 
zeptionellen und politischen Implikationen, die sich aus der Anwesenheit 
von Angehörigen von Drittstaaten (d.h. Personen, die sich innerhalb der 
EU niedergelassen haben, jedoch nicht Staatsangehörige eines EU Mit- 


4 Ich verwende folgende deutsche Übersetzungen von citizenship: (1) »Staatsbürgerschaft« 
mit bezug auf das moderne, nationalstaatlich begründete Konzept; (2) »(Staats)Bürger- 
schaft« mit bezug auf das klassische Konzept, das auf die republikanische Konzeption 
von Staatsbürgerschaft in der griechischen polis zurückgeführt wird; (3) »BürgerInnen- 
schaft« im Hinblick auf eine neu gedachte, ortsbezogene und historisch konstruierte Kon- 
zeption der beiden 0.8. Konzepte. 

5 Elizabeth Meehan (1996) hat die Unterscheidung zwischen diesen zwei Denkschulen vor- 
geschlagen. 

6 Der dynamische Ansatz zur Staatsbürgerschaft ist nicht nur in bezug auf die europäische 
Integration entwickelt worden. Er ist ebenfalls in einer Unterdisziplin der Internationalen 
Beziehungen hinsichtlich einer entstehenden »globalen Gesellschaft« diskutiert worden. 
Beispiele für ersteres finden sich bei Meehan (1993), Preuss (1995), Wiener (1995); 
Beispiele für letzteres bei Kratochwil (1994), Linklater (1996), Archibugi/ Held (1995). - 
Die Ursprünge dieses Ansatzes liegen in frühen Studien zur Staatenbildung, vgl. 
beispielsweise Bendix (1964), Tilly (1975); aber auch zu Staatsbürgerschaft und 
Wohlfahrtsstaat (Balbo 1992), Marshall (1950), Hemes (1987) sowie zu liberal- 
feministischen Kritiken an Sozialkontraktstheorien, beispielsweise Okin (1992), Pateman 
(1988), Young (1990) und anti-rassistischen Studien wie Anthias/Yuval-Davis (1992), 
Bakan/Stasiulis (1994). 
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gliedslandes sind) für die Unionsbürgerschaft ergeben.” Die Wahl dieses 
Ansatzes beruht auf zwei Beobachtungen. Erstens entspricht der »inkre- 
mentalen« Dimension der EU® ein evolutionäres Konzept von BürgerIn- 
nenschaft am besten (d.h. da Artikel 8e zu einem ausbaufähigen Konzept 
der Unionsbürgerschaft beiträgt, besitzt er ein kreatives Potential).? Der in- 
krementale Charakter der EU ist vorwiegend im Zusammenhang mit der 
Wirtschaftsintegration diskutiert worden. Diese beruht auf der fortschrei- 
tenden Verwirklichung des freien Güterverkehrs und der Freizügigkeit von 
Dienstleistungen, Kapitalverkehr und Personen innerhalb der EU.!? Zwei- 
tens stellen zunehmende Migrationsbewegungen und steigendes Interesse 
an Auslandserfahrungen (insbesondere unter jungen Menschen) - in vie- 
lerlei Hinsicht eine beabsichtigte Konsequenz europäischer Staatsbür- 
gerschaftspolitik - die Mitwirkungsstrukturen der polity und deren insti- 
tutionelle Ausprägungen vor neue Herausforderungen. Dies hat Auswir- 
kungen auf neu entstehende institutionellen Beziehungen zwischen den 
BürgerInnen und den Gemeinschaften, in denen sie sich bewegen, leben 
und arbeiten.!! Falls beide Beobachtungen zutreffend sind, wird die Uni- 


7  O'Keeffe weist darauf hin, daß diese Personenegruppe Schätzungen zufolge zwischen 
acht und dreizehn Millionen Menschen umfasst (O'Keeffe 1994: 104). Ich bin mir be- 
wußt, daß sich anderen innerhalb der EU lebenden Gruppen andersgeartete, aber doch 
ähnliche Probleme stellen. Hierbei denke ich etwa an die »transnationals« (d.h. Kinder, 
die mit ihren Eltern in einen Mitgliedsstaat gezogen sind, dessen Staatsangehörigkeit sie 
nicht besitzen, sich aber dann als Erwachsene nicht in ihrem Herkunftsland haben regi- 
strieren lassen). In diesem konzeptionell orientierten Aufsatz gehe ich nur auf die Proble- 
me einer einzelnen Gruppe ein, um an diesem Beispiel, die politischen Spannungen auf- 
zuzeigen, die in Verbindung mit einer zukünftigen Unionsbürgerschaftspolitik auftreten 
können. Der Ausdruck »transnationals« stammt von Helen Wallace. 

8 Diese »inkrementale» Dimension kann am besten anhand der vieldiskutierten »Erweite- 
rungs/Vertiefungsproblematik« erklärt werden. »Erweiterung« bezieht sich auf den Pro- 
zess der Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten, während sich »Vertiefung« über die Konstitu- 
tionalisierung neuer Institutionen der Euro-Polity definiert (vgl. Wessels 1991). 

9 Manfred Degen und Lode van Outrive, die beide maßgeblichen Anteil an den Diskussio- 
nen und der Ausformulierung der Unionsbürgerschaftspolitik hatten, haben wiederholt 
auf die Bedeutung dieses Artikels hingewiesen (vgl. Degen 1993). Artikel 8e des EG- 
Vertrages bestimmt daß »[t]Jhe Commission shall report to the European Parliament, to the 
Council and to the Economic and Social Committee before 31 December 1993 and then 
every three years on the application of the provisions of this Part. This report shall take 
account of the development of the Union« (meine Hervorhebungen). 

10 Vgl. beispielsweise den dynamischen Policy Entwurf des Weissbuches der Kommission: 
»Completing the Internal Market« (COM(85) 310 final, Brussels, 14 June 1985). 

11 Freizügigkeit für ArbeitnehmerInnen (und ihre Familien) wurde hergestellt, um eine grö- 
Bere Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen. Freizügigkeit von AkademikerInnen 
und StudentInnen hatte die Konstruktion eines Zugehörigkeitsgefühls zur Europäischen 
Gemeinschaft zum Ziel. Sie wurde durch Programme, die auf den Adonnino-Bericht folg- 
ten, angeregt (»A People's Europe«, Bulletin of the European Communities, Suppl. 7, 
1985). Eine eingehende Darstellung der Verbindungen zwischen diesen Initiativen und 
der Unionsbürgerschaftspolitik findet sich bei Wiener (1995). Als Kommissionsvorschlag 
zur Lösung des »demokratischen Defizits«, das durch die zunehmenden innergemein- 
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onsbürgerschaft nicht nur zu Debatten über deren Verwirklichung in den 
Mitgliedsstaaten führen.!? Sie wird auch zum Gegenstand eines stetigen 
politischen Spannungsverhältnisses zwischen den politischen Partizipati- 
onsrechten, die den UnionsbürgerInnen zuteil werden und denen, die von 
Drittstaatsangehörigen in Anspruch genommen werden können. Die Bür- 
gerschaftspolitik in der EU muß deswegen ein inhärentes politisches Pro- 
blem lösen. 

Um dieses Problem angehen zu können, schlägt dieser Artikel vor, den dy- 
namischen Ansatz zur Unionsbürgerschaft zu verfolgen.!3 Ich argumen- 
tiere, daß die Spannungsverhältnisse innerhalb der Staatsbürgerschaft, so- 
wie deren Herkunft und mögliche Lösungsmuster am besten erfasst werden 
können, wenn man Staatsbürgerschaft als eine »Praxis« versteht.!* Dieser 
Artikel gibt eine Zusammenfassung des dynamischen Ansatzes, um dann 
aufzuzeigen, wie Staatsbürgerschaftspraxis in einem bestimmten histori- 
schen Kontext dazu beitragen kann, das Staatsbürgerschaftskonzept neu zu 
überdenken. Ein solches Konzept könnte durch institutionelle Innovationen 
politische Mitwirkungsrechte an Drittstaatsangehörige verleihen, indem es 
diese auf das Aufenthaltsrecht bezieht. Im ersten Abschnitt des Aufsatzes 
wird der Begriff der Staatsbürgerschaftspraxis definiert. Im zweiten Ab- 
schnitt wird die Staatsbürgerschaftspraxis, verstanden als Rechte, Zugang 
und Zugehörigkeit, auf die EU angewandt und untersucht wie der An- 
spruch der Angehörigen von Drittländern auf politische Mitwirkung auf 
einer konzeptionellen Ebene angegangen werden kann. 


Staatsbürgerschaftspraxis: Rechte, Zugang, Zugehörigkeit 


Im weitesten Sinne beschreibt (Staats)Bürgerschaft das Verhältnis zwi- 
schen Individuum und politischer Gemeinschaft. Das Konzept definiert 
den Anspruch auf Teilhabe an einer politischen Gemeinschaft (Staat), die 
von der Gemeinschaft (Volk) dazu ermächtigt ist, als Souverän Hoheitsin- 
teressen gegenüber anderen Staaten/Gemeinschaften wie auch gegenüber 
den BürgerInnen zu vertreten. Dieses Modell einer Beziehung zwischen 
zwei Einheiten, also der BürgerIn einerseits, and dem Souverän (Monar- 
chIn/Stadt/Nationalstaat) andererseits, unterliegt dem heute dominanten 
Gedanken moderner Staatsbürgerschaft.!? Aus diesen Ansätzen folgen drei 


schaftlichen Migrationsbewegen verschärft wurde vgl. den Bericht »Voting rights in local 
elections for Community nationals«, Bulletin of the European Community, Suppl. 7, 
1986. 

12 Als Beispiel für derartige Probleme bei der Umsetzung der Bestimmungen zur Teilnahme 
von UnionsbürgerInnen an Gemeindewahlen in Frankreich, vgl. McMahon (1995). 

13 Für einen weiteren minimalistischen Ansatz, vgl. Peers (1996). 

14 Ich habe diesen Ansatz in Wiener (1995) entwickelt. 

15 Evans und Oliveira weisen darauf hin, daß Staatsbürgerschaft »a concept denoting the le- 
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notwendige Elemente für eine Konzeptionalisierung von (Staats)Bürger- 
schaft: BürgerIn, Staat/Gemeinschaft und das Verhältnis zwischen bei- 
den.!6 

Da jegliche Untersuchung von Staatsbürgerschaft auf die eine oder andere 
Weise auf diese drei Elemente Bezug nehmen muß, können diese als kon- 
stituierende Elemente der Staatsbürgerschaft bezeichnet werden. Während 
die ersten beiden Elemente, BürgerIn und Staat/Gemeinschaft, insbesonde- 
re von klassischen Ansätzen zur Staatsbürgerschaft hervorgehoben worden 
sind, ist das dritte, beziehungsabhängige Element, bislang vernachlässigt 
worden. (Staats)Bürgerschaftstheorie bietet nicht die notwendigen Werk- 
zeuge, um Staatsbürgerschaft als historisch konstruierten Prozess oder als 
konstitutive Praxis zu untersuchen. Diese Ahistorizität trägt zu der fortlau- 
fenden Auseinandersetzung über das Konzept von (Staats)Bürgerschaft 
bei.!7 Außerdem wird zunehmend akzeptiert, daß (Staats)Bürgerschaft 
nicht allein auf der Basis formaler Kriterien behandelt werden kann (Kra- 
tochwil 1994; Habermas 1992). 

Die mangelhafte Erfassung des Verhältnisses zwischen BürgerIn und Staat 
als relevante, wenn nicht sogar ausschlaggebende historische Dimension 
von (Staats)Bürgerschaft ist ein bisher ungelöstes Problem für die meisten 
(Staats)BürgerschaftsforscherInnen geblieben, obwohl die grundlegende 
Bedeutung dieser Beziehung für den Prozeß moderner Staatenbildung 
weithin anerkannt ist. Ich schlage eine Annäherung an dieses Verhältnis 
anhand des Konzepts von »Staatsbürgerschaftspraxis« vor.!® Staatsbürger- 
schaftspraxis wird als das Set derjenigen Handlungen verstanden, die zur 
Verleihung von BürgerInnenrechten, zur Schaffung von Zugang und zur 
Entwicklung von Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft beitragen. Diese 
Praxis schließt sowohl Auseinandersetzungen zwischen gesellschaftli- 


gal consequences, which attach to the existence of a special connection between a defined 
category of individuals and a state« ist und deswegen im wesentlichen »a provision which 
is made for participation by a defined category of individuals in the life of a state« 
(Evans/Jessurun d'Oliveira 1989: 2). Vgl. ebenfalls Turners Feststellung von »[t]wo par- 
allel movements whereby a state is transformed into a nation at the same time that sub- 
jects are transformed into citizens« (Turner 1990: 208). 

16 Ähnliche Elemente sind von Charles Tilly als grundlegende Kriterien der Staatenbildung 
identifiziert worden. Er bemerkt daß »[i]n its simplest version the problem [of state- 
making] has only three elements. First, there is the population which carries on some 
collective political life - if only by virtue of being nominally subject to the same 
central authority. Second, there is a governmental organisation which exercises control 
over the rincipal concentrated means of coercion within the population. Third, there are 
routinised relations between the governmental organisation and the population« (Tilly 
1975: 32). 

17 Tillys Bemerkung, daß »no standard definition of citizenship has yet gained scholarly 
consensus«, ist in diesem Sinne zu verstehen (Tilly 1995: 5). Vgl. ebenfalls Held (1991), 
Kymlicka/Norman (1994) und Turner (1993) für ähnliche Beobachtungen. 

18 Zur Entwicklung dieses Konzepts siehe Wiener (1995: Kapitel 3). 
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chen Kräften wie auch den Gestaltungsprozeß von Politik (policy-making) 
innerhalb der Institutionen der Polity ein.!? 

Ein wesentlicher Aspekt von Staatsbürgerschaftspraxis ist, daß sie den 
konstitutierenden Elementen der Staatsbürgerschaft Dynamik verleiht. 
Staatsbürgerschaft ist kein statisches Konzept. Das Zusammenwirken der 
konstitutiven Elemente über Zeit und Raum verleiht dem Konzept eine hı- 
storische Dimension und damit ein dynamisches Moment. Der Charakter 
der drei konstutiven Elemente hat sich mit der Zeit gewandelt: (1) Der 
Staat bzw. die Gemeinschaft hat sich mit der Etablierung neuer Institutio- 
nen verändert. (2) Erfolgreiche Auseinandersetzungen um Bürgerrechte 
haben zu deren Ausweitung auf neue Gruppen von BürgerInnen geführt, 
während andere als NichtstaatsbürgerInnen ausgeschlossen blieben. (3) 
Politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wandel haben die Bil- 
dung neuer Institutionen initiiert bzw. bestehende institutionelle Mecha- 
nismen zur Regelung des Verhältnisses von BürgerIn und Staat/Gemein- 
schaft umgestaltet. Somit hat Staatsbürgerschaftspraxis in ihrer Erschei- 
nungsform als Kampf um Bürgerrechte einerseits und in Verbindung damit 
als staatliche Politik andererseits zum Wandel politischer Organisation in- 
nerhalb und zwischen Gemeinschaften beigetragen. Staatsbürgerschafts- 
praxis schließt deswegen historische Veränderbarkeit ein. 

Historische Studien zur Staatsbürgerschaftspraxis, die diese Veränderbar- 
keit ernst nahmen, haben drei Elemente der Staatsbürgerschaft aufgezeigt. 
Das erste Element betrifft Rechte, d.h. die gesetzlich geregelten Beziehun- 
gen zwischen Individuum und Staat/Gemeinschaft.?0 Es schließt mehrere 
Arten von Rechten ein, beispielsweise bürgerliche, politische und soziale 
Rechte.2! 

Das zweite Element der Staatsbürgerschaft betrifft Formen des Zugangs. 
Es gibt Aufschluß über die Bedingungen, unter denen das Verhältnis zwi- 


19 Konflikthafte Prozesse als Teil der Institutionenbildung im modernen Nationalstaat wie 
auch in der europäischen Polity werden u.a. in Tillys Arbeit zur Staatenbildung (Tilly 
1975) und Tarrows Analyse der »Europeanisation of conflict« betont (Tarrow 1995). Im 
vorliegenden Aufsatz argumentiere ich, daß diese Prozesse ebenfalls eine grundlegende 
Bedeutung für einen dynamischen (Staats)Bürgerschaftsbegriff haben. 

20 Held entwickelt diese Perspektive weiter, indem er konstatiert, daß »[c]itizenship rights 
are entitlements. Such entitlements are public and social [...] They are 'of right‘ and can 
only be abrogated by the state under clearly delimited circumstances« (Held 1995: 20). 

21 Diese Perspektive, die (Staats)Bürgerschaft als inkrementale Erweiterung von Rechten 
sieht, ist vor allem mit T.H. Marshall verbunden, der Bürgerschaft in drei Phasen der Eta- 
blierung ziviler, politischer und sozialer Bürgerrechte unterteilt hat (Marshall 1950: 10). 
Dabei schließen zivile Rechte das Freiheitsrecht der Person, Redefreiheit, Gedankenfrei- 
heit und Religionsfreiheit, Privateigentum und Vertragsfreiheit ein. Politische Rechte be- 
inhalten das Mitwirkungsrecht an der Ausübung politischer Macht. Soziale Rechte umfas- 
sen das Recht auf ein Mindestmaß an sozialer Wohlfahrt und Sicherheit, Teilhabe am ge- 
sellschaftiichen Erbe und die Möglichkeit, ein zivilisiertes Leben führen zu können (ebd.: 
10-11). 
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schen BürgerInnen und Staat/Gemeinschaft praktiziert wird. Es wird tradi- 
tionell vorwiegend juristisch als Zugang zu einem spezifischen Hoheits- 
gebiet, mit anderen Worten, als Staatsangehörigkeit, definiert. Diese mini- 
malistische Definition von Zugang regelt den Zugang zu bzw. den Aus- 
schluß von politischen Territorien. Das Konzept der Staatsbürgerschafts- 
praxis ist jedoch von einem anderen Zugangsbegriffs abgeleitet. Dieser 
Begriff von Zugang ist nicht auf territorial definierte, politische Grenzen 
reduziert, sondern schließt auch gesellschaftlich und ökonomisch definierte 
Kriterien, über die Zugang etabliert werden kann, ein.2? Dieser Zugangs- 
begriff ist besonders von kritisch-feministischen, sozialdemokratisch ge- 
prägten und anti-rassistischen Arbeiten entwickelt worden, die den aus- 
schließenden Charakter politischer Staatsbürgerschaft kritisieren. In sol- 
chen Kritiken wird hervorgehoben, daß lediglich die Verleihung von 
Rechten keine ausreichende Garantie dafür bietet, daß diese auch in An- 
spruch genommen werden können, wenn die Mittel zur Ausübung dieser 
Rechte wie zum Beispiel sozialpolitische Einrichtungen (Schule, Trans- 
port, Sozialversicherung) fehlen. 

Das dritte historische Element ist die Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft. 
Es besteht zum einen aus den rechtlichen Bindungen an ein souveränes 
Gemeinwesen, die sich zur Zeit entweder auf das ius solis oder das ius 
sanguis (Boden bzw. Blutsrecht) stützen und zum anderen in identitätsbe- 
zogenen Bindungen an eine Gemeinschaft, die sich durch eine bestimmte 
Identität ausdrücken.2? 

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß ein dynamischer Ansatz damit be- 
ginnt, die dreiteilige Konstruktion von Rechten, Zugang und Zugehörigkeit als 
Essenz der Staatsbürgerschaft zu verstehen. Während es zwar möglich ist, die- 
se Elemente gesondert zu betrachten, ist es wichtig, zu beachten, daß sie 
stets zueinander in Beziehung stehen und sich wechselseitig beeinflußen. 
Diese drei Elemente ergeben einen prozeßorientierten, dynamischen Bür- 
gerschaftsbegriff und werden deshalb als die historischen Dimensionnen 
von Bürgerschaft betrachtet. Sie fügen dem Konzept der idealen (Staats) 
Bürgerschaft eine kontextbezogene Bedeutung hinzu. Dadurch ermögli- 
chen sie einen Blick auf (Staats)Bürgerschaft als Praxis. Schaubild 1 stellt 
dieses dreiteilige Model der Staatsbürgerschaftspraxis dar. 


22 Diese Perspektive wird von Brubaker hervorgehoben: »[i]lndeed political territory as we 
know it today - bounded territory to which access is controlled by the state - presupposes 
membership. It presupposes some way of distinguishing those who have free access to the 
territory from those who do not, those who belong to the state from those who do not« 
(Brubaker 1992: 22). 

23 Liberale Perspektiven zur Identität finden sich insbesondere in Youngs Konzept der 
»differentiated citizenship« (Young 1990), aber auch bei Kymlicka/Norman (1994). Als 
holistischen Ansatz zu Identität und Staatsbürgerschaft vgl. Habermas (1992). 
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Dieses Modell verdeutlicht, daß sich Rechte und Zugangsmöglichkeiten von 
BürgerInnen nicht nur aus der juristischen Definition von Staatsangehörigkeit 
ableiten, sondern auch durch die Zugehörigkeit zu einer Vielfalt ökonomisch, 
kulturell oder sozial definierter Räume bestimmt wird. Diese Räume über- 
lappen sich teilweise und stelien damit die politisch gezogenen 


Schaubild 1: Staatsbürgerschaftspraxis 


Rechte bürgerlich 
politisch 
sozial 


Zugang (a) Polity 
(b) Wohlfahrtsstaat 


Zugehörigkeit (a) Identität durch Partizipation in 
- wirtschaftlichen 
- gesellschaftlichen Räumen 
- kulturellen 
- allgemeine Steuerpflicht 
- Militärpflicht 


(b) juristisch (in/out) - Nationalität 


Grenzen in Frage. Politisches Wahlrecht und ökonomisch bedingte Steuer- 
pflicht beziehen sich beispielsweise häufig auf unterschiedliche geographische 
Grenzen. Grenzen sind daher wesentlich für die Definition von Staatsbürger- 
schaftspraxis. Zugehörigkeitsgefühl hängt immer von Grenzziehungsprozes- 
sen ab, die das Gebiet der »zugehörigen« BürgerInnen markieren.?* Zusam- 
mengefaßt läßt sich dann festhalten, daß Abgrenzungsprozesse innerhalb 
und zwischen (National)staaten grundlegend für den Prozess nationaler 
Identifikation sind,2° der Zugehörigkeitsaspekt der Staatsbürgerschaft je- 
doch auch von gesellschaftlich konstruierten Grenzen beeinflußt wird. 

Grenzpolitik und Zugehörigkeit folgen jedoch in der Politikformulierung 
oftmals unterschiedlichen strategischen Mustern: Grenzen treten sowohl 


24 Kratochwil bemerkt, »[ilt is perhaps best to conceive of citizenship as a space within a 
discourse on politics that institutionalised identities and differences by drawing boundari- 
es, both in terms of membership and in terms of the actual political practices that are con- 
nected with this membership. An explication of the concept, therefore, is not governed by 
the atemporal criteria of adequacy or correspondence. It necessarily becomes historical, 
requiring an examination of the genealogy of the concept and its temporary reconciliati- 
ons« (Kratochwil 1994: 486). 

25 Cohens Studie problematisiert beispielsweise die »Frontiers of Identity« als grenzüber- 
greifende Schranken (Cohen 1994). 
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als sichtbare, wie auch als unsichtbare Institutionen von Einschlüssen und 
Ausschlüssen auf. Sichtbare Grenzen finden ihre institutionelle Manifestie- 
rung in Einreiseregelungen in ein bestimmtes Land (bei der Einreise auf 
dem Land-, Luft- oder Seeweg muß man eine Grenze überschreiten, einen 
Grenzposten passieren, einen Reisepass vorweisen). Unsichtbare Grenzen 
äußern sich als Zugehörigkeitsgefühl zu einem Land oder zu einer be- 
stimmten Gruppe, die z.B. geschlechtsspezifisch, ethnisch oder klas- 
senbedingt definiert ist. Zahlreiche Studien haben hervorgehoben, daß die- 
se unsichtbaren Grenzen oft eine vollständige Partizipation verhindern. Die 
Notwendigkeit, zwischen diesen beiden Arten von Grenzen zu unterschei- 
den, ist deswegen eine wichtige Prämisse dynamischer Ansätze zur Staats- 
bürgerschaft. Der erste Grenztypus ist in bezug auf eine Gemeinschaft in- 
nerhalb eines eingegrenzten Raumes definiert. Er ist durch politische Bür- 
gerrechte und/oder Zugang zu politischer Partizipation definiert. Der 
zweite Grenztypus beruht auf weit subtileren Einschluß- und Ausschluß- 
mechanismen, die zutreffender als Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gemein- 
schaft verstanden werden können. Dieses Gefühl basiert auf tatsächlich 
praktiziertem Einschluß über soziale oder bürgerliche Rechte, deren Er- 
werb aber auch mit Ausschließungsprozessen einhergehen kann. Die Aus- 
weitung der Sozialpolitik hat beispielsweise in vielen europäischen Län- 
dern ImmigrantInnen ungeachtet des anhaltenden Ausschlusses von politi- 
schen Partizipationsrechten den Zugang zu Sozialleistungen ermöglicht. 
Die Grenzen innerhalb des politischen Raumes, die beispielsweise im ein- 
geschränktem Wahlrecht ihren Ausdruck finden, sind nicht not- 
wendigerweise deckungsgleich mit den Grenzen sozioökonomisch oder kultu- 
rell definierter Räume. Zugehörigkeit nimmt also unterschiedliche Aus- 
drucksformen an, denn sie steht im Wechselverhältnis mit unterschiedlich 
verlaufenden Prozessen der Grenzziehung. Da derartige Trennungslinien 
oft nicht mit territorial definierten Grenzen zusammenfallen, fördern sie 
die Entstehung multipler Identitäten, die Bürger und Nichtbürger glei- 
chermaßen betreffen, jedoch unterschiedlich politisch mobilisiert.26 

Auf der Grundlage der oben skizzierten dekonstruktiven Annäherung an 
eine historische Definition von Bürgerschaft werde ich mich mit der EU 
als Fallbeispiel für eine historisch neue Situierung von (Staats)Bürger- 
schaft beschäftigen. Dabei steht die zunehmende Bedeutung unsichtbarer 
Grenzen innerhalb politischer Gemeinwesen im Zentrum. Sie sind grund- 
legend für das Verständnis der problematischen Situation von BürgerInnen 
aus Drittstaaten in der EU. 


26 Ein zunehmendes Interesse für derartige Grenzen spiegelt sich in einer Reihe jüngerer 
Studien über Migration, Multikulturalismus und Staatsbürgerschaft wider (vgl. beispiels- 
weise Anthias/Yuval-Davis (1992), Bakan/Stasiulis (1994), Bös (1993), Jenson (1995), 
Kymlicka/Norman (1994), Young (1990), Yuval-Davis (1993). 
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Fragmentierte Staatsbürgerschaftspraxis in der Europäischen Unien 


Die Unionsbürgerschaft muß von der nationalen Staatsbürgerschaft unter- 
schieden werden. Jede UnionsbürgerIn genießt in erster Linie nationale 
Rechte in einem bestimmten Mitgliedsstaat und in zweiter Linie zusätzli- 
che Rechte in allen Mitgliedsstaaten (Closa 1993). Die Bezugnahme auf 
Rechte allein reicht jedoch nicht aus, um den Charakter dieser neuen su- 
pranationalen Bürgerschaft zu erfassen. Meehan hat beispielsweise festge- 
stellt daß eine Unionsbürgerschaft bereits vor deren Aufnahme in den Uni- 
onsvertrag existierte. Sie rekonstruierte den entstehenden europäischen 
Typ von Bürgerschaft, indem sie die sich wandelnde Bedeutung von 
»citizenship« über einen längeren Zeitraum hinweg zusammenfaßte. Aus 
einem Vergleich dieser Bedeutungen mit dem Bürgerschaftstypus der EU 
folgert sie, »that it is not meaningless to speak of European citizenship or, 
at least, the coexistence of national and European citizenship« (Meehan 
1993: xii). 

Worin liegt nun der Inhalt dieser europäischen Bürgerschaft? Wie entwickelte 
er sich, und was ist seine politische Bedeutung im Rahmen der Unionsbürger- 
schaft? Dies sind Fragen, die gestellt werden müssen, wenn die politische 
Sprengkraft dieser oft als rein formal bezeichneten Bürgerschaft bestimmt 
werden soll. Der folgende Abschnitt gibt eine kurze Zusammenfassung ei- 
ner Fallstudie, die diesen Fragen nachgegangen ist, wieder. 

Die Geschichte der Bürgerschaftspraxis in der EG/EU begann in den sieb- 
ziger Jahren, als von EG PolitikerInnen die Notwendigkeit einer europäi- 
schen Identität angemahnt wurde. Debatten über eine solche Identität 
führten zum Ziel »besonderer Rechte« für GemeinschaftsbürgerInnen, so- 
wie zum Aufbau einer »Passunion«. Beide Vorhaben zielten darauf ab, ei- 
ne Identität zu schaffen, die auf einem Zugehörigkeitsgefühl beruhte. Das 
zweiteilige historische Element der Zugehörigkeit war somit Bestandteil 
der sich entwickelnden Staatsbürgerschaftspraxis. Zunächst wurde der po- 
licy-Gegenstand der besonderen Rechte als mögliche juristische Regelung 
von Fragen der Mitgliedschaft mit Blick auf die Entwicklung einer euro- 
päischen Identität formuliert, während der policy-Gegenstand der Passuni- 
on, die den BürgerInnen die Benutzung eines gemeinsamen Passes über of- 
fene interne Grenzen hinweg ermöglichen sollte, auf die Schaffung eines 
Zugehörigkeitgefühls abzielte (identitätsbezogene Bindungen). Der nächste 
Abschnitt der Unionsbürgerschaftspolitk in den achtziger Jahren stand im 
Zeichen einer Entwicklungsphase der Gemeinschaft, in welcher die Er- 
möglichung einer zunehmenden grenzüberschreitenden Mobilität von Ar- 
beiter-BürgerInnen als Voraussetzung für wirtschaftliche Flexibilität ange- 
sehen wurde. Die Freizügigkeit verschärfte die Diskrepanz zwischen so- 
zialer und politischer Gleichheit zwischen »Ausländern« und »Staatsange- 
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hörigen«. Die Europäische Kommission formulierte dies folgendermaßen: 


»[t]his situation - seemingly incompatible with the idea of European Union - has given rise to 
two conflicting positions. [One is that] foreign residents are campaigning for voting rights in 
the municipality or residence since they have the same duties and obligations as national resi- 
dents. [The other is that] member States are refusing to drop nationality as the essential crite- 
rion for granting the right to vote.« (Bulletin ofthe European Communities, Suppl. 7, 1986: 6) 

Ein zunehmendes öffentliches Bewußtsein eines »demokratischen Defi- 
zits«, sowohl im instititutionell prozeduralen als auch im normativ sub- 
stantiellen Sinn, stellten die Frage der Partizipation in den Vordergrund der 
EG-Bürgerschaftspolitik. Der Konflikt zwischen funktional angelegten 
Bedürfnissen der Wirtschaftsintegration und normativen Partizipations- 
und Gleichheitsforderungen führte zu Vorschlägen, politische Partizipati- 
onsmöglichkeiten zu verbessern, einen einheitlichen Pass einzuführen (vgl. 
Ratsbeschluss OJ EC, No. C 241, 19.9.81), sowie zur Verabschiedung der 
»Community Charter of Fundamental Rights for Workers«.27 Forderungen 
nach verbesserten Mitwirkungsmöglichkeiten, sowohl in politischer als 
auch in sozio-ökonomischer Hinsicht, wurden im geänderten politischen 
Kontext der neunziger Jahre verstärkt geäußert. Sie führten zur Aufnahme 
politischer Bürgerrechte in Artikel 8 EG-Vertrag, der Herstellung von 
Freizügigkeit von Personen und der Niederlassungsfreiheit, nicht nur für 
ArbeitnehmerInnen und deren Familien, sondern auch für andere Personen, 
die die Bedingungen der wirtschaftlichen Sicherheit und der Nationalität 
erfüllten. 

Ohne dies im Detail weiterzuverfolgen, kann festgehalten werden, daß die 
Unionsbürgerschaft mehr als lediglich eine Ansammlung formaler Rechte 
bedeutet. Vielmehr läßt sich feststellen, daß die sich entwickelnde Bürger- 
schaftspraxis Rechte, Zugang und Zugehörigkeit, historische Elemente, die 
veränderbar sind, in bestimmter Weise konstruiert hat (Mechan 1993; 
Wiener 1995). Die Untersuchung europäischer Bürgerschaftpraxis aus so- 
zialgeschichtlicher Perspektive führt zur Problematisierung der Identität als 
eines der drei historischen Elemente von (Staats)Bürgerschaft. Fragmen- 
tierte Identitäten schaffen Spannungen. Während die EG/EU Politik auf 
beide Arten von Zugehörigkeit (legale und identitätsgebundene) abzielte, 
wurde die Konstruktion von Zugehörigkeit in ihrer identitätsstiftenden Be- 
deutung von den EntscheidungsträgerInnen zuerst anvisiert. 

Eine solche Identität wurde jedoch weder als nationale Identität verstan- 
den, die EG Bürger gemäß deren Nationalität unterscheidet, noch zielte sie 
darauf ab, nationale Identität durch eine europäische zu ersetzen. Und aus 
der diskursiv differenzierten Staatsbürgerschaftspraxis folgt darüber hin- 
aus, daß sich die Schaffung von Zugehörigkeit zur EG/EU in bezug auf die 


27 Vgl. COM(89) 568 final, die beim Treffen des Europäischen Rates in Strassburg (8.-9. 
Dezember 1989) angenommen wurde. 


508 Antje Wiener 


wirtschaftliche und politische Partizipation von Individuen herausbildete. 
Zu diesem Prozess gehörten folgende zentrale Aspekte: (1) die Möglich- 
keit der Überschreitung nationalstaatlicher Grenzen innerhalb der EG/EU 
durch ArbeitnehmerInnen, (2) die Grenzüberschreitung von Reisenden, die 
an Binnengrenzen den Grenzposten lediglich mit dem ungeöffneten Pass 
winkten (die sogenannte »Bangemann wave«), (3) der wissenschaftliche 
Austausch von ForscherInnen und StudentInnen, (4) die gemeinsame Wahl 
des europäischen Parlaments durch alle UnionsbürgerInnen, (5) geteilte 
Regierungsverantwortung auf lokaler Ebene. 

Zugehörigkeit wurde also in der Tat schrittweise und gruppenweise ge- 
schaffen und von einem Bereich auf den nächsten ausgedehnt. Während 
die früheren Bestrebungen, eine europäische Identität über besondere 
Rechte zu schaffen, auf dem Ausschlußprinzip basierte, da diese Rechte 
ausschließlich durch Unionsbürger beansprucht werden konnten, kann die 
Entwicklung der Staatsbürgerschaftspolitik in den letzten zwanzig Jahren 
treffender als eine Politik, die auf die verschiedenen Gruppen innerhalb der 
EG/EU ausgerichtet war, charakterisiert werden. Es kann in der Tat festge- 
stellt werden, daß Staatsbürgerschaftspolitik nicht eine auf besonderen 
Rechten basierende, einheitliche europäische Identität, sondern eine Viel- 
falt spezialisierter Rechte hervorgerufen hat, die somit zum Auftreten 
multipler Identitäten innerhalb eines gemeinsamen europäischen Rahmens 
beigetragen hat. 

Dieser kurze Überblick über die sich entwickelnde europäische Bürger- 
schaftspraxis baut auf der Beobachtung auf, daß die Dynamik der Staats- 
bürgerschaftspolitik in einen zweifachen Rahmen von Wirtschaft und 
Polity eingebettet ist. Sie stützt sich auf die Errichtung des Binnenmark- 
tes und auf Fragen der demokratischen Mitwirkung. Diese beiden Pro- 
zesse haben sich jedoch nicht im Gleichschritt fortentwickelt. Während 
ausländische EU-Bürger in einer Gemeinde an wirtschaftlichen, gesell- 
schaftlichen und kulturellen Aktivitäten teilhaben können, sind ihre po- 
litischen Partizipationsrechte stark eingeschränkt. Es darf deswegen 
nicht überraschen, daß Studien zur europäischen Staatsbürgerschaft eine 
Fragmentierung der Bürgerschaftspraxis aufzeigen: Es ist für Unions- 
bürger möglich, in einer Gemeinde eines bestimmten Mitgliedstaates zu 
wählen und sich zur Wahl zu stellen, Krankenversicherungsbeiträge zu 
leisten, Sozialleistungen zu empfangen und ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen, während sie gleichzeitig in einem anderen Mitgliedsstaat an 
regionalen und nationalen Wahlen teilnehmen und sich zur Wahl stellen 
können, Einkommensteuer bezahlen und die Staatsangehörigkeit besit- 
zen.® Schaubild 2 zeigt, wie die Staatsbürgerschaftspolitik zur Erklä- 


28 Koslowski hält es für sinnvoll, die »segmentierte Bürgerschaft« in der EU mit den Verei- 
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rung der entstehenden, fragmentierten Staatsbürgerschaftspraxis in der 
EU herangezogen werden kann. 


Schaubild 2: Fragmentierte Staatsbürgerschaftspraxis 


Recht auf: Wahlen 
Freizügigkeit 
Aufenthalt 
Niederlassung 
Petition 
Diplomatischen Schutz 


Zugang zu: Euro-Polity 
Wohlfahrtsleistungen 
Zugehörigkeit (a) Partizipation 


(1) Einwohnerln, 

(ii) Migrantln 

(ii) SteuerzahlerIn 
(b) legal 

(i) Nationalität 

(i) Ort 


Wenn wir der konzeptionellen Perspektive von Staatsbürgerschaft, die in 
diesem Aufsatz gewählt wurde, folgen, können die politischen Spannun- 
gen, die in der EU durch das ungleiche Verhältnis zwischen politischen 
Rechten und einer Vorstellung von Zugehörigkeit hervorgerufen werden, 
erklärt werden. Die Einführung politischer Rechte für Unionsbürger be- 
deutete die Institutionalisierung einer sich schrittweise entwickelnden 
Konzeption von Zugehörigkeit als europeanness, die auf den fragmentier- 
ten Mitwirkungsmustern auf verschiedenen Ebenen und in verschiedenen 
Bereichen des Euro-Alltags aufbaute.2? Unionsbürger sind nun - indirekt 
über deren mitgliedsstaatliche Institutionen - an die Euro-Polity gebunden. 
Diese neuartigen Bürgerrechte bringen jedoch nicht Rechte in dem Um- 
fang mit sich, in dem sie sonst Bestandteil demokratischer Verfassungen 
sind. Die MinimalistInnen haben darauf wiederholt und zu Recht hinge- 
wiesen. Tatsächlich hat also die neue Festlegung unionsbürgerlicher 
Rechte mit den Maastrichter Verträgen nicht nur positive, sondern auch 


nigten Staaten zu vergleichen (Koslowski 1994). 

29 Arbeiten, die sich dem entstehenden Stil politischer Mobilisierung auf unterschiedlichen 
Ebenen der Euro-Polity widmen, finden sich vor allem in Beiträgen zum Thema Regieren 
im Mehrebenensystem (»multi-level governance«), beispielsweise bei Hooghe (1995), 
Bomberg (1996), Hooghe/Marks (1996). 
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negative Implikationen. Einerseits geniessen ehemalige Euro-AusländerIn- 
nen inzwischen das gleiche Gemeindewahlrecht wie ihre MitbürgerInnen. 
Andererseits muß jedoch eine neuartige Diskriminierung zwischen Uni- 
onsbürgerInnen und Nicht-UnionsbürgerInnen, die sich innerhalb der EU 
aufhalten und arbeiten, festgestellt werden (vgl. Schiesser 1995: 24). 

Wenn wir uns Schaubild 2 zuwenden, ergeben sich einige Anregungen für 
das Hauptanliegen dieses Aufsatzes, nämlich die Rekonzeptionalisierung 
der Unionsbürgerschaft dahingehend, Politikoptionen und -möglichkeiten 
(und/oder Einschränkungen) aufzuzeigen, die sich für Angehörige von 
Drittstaaten aus dieser neuen Geschichte der (Staats)Bürgerschaft ergeben. 
Erstens könnte diese Bürgerschaft auch Angehörigen von Drittstaaten zu- 
gänglich gemacht werden, indem eine ortsbezogene Option als eine Vor- 
aussetzung der Unionsbürgerschaft in Betracht gezogen wird. Sie könnte 
Wahlrecht und Wählbarkeit in Gemeindewahlen und Freizügigkeit über die 
Binnengrenzen der Union hinweg, einschließen, ohne sich jedoch in dem 
politisch sensiblen Thema der doppelten Staatsbürgerschaft zu verstrik- 
ken. Diese Ansicht wird vom europäischen Parlament und einer ganzen 
Reihe von Bürgerrechtsorganisationen geteilt. Bislang haben Bedenken der 
Mitgliedsstaaten in bezug auf eine mögliche Harmonisierung der Asyl- und 
Einwanderungsgesetzgebung eine derartige Ausweitung der Unionsbürger- 
schaft auf Angehörige von Drittstaaten verhindert (vgl. Hailbronner 1995). 
Wenn jedoch liberal-demokratische Prinzipien die Grundlage der Polity 
darstellen, und wenn die Globalisierung von Märkten weiter fortschreitet, 
dann wird ein Staatsbürgerschaftskonzept, das politische Rechte auf der 
Basis der Nationalität und nicht auf der Basis ortsbezogener wirtschaftli- 
cher und gesellschaftlicher Mitwirkungsfaktoren erteilt, eine Quelle politi- 
scher Spannungen bleiben. 

Die Einrichtung der Unionsbürgerschaft als Institution innerhalb der Eu- 
ro-Polity stellt einen ersten Schritt in Richtung einer Auflösung dieser 
Spannungen dar. Das Dilemma politischen Ausschlusses ist auf der EU- 
Ebene identifiziert und analysiert worden;?! neuartige politische Rechte 
sind an Angehörige eines Mitgliedsstaates, die in einem anderen Mit- 
gliedsstaat leben, verliehen worden. Während der Artikel zur Unions- 
bürgerschaft zweifellos die Bedingungen der politischen Mitwirkung für 
UnionsbürgerInnen verbessert, hat er jedoch gleichzeitig Anteil an der 
relativen Verschlechterung des politischen Status von EU-Einwohnerln- 
nen, die nicht Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind. Die dadurch ge- 


30 O'Keeffe stellt fest, »Union citizenship could be conferred on third country nationals law- 
fuliy resident in the Union. It would be made subject to the satisfaction of certain criteria, 
modelled on those required in national law« (O'Keeffe 1994: 105; vgl. auch McMahon 
1995). 

31 Zum »celosure/disclosure« Konzept vgl. Brubaker (1989), Soysal (1994) und Bös (1993). 


(Staats)Bürgerschaft ohne Staat si 


schaffene Situation ist auf normativ-demokratischer Basis nicht vertretbar 
und und politisch potentiell instabil. 

Im Zuge des Inkrafttretens des Unionsvertrages im November 1993 wur- 
den diese Personen ungeachtet ihrer Mitwirkung in gesellschaftlichen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Räumen und ihrer oft langjährigen Ar- 
beits- und Aufenthaltserfahrung über Nacht zu »DrittausländerInnen« ge- 
macht. Sie geniessen in ihren Aufenthaltsorten weniger politische Rechte 
als Staatsangehörige eines anderen Mitgliedsstaates, die dort jetzt das 
Recht zu wählen und gewählt zu werden, in Anspruch nehmen können. 
Solange politische Bürgerrechte auf einer Nationalitätsbasis verliehen wer- 
den, werden derartige Dilemmata von Einschluß und Ausschluß (und dar- 
aus folgende Spannungen) fortbestehen. Um diese Spannung in Angriff zu 
nehmen, wurde in diesem Aufsatz vorgeschlagen, den Begriff der Staats- 
bürgerschaft radikal zu hinterfragen, das Konzept mit Bezug auf seine kon- 
stitutiven Elemente historisch zu rekonstruieren und Bürgerschaft in Rich- 
tung auf die ortsbezogene Definition politischer Bürgerrechte konzeptio- 
nell neu zu überdenken. 


Aus dem Englischen übersetzt von Ulrich Sedelmeier 
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Staatsbürgerschaftsregime im Wandel - oder: 
Die Gleichberechtigung wird zu Markte getragen 
Das Beispiel Kanada! 


»KanadierInnen können sich nicht auf eine gemeinsame Religion oder Ethnizität oder auf 

Jahrhunderte von Mythen und Legenden beziehen, um eine einfache Antwort auf die Frage 

nach der nationalen Identität zu bekommen ... die öffentliche Krankenversicherung hat den ... 

enormen Vorteil eines konkreten, praktischen Beispiels gemeinschaftlichen Staatsbürger- 
2 

rechts.« (Valpy 1996) 


»Der Gesundheitsminister [von Ontario] Jim Wilson sagte bei Anhörungen in Toronto, daß er 
nicht die Absicht habe, die quietschenden Räder 'besonderer Interessen’, die von den Kran- 
kenversicherungs(provisionen) des Gesetzes betroffen waren, zu ölen. 'Die Regierung wird 
nicht denen, die am lautesten schreien, eine Sonderbehandlung zukommen lassen...‘ Roxanne 
Felice schreit nicht, aber sie findet, daß der Staat ihr trotzdem zuhören sollte. Sie glaubt nicht, 
daß ihr gemeinnütziger Sozialdienst, den sie in Niagara Falls leitet, eine besondere Interessen- 
gruppe ist, befürchtet aber, daß er als solche angesehen wird. 'Ich glaube, Gruppen werden oft 
als besondere Interessengruppe abgestempelt, aber ich denke, daß Leute Gruppen bilden, weil 
sie öffentliche Interessen haben.'« (Campbell 1996: D1) 


Warum rufen Kürzungen und Reform des kanadischen Krankenversiche- 
rungssystems Bedrohungen nationaler Identität und Auseinandersetzungen 
über staatsbürgerliche Teilhaberechte hervor? Warum stehen die Grundla- 
gen von Staatsbürgerschaft - nationale Identität, soziale Rechte, De- 
mokratie - in dem Moment zur Debatte, da Bundesregierung und Provin- 
zen anfangen, die Finanzierungsweise und die Schliessung von Kranken- 
häusern zu diskutieren? Diese Fragen sollen mittels einer Analyse der ge- 
genwärtigen Veränderungen des kanadischen Staatsbürgerschaftsregimes 
beantwortet werden. Die zufällig ausgewählten aber typischen Zitate der 
kanadischen »Nationalzeitung« sollen daher als Ausgangspunkt der Unter- 
suchung dienen. 

Die im zweiten Zitat erwähnten öffentlichen Anhörungen sind von der 
konservativen Regierung Ontarios im Januar 1996 organisiert worden. Die 
Regierung sah sich nach einer vehementen Kritik der Opposition gegen die 


1 Dieses Papier wurde auf der Konferenz zu Social and Political Citizenship in a World of 
Migration, im Rahmen des European Forum am Europäischen Universitätsinstitut in Flo- 
renz, Italien, 22.-24. Februar 1996 vorgestellt. 

2 Dies sind die Worte eines Ökonomen, Lars Osberg, die Valpy zustimmend zitiert. 
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Omnibus Bill (Bill 26), die im November 1995 verabschiedet worden war, 
zu dieser Aktion gezwungen. Dieses Gesetz war 

»... dazu bestimmt, der Regierung Flexibilität im Umgang mit Ontarios hartnäckigem Haus- 
haltsdefizit zu verleihen. Es sah vor, Queen's Park [die Provinzregierung] zu ermächtigen, 
Arzten vorzuschreiben, wo sie praktizieren konnten, sowie die Schliessung von Krankenhäu- 
sern einzuleiten. Gemeinden sollten das Recht zur Erhebung neuer Steuern sowie zur Anglei- 
chung von Lizenzgebühren erhalten. Außerdem war die Deregulierung von Medikamenten- 
preisen ... geplant.« (Campbell 1996: D1) 

Wie diese - auszugsweise - Liste verdeutlicht, beabsichtigte die Regierung 
eine grundsätzliche Umgestaltung der Gewalten einzuleiten: zwischen Re- 
gierungsebenen, zwischen Staat und BürgerInnen und zwischen öffentli- 
chem und privatem Sektor. Auf der Basis solcher »Flexibilität« müßte die 
Regierung bei einer ganzen Reihe von Eingriffen die Legislative nicht 
mehr konsultieren. Mehr als 1200 ZeugInnen hatten sich für die Anhörun- 
gen eintragen lassen, nur 367 wurden zugelassen. 

Obwohl dieser Vorfall nur eine von 10 kanadischen Provinzen betrifft, ist 
er beispielhaft für die Veränderungen des Staatsbürgerschaftsregimes, die 
in den 90er Jahren im ganzen Land stattfanden. Vor zwei Jahrzehnten war 
die Situation eine ganz andere. Das kanadische Staatsbürgerschaftsregime, 
wie es sich in der Nachkriegszeit herausgebildet hatte, umfaßte Mitte der 
70er Jahre landesweite Institutionen, die die BürgerInnen als individuelle 
»KanadierInnen« ansprach und damit für einige kurze Dekaden ganz Ka- 
nada zu einem einzigen politischen Raum machte, mit dem sich die Bürge- 
rInnen identifizieren konnten.? Gleichzeitig gab es jedoch auch eine pro- 
grammatische Anerkennung besonderer Kategorien von BürgerInnen und 
damit eine Legitimität für die intermediären Verbände der Zivilgesell- 
schaft, die diese besonderen Interessen repräsentierten.* 

Die Herausbildung dieses Regimes begann bereits in den Kriegsjahren. 
Seine ausgereifteste Form erreichte es mit der Charter of Rights and Free- 
doms, die 1982 in die Verfassung eingefügt wurde (Campbell 1996: D3). 
Das Staatsbürgerschaftsregime wurde in verschiedener Weise institutiona- 
lisiert, am deutlichsten durch die Verfassung und die zugehörigen Doku- 
mente wie den Citizenship Act. Jedoch haben auch die staatliche Bürokra- 
tie, beratende Körperschaften, föderale und andere repräsentative Institu- 
tionen insbesondere das Parteiensystem diskursiv und praktisch zu diesem 
Regime beigetragen. 

Obwohl die Normen des Regimes definitiv institutionalisiert und durch ei- 
ne Reihe von Verbands- und Staatspraktiken materialisiert waren, blieben 


3 Dem ging ein Staatsbürgerschaftsregime voraus, das sich als eines von »Insel-Gemein- 
schaften« beschreiben läßt, siehe Jenson (1991). 

4 M.a.W., kanadische Politik drückte weit weniger Befürchtungen vor dem »mischief of 
faction« aus als z..B. in den USA vorherrschen. Siehe dazu Cohen/Rogers (1995). 
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sie nie unhinterfragt. Die Definitionen von Nation und gesamtkanadischer 
Identität wurden zumindest seit den 60er Jahren von den nationalistischen 
Bewegungen Quebecs und den indigenen Völkern angegriffen. Außerdem 
lehnten populistische Gruppierungen und die traditionelle Rechte die akti- 
ve Rolle des Staates ab. 

Nichtsdestotrotz gab es über eine Reihe von Jahrzehnten einen bemer- 
kenswerten Konsens über die Konstruktion der Staatsbürgerschaft, also 
über die Normen und Praktiken, die das Verhältnis von Staat und Gesell- 
schaft, die Bedingungen von Ein- und Ausschluss und die Grenzen des 
Nationalen regulierten. Diesen Konsens gibt es inzwischen nicht mehr. Er 
ist durch die politischen Auseinandersetzungen über die ökonomische Um- 
strukturierung im Kontext von Globalisierung und Staatsverschuldung, die 
Einrichtung der nordamerikanischen Freihandelszone und die Neubestim- 
mung des politischen Raums infolge nationalistischer Auseinandersetzun- 
gen aufgebrochen worden. Die Politik des Neoliberalismus, die im Staat wie 
in der Zivilgesellschaft fest verankert ist, liefert viele der Begrifflichkeiten, 
mit denen Staatsbürgerschaft heute neu konstituiert wird. 

Diese Veränderung des kanadischen Staatsbürgerschaftsregimes steht im 
Mittelpunkt des vorliegenden Aufsatzes. Das Regime, das sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg herausgebildet hatte, war durch eine breite und kohä- 
rente institutionelle Verbindung zwischen Staat und BürgerInnen geprägt. 
Als Reaktion auf die ökonomischen und politischen Bedingungen des spä- 
ten zwanzigsten Jahrhunderts wurde dieses Regime abgebaut und neu kon- 
stituiert. Statt Gleichberechtigung wird jetzt die Stärkung von marktwirt- 
schaftlichen Strukturen angestrebt. Damit reduziert sich der Raum erheb- 
lich, in dem BürgerInnen gemeinsam, sozial und politisch handeln können. 
Die Anerkennung der Legitimität und Notwendigkeit von intermediären 
Verbänden, welche die Kluft zwischen den formalen Staatsbürgerschafts- 
rechten und dem tatsächlichem Zugang zu denselben verringern sollen, 
nimmt deutlich ab. Gleichzeitig wurde die bislang breit geteilte Ansicht, 
daß der Staat eine aktive Rolle bei der Überwindung dieser Kluft spielen 
sollte, durch die wachsende Unterstützung für neoliberale Definitionen von 
Markt, Staat und BürgerInnen, untergraben. Trotzdem bleiben in dieser 
noch andauernden Rekonfiguration des Staatsbürgerschaftsregimes die Po- 
sitionen interessanterweise offen, denn demokratische Staatsbürgerrechte 
sind immer noch ein bedeutendes und mobilisierendes Konzept innerhalb 
der Zivilgesellschaft. Ein Beispiel dafür ist Frank Gue, ein Sprecher der 
Taxpayer Coalition Burlington Inc., einer Gruppe, deren fiskalischer Kon- 
servatismus sie eigentlich zu natürlichen Verbündeten der Regierung ma- 
chen sollte. »Reform«, erklärte er Mitgliedern des Provinzparlaments im 
Hinblick auf Bill 26, »ist effektiv, wenn sie mit dem Volk, nicht für es ge- 
macht wird« (Campbell 1996, D3). 
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1. Staatsbürgerschaftsregime: Raum und Zeit, Stabilität und Wandel 


Die Arbeit historischer SoziologInnen hat von den Untersuchungen Mar- 
shalls am Ende des Zweiten Weltkriegs bis zu der jüngsten »Interessen- 
explosion«, die von Kymlicka und Norman (1994: 352) beschrieben wird, 
gezeigt, daß Staatsbürgerschaft eine soziale Konstruktion ist, die über 
Raum und Zeit variiert. Wie viele AutorInnen, Marshall eingeschlossen, 
bemerkt haben, war die von ihm dargestellte Geschichte der Zunahme zi- 
viler, politischer und sozialer Rechte britische Geschichte.° Andere Länder 
hatten eine andere Geschichte. Eine zweite Lehre Marshalls ist die Idee 
vom zeitlichen Wandel der Staatsbürgerschaft. Seine Geschichte handelt 
von neuen Rechten, die erlangt werden, und von neuen Gruppen, die Zu- 
gang zur Staatsbürgerschaft erreichen, sowie von Definitionen von Ge- 
meinschaft, die sich mit der Zeit verändern. 

Mit diesen beiden Einsichten Marshalls als Grundlage steht das Konzept 
von Staatsbürgerschaft auf zwei - theoretischen - Beinen. Erstens ist 
Staatsbürgerschaft eine historische Konstruktion, ihre Form daher verän- 
derbar. Von den Formen der Staatsbürgerschaft sind dann auch die beson- 
deren politischem Auseinandersetzungen, Entwicklungsprozesse und In- 
stitutionengefüge wie auch die zeitlich bestimmte Erlangung von Rechten 
beeinflußt. Da die Idee der Staatsbürgerschaft parallel mit den modernen 
Staaten entstand, ist der Raum, in dem diese Auseinandersetzungen ausge- 
tragen sowie Institutionen und Rechte etabliert wurden, bis heute in natio- 
nalen Grenzen eingebunden. Insofern können wir von Staatsbürgerschafts- 
regimen genauso wie von Wohlfahrtsstaatsregimen sprechen; das Staats- 
bürgerschaftsregime formt die institutionellen Arrangements, die Regeln 
und die Konzeptionen, die im Hinblick auf gegenwärtige Policy-Ent- 
scheidungen, Staatsausgaben und Problemdefinitionen von Staaten und 
BürgerInnen sowie für die Forderungen der BürgerInnen einflußreich 
sind.® 

Ein Staatsbürgerschaftsregime beinhaltet die Repräsentation von Identitä- 
ten, der »nationalen« wie auch derjenigen der »ModellbürgerIn« und der 
»Nicht-Bürger/in«. Es enthält zusätzlich Repräsentationen der gewöhnli- 


5 Marshall selbst hat dies sehr deutlich gemacht, siehe z. B. Marshall (1965:91). Die weit- 
verbreitete Ansicht, daß er die von ihm dargestellte Entwicklung als eine allgemeine Ge- 
schichte der »Modernisierung« ansah, ist eher denen zu verdanken, die ihn populär ma- 
chen wollten. Siehe z. B. Lipsets Einführung in die Anchor Collection (Marshall, 1965), 
die Marshall in die Modernisierungsliteratur einordnet. 

6 Diese Definition ist eine modifizierte Version der Definition des Wohlfahrtsstaatsregimes 
in Esping-Anderson (1990:80). Obwohl wir die Definition Esping-Andersens übernom- 
men haben, ist es wichtig darauf zu verweisen, daß unser Aufsatz eine Fallstudie ist und 
keine Festlegung von Regimetypen anstrebt. Der Vergleich mehrerer Typen von Regimen 
war dagegen der Ausgangspunkt von Esping-Andersons Analyse. 
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chen und legitimen sozialen Verhältnisse zwischen und innerhalb dieser 
Kategorien, wie auch der Grenzen des »Öffentlichen« und des 
»Privaten«.’ 

Diese Repräsentation von Identitäten und sozialen Verhältnissen stellen die 
Grundlage von Ansprüchen der BürgerInnen dar. Durch die Repräsentation 
ihrer Identität können Gruppen und Individuen sich selbst und andere so- 
wie die respektiven Interessen verstehen. Dabei spielt auch der Staat eine 
wichtige Rolle, da er die Macht hat, BürgerInnen im allgemeinen wie auch 
unter besondearen Kategorien anzuerkennen. Auf dieser Basis kann der 
Staat dann die Ansprüche von BürgerInnen verhandeln. 

Das zweite theoretische Standbein des Staatsbürgerschaftsregimes baut auf 
den Vorstellungen über Stabilität und Wandel sozialer Verhältnisse auf, 
wie sie insbesondere von der Regulationsschule entwickelt wurden. Ohne 
diesen Ansatz im Detail zu beschreiben, genügt es festzustellen, daß Re- 
gulationistInnen von einer gewissen Stabilität sozialer, ökonomischer und 
politischer Grundverhältnisse ausgehen, die uns erlauben, von der Existenz 
von Regimen zu sprechen. Mit dem Eintreten einer Krise - die grundsätz- 
lich als eine Zunahme der immer präsenten Widersprüche eines Regimes 
definiert wird - kann es zu einem tiefgreifenden Wandel und einer Neuori- 
entierung kommen. Ordnungs- und Legitimationsprinzipien können dabei 
zusammenbrechen und andere Konzeptualisierungen ermöglichen. Inhalt, 
Richtung und die langfristige Stabilität einer solchen Bewegung sind je- 
doch nicht von vornherein festgelegt, sondern das Produkt konkreter Aus- 
einandersetzungen an bestimmten Orten (Lipietz 1987, Boyer 1986, Jenson 
1989). 

Dementsprechend können auch Staatsbürgerschaftsregime nur als Fest- 
schreibung eines allgemeineren Modells von Staatsbürgerschaft an be- 
stimmten Orten und im Wechselverhältnis mit einer allgemeinen Regulati- 
onsweise existieren. Genauso, wie wir von »Fordismus« nur abstrakt spre- 
chen können und die jeweilige Form des Fordismus zu verschiedenen 
Zeitpunkten bestimmen müssen, nimmt auch ein allgemeines Modell von 
Nachkriegsstaatsbürgerschaft in jedem einzelnen Fall unterschiedliche 
Formen an.® Jedes Staatsbürgerschaftsregime entsteht aus den politischen 
Zusammenhängen eines nationalen Staates heraus.? 


7 Ausführlich werden diese Argumente in Brodie/Jenson (1988: Kapitel 1) und Jenson 
(1989b) entwickelt. 

8 Zur Variabilität des »Fordismus« und der spezifischen Charakteristika von Kanadas 
durchlässigem Fordismus, siehe Jenson (1989a). 

9 Offensichtlich stellt die Entstehung supranationaler politischer Einheiten mit Staatsbür- 
gerschaftsvorgaben, wie zum Beispiel die Europäische Union mit dem Maastrichter Ver- 
trag diese Behauptung zukünftig in Frage (Meehan 1993, Wiener 1995). Darüber hinaus 
sind Menschenrechtsbewegungen und andere transnationale Kräfte dabei, ein alternatives 
Modell von Mitgliedschaft hervorzubringen. 
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Als stabil kann man ein Regime betrachten, in dem der offiziell erklärte 
und der erwartete Status übereinstimmen, so daß die Repräsentation der 
BürgerInnen durch den Staat mit der Repräsentation der BürgerInnen 
selbst übereinstimmt. In den Nachkriegsregimen im Großteil von Westeu- 
ropa existierte eine derartige Übereinstimmung. Dieses Entwicklungsmo- 
dell war »sozialdemokratisiert«. Repräsentation war um und durch klas- 
senbezogene Akteure organisiert. Eine um die Produktion zentrierte Politik 
war bestimmend für die Praxis der sozialdemokratischen Nordischen Län- 
der wie auch für die korporatistischen Länder Kontinentaleuropas. Soziale 
Rechte galten für die ModellbürgerIn, die in den meisten Ländern durch 
den entlohnten männlichen Arbeiter dargestellt wurde. Die Rechte anderer 
Kategorien von BürgerInnen existierten als eine Abweichung von dieser 
Grundform. Andere Lebenssituationen wurden auf diese Grundform bezo- 
gen: so gab es Renten für »alte« Arbeiter; Arbeitslosengeld für diejenigen 
»ohne Arbeit«; Bildung und Ausbildung für die »jungen und zukünftigen 
Arbeiter«. Aktivitäten, die nicht auf die entlohnte Arbeit bezogen wurden 
(Kinder gebären und aufziehen zum Beispiel) wurden entweder durch ein 
getrenntes - und unterbewertetes - Programm oder als Zuschlag für die 
»Familien von Arbeitern« eingestuft. Dieses Regime kam in die Krise, als 
es nicht länger möglich war, alle Widersprüche aufzufangen, die daraus re- 
sultierten, daß der entlohnte (männliche) Arbeiter nicht mehr länger als 
Staatsbürgerschaftsnorm gelten konnte. Sowohl ökonomische Umstruktu- 
rierungen als auch die Forderungen neuer Gruppen nach Anerkennung tru- 
gen zu einer Verschiebung der verschiedenen Repräsentationen bei. Das 
Staatsbürgerschaftsregime wurde daher in den letzten beiden Jahrzehnten 
als Teil einer grundsätzlichen Umgestaltung - der »Krise des Fordismus« - 
auch selbst grundsätzlich verändert. 

Allerdings verändert sich ein Staatsbürgerschaftsregime weder zügig noch 
problemlos. In Zeiten ökonomischer und politischer Turbulenz, bei einer 
grundsätzlichen Umstrukturierung der Rolle des Staates, der Arbeitsteilung 
zwischen Staat und Markt, wie auch zwischen »öffentlicher« und »priva- 
ter« Sphäre, können sich jedoch die Definitionen des »Nationalen« wie 
auch der »ModellstaatsbürgerIn« verschieben.!® Staatsbürgerschaftsregime 
werden zu solchen Zeiten besonders leicht unter Druck gesetzt, gerade weil 
sie eine zentrale Komponente des Entwicklungsmodells sind, das gesell- 
schaftliche Verhältnisse ordnet und stabilisiert. Wenn das Entwicklungs- 
modell in eine Krise gerät, dann ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß dies 
ebenso für das darin enthaltene Staatsbürgerschaftsregime gilt (vgl. Jenson 
1989b; 1991). 


10 Zu einer Anwendung dieses Ansatzes für die Definitionen des Nationalen und der Natio- 
nalismus-Politik in Kanada siehe Jenson (1993). 
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Die theoretische Annahme der RegulationistInnen besagt, daß das Ergebnis 
dieser Auseinandersetzungen um neue Rechte, Identitäten und Zugang! ! 
nie im voraus festliegt. Während man einerseits erwarten kann, daß die hi- 
storisch geschaffenen Repertoires und das institutionalisierte Policy-Erbe 
Einfluß auf die künftige Entwicklungsrichtung haben wird, ist es anderer- 
seits keineswegs garantiert, daß die Krisenpolitik entlang desselben Ent- 
wicklungsstrangs verläuft. Umbruch und Neuorientierung sind möglich. 
Daher können nur Fallstudien darüber Aufschluß geben, ob und wie sich 
möglicherweise allgemeine Muster herauskristallisieren. Als ein Beitrag 
dazu präsentiert dieser Aufsatz den Zerfall des kanadischen Staatsbürger- 
schaftsregimes der Nachkriegszeit. 


2. Die Anerkennung von BürgerInnen 


Grob verallgemeinernd kann man sagen, daß Staatsbürgerschaft ein Sy- 
stem von Einschluß und Ausschluß etabliert. Sie definiert Grenzen, indem 
sie den Staatsbürgerschaftsstatus der Eingeschlossenen anerkennt und ihn 
den Ausgeschlossenen verweigert. Diese Feststellung von innen und außen 
führt direkt zu zwei weiteren Dimensionen von Staatsbürgerschaft: Staats- 
bürgerschaft als Zuschreibung von Rechten und Staatsbürgerschaft als 
Grundlage des Gefühls von Zugehörigkeit zu einer besonderen Gemein- 
schaft (Kymlicka/Norman, 1994:352). Einige Studien zur Staatsbürger- 
schaft haben Einschluß und Ausschluß auf die politische Grenze der Na- 
tionalität bezogen (BürgerIn eines Landes).1? Abgrenzungen sind jedoch 
nie auf nationale Grenzen eingeschränkt geblieben. Interne Abgrenzungen 
haben schon immer full citizens, Personen, die alle Bürgerrechte inne hat- 
ten, von nationals mit eingeschränkten Rechten, also einer Art »zweiter 
Klasse BürgerIn« getrennt.!? Diese internen Unterschiede zeigen, wie 


11 Diese drei Dimensionen von Staatsbürgerschaft sind von Wiener (1995) übernommen. 

12 Dies ist ein Element von Staatsbürgerschaft, das Brubaker (1992) anspricht und dabei 
grundsätzlich die beiden Konzepte von Staatsbürgerschaft und Nationalität als überlap- 
pend darstellt. Soysal (1994) konzentriert ihre Studie auch auf Nationalität, jedoch mit der 
Intention, die Durchlässigkeit von Staatsbürgerschaftsregimen gegenüber Nicht-Bürger!In- 
nen in Ländern mit GastarbeiterInnen zu demonstrieren. 

13 Verschiedene Untersuchungen haben die rechtliche Dimension von Staatsbürgerschaft 
noch weiter spezifiziert, um so das Ausmaß von Ungleichheit oder eine Hierarchie von 
Rechten innerhalb desselben Staatsbürgerschaftsregimes zu bestimmen. Die Grundfrage 
ist dabei, welche BürgerInnen haben Zugang zu welchen Rechten. Auch der reale Zugang 
zu dem verfassungsmässig definierten Ideal »universeller Rechte« wurde untersucht. So 
zeigten z. B. Studien zu Staatsbürgerschaft und Geschlecht die ungleiche Verteilung so- 
zialer Staatsbürgerschaftsrechte durch Wohlfahrtsstaatsregime, die den männlichen Er- 
nährer als Modellbürger betrachteten (Hernes 1987). Es resultieren auch Unterschiede 
daraus, daß einige Sozialprogramme als Staatsbürgerschaftsrechte definiert wurden, wäh- 
rend andere Programme eher als Hilfe oder Wohlfahrtsmaßnahme betrachtet wurden 
(Nelson 1990). 
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wichtig die verschiedenen Formen der Anerkennung von BürgerInnen 
sind. 

Viele Untersuchungen über die Identitätsdimension von Staatsbürgerschaft 
gehen von der Annahme aus, daß die Staatsbürgerschaftspraxis ein Gefühl 
von Gemeinschaftsloyalität unter den Zugehörigen auslöst, quasi als eine 
Art von Dankbarkeit. Tatsächlich wurde seit dem 19. Jahrhundert vielfach 
angenommen, daß die Ausdehnung politischer und mehr noch sozialer 
Rechte, die in der Staatsbürgerschaft eingeschlossen sind, den revolutionä- 
ren Drang der Arbeiterklasse beruhigen würde. Die Begründung von Iden- 
tität erfolgt hier über Rechte: Zugang zu Rechten wird ein Gefühl von Zu- 
gehörigkeit schaffen.!* 

Eine solche Formulierung greift jedoch zu kurz, um den Inhalt staatsbür- 
gerlicher Identität zu beschreiben.Wie erkennen wir eine BürgerIn? Wie 
sieht eine ModellstaatsbürgerIn in unterschiedlichen Staatsbürgerschafts- 
regimen aus? Was ist die Modellbeziehung zwischen BürgerInnen und 
Staat? Das Schweigen über solche Fragen ist zweifellos auf drei Tenden- 
zen zurückzuführen: Staatsbürgerschaft gilt als nationenbildend, daher 
wird angenommen, daß eine »nationale« Identität aus der Ausdehnung 
von Rechten resultiert; »universelle« Forderungen des Staatsbürger- 
schaftsdiskurses werden für die Realität gehalten, ohne daß man sich Re- 
chenschaft darüber ablegt, daß BürgerInnen zweiter-Klasse existieren 
könnten; und eine »gesellschaftszentrierte« Staatstheorie verstellt den 
Blick auf mögliche »Interessen des Staates« an besonderen Repräsenta- 
tionen staatsbürgerlicher Identitäten.!> Wenn wir zu verstehen beginnen, 
daß Staatsbürgerschaft weit mehr als eine Abgrenzung zwischen Natio- 
nalbürgerInnen und nicht-NationalbürgerInnen bedeutet, daß Unter- 
schiede zwischen BürgerInnen bestehen können, und daß staatliche In- 
stitutionen an der Politik der Anerkennung beteiligt sind, dann müssen 
wir uns fragen, unter welchen Umständen der Staat die Repräsentation 
seiner BürgerInnen ändern wird, und wann sich staatsbürgerliche An- 
sprüche verändern. 


14 Genau diese Formulierung wurde von den Institutionen der Europäischen Union ange- 
wandt, die seit den 70er Jahren explizit an einem Konzept für eine gemeinsame Staats- 
bürgerschaft als die Union stützender Strategie gearbeitet haben (Wiener 1995: Kapitel 3). 

15 Sozialdemokraten verschiedener Couleur haben am ehesten Staatsbürgerschaftspolitik als 
eine »politische Auseinandersetzung« angesehen, die normalerweise von der organisier- 
ten Arbeiterinnenklasse geführt wird. Aber klassische MarxistInnen, die wenig Interesse 
an »Staatsbürgerschaft« gezeigt haben und den Staat als »bestes politisches Gehäuse für 
den Kapitalismus« betrachtet haben, sahen Rechte lediglich als Belange der bürgerlichen 
Gesellschaft. Zwar wurden einige Korrektive dieser Sichtweise angeboten, denoch gibt es 
relativ wenig Reflexionen zu der Frage warum der Staat daran interessiert sein könnte, 
seine Anerkennung bestimmter Identitäten zu verändemn. 
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Im vorliegenden Aufsatz suchen wir nach der Art und Weise, in der staatli- 
che Institutionen - sowohl intendiert als auch nicht-intendiert - eine Politik 
der Anerkennung betreiben. Tatsächlich beinhaltet die staatliche Festle- 
gung von Rechten und Zugängen, daß der Staat an der Repräsentation von 
BürgerInnen untereinander teilhat. Staatliche Institutionen haben jedoch 
nie die Macht, diese Identitäten zu »etablieren«. Ansprüche auf Anerken- 
nung werden in der Zivilgesellschaft gebildet, oft in Form von Forderun- 
gen nach veränderten Machtverhältnissen. Der Staat kann solche Ansprü- 
che anerkennen und dadurch einige Identitäten festigen, aber die Identität 
bleibt Besitz der AnspruchstellerIn und wird durch eine kollektive Politik 
geschaffen (vgl. Jenson 1991).!6 

In Kanada, wie auch in vielen anderen Ländern, ist das Staatsbürger- 
schaftsregime in der Krise und wird unter Druck umstrukturiert. Die neuen 
Bedingungen sind deutlich andere als in Marshalls Welt, die die berühmten 
dreifachen Rechte etabliert hatte. Sie sind sogar verschieden von der Welt, 
in der soziale Bewegungen eine differenzierte Staatsbürgerschaft zu schaf- 
fen versuchten. Mehr als ein Jahrzehnt neokonservativ geprägter Politik hat 
neue Definitionsangebote für eine marktorientierte und individualisierte 
Staatsbürgerschaft hervorgebracht. 


3. Gleichberechtigte Staatsbürgerschaft: 
Anerkennung von Kategorien, Offnen von Zugang 


Das kanadische Staatsbürgerschaftsregime war ein integrierter Teil des 
nach dem Zweiten Weltkrieg vorherrschenden Entwicklungsmodells. 
Wie bei zahlreichen anderen Industrieländern auch war das kanadische 
Modell ein fordistisches, allerdings eines, das ungewöhnlich offen ge- 
genüber den Auswirkungen der internationalen Wirtschaft war. Außer- 
dem war es weniger sozialdemokratisiert als viele europäische Staats- 
bürgerschaftsregime (Jenson 1989a). Die besondere Prägung dieses Mo- 
dells ist auf einen Wandel der Machtverhältnisse zwischen Bund und 
Provinzen zurückzuführen. Als Ergebnis der Finanzkrise der Provinzen 
in den 30er Jahren und den Anforderungen der Kriegsmobilisierung 
konnte die bundesstaatliche Ebene in Wirtschaft und Gesellschaft weit 
mehr Autorität als je zuvor gewinnen. Daher war sie in der Lage, den ka- 
nadischen Wohlfahrtsstaat einschließlich des Staatsbürgerschaftsregimes 
zu formen sowie neue soziale Rechte zu etablieren, was in zwei Schüben 


16 Dies wird hier hervorgehoben, da es in der kanadischen Politikwissenschaft eine starke 
Tendenz gibt, die gegenwärtige Spannbreite der Ansprüche von AkteurInnen an staatliche 
Politik fast ausschließlich auf das Handeln von Staatsinstitutionen zurückzuführen. Siehe 
z. B. Cairns (1995: 182, 190, 202), der die gegenwärtige Art von Identitätspolitik auf die 
Charta zurückführt. Die These von Pals (1993: 279) ist, daß der Staat durch das Innenmi- 
nisterium die Gruppenidentitäten schafft, indem er die Gruppen unterstützt. 
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geschah: in einem zu Beginn der 40er Jahre und einem weiteren in den 
60er Jahren.!7 

Die gesetzliche Regelung der kanadischen Staatsbürgerschaft im »Citizen- 
ship Act« von 1946 fiel in die ersten Jahre des fordistischen Entwick- 
lungsmodells.!® Die Turbulenzen der ökonomischen und politischen Be- 
dingungen zu Kriegszeiten gaben den Anstoß zu der Herausbildung eines 
Staatsbürgerschaftdiskurses, der das Staatsbürgerschaftsregime über die 
nächsten vier Dekaden hinweg bestimmte (Bourque/Duchastel i.E.) 
Befürchtungen über mangelnde Loyalität von ImmigrantInnen aus gegneri- 
schen Staaten sowie die Notwendigkeit, Unterstützung für den Krieg zu 
mobilisieren, bildeten die Basis für eine neue staatliche Institution, die 
»Staatsbürgerschaftsabteilung« (citizenship branch), die schließlich im In- 
nenministerium angesiedelt wurde. 1944 wurde dieser neuen Abteilung ein 
Sammelsurium von Kompetenzen übertragen, einschließlich der Förderung 
weiblicher Teilnahme an den Kriegsanstrengungen und »Fitnessprogram- 
men mit Volkstanz«. Die Grundlage war jedoch das Staatsbürgerschafts- 
ausbildungsprogramm (Pal 1993: 75-76). 

In der Nachkriegsjahren wurde die Sorge um Loyalität durch Identität er- 
setzt. Zur Einführung des Staatsbürgerschaftsgesetzes sagte der Innenmini- 
ster, daß dieses Gesetz »einen Gemeinschaftsstatus für alle Menschen in 
diesem Lande bringen wird, der sie als KanadierInnen zusammenhält« (Pal 
1993: 79). Diese Identität zu schaffen und die Staatsbürgerschaft auszu- 
formen, lag jedoch nicht allein in der Verantwortung des Staates. Diese 
Aufgabe wurde geteilt, bzw. »ausgelagert«. Schon 1951 vergab die Abtei- 
lung Gelder an freiwillige Organisationen für Programme im Staatsbürger- 
schaftsbereich (Pal 1993: 85). Diese Teilung der Verantwortung war eine 
logische Folge der Gesellschaftssicht der Staatsbürgerschaftsabteilung. 

»Die [Staatsbürgerschafts]Abteilung hat wiederholt deutlich gemacht, daß ihr Konzept von 
Staatsbürgerschaft auf einem Pankanadismus aufbaut, der eine gemeinsame »kanadische« Ge- 
schichte beinhaltete, einige alte Vorurteile ausräumte und nüchtern seine Verantwortung ein- 
zuschätzen vermochte. ... die Abteilung operierte in der Tat mit einem eigentümlich organi- 
schen Verständnis von Gesellschaft: ihre Mission war es, den Gruppen zu helfen, die Indivi- 


duen in einer Gemeinschaft miteinander zu verknüpfen, die sich über ihre Aufgabe, eine ver- 
antwortliche, demokratische Regierung zu unterstützen im klaren war.« (Pal 1993: 85-86) 


17 Jedoch blieb der Föderalismus die zentrale politische Institution in Kanada. Allerdings 
gaben die nationalen Institutionen, die in der Ära von Kanadas durchlässigem Fordismus 
etabliert wurden, den KanadierInnen dieselben sozialen und ökonomischen Rechte und 
Vergünstigungen, ohne Rücksicht auf ihren Wohnort. Dies war aufgrund eines Finanz- 
transfers möglich, obwohl die Provinzen die Hoheit über zahlreiche Sozial- und Arbeits- 
bereiche sowie den Ausbildungs- und den Gesundheitssektor hatten. Verhandlungen und 
Verträge zwischen dem Bund und den Provinzen wurden zum Herzstück dieses Modells. 

18 Wie Tilly (1989) gezeigt hat, gingen Staatswerdung und Krieg historisch Hand in Hand. 
Das Kanada der 40er Jahre stellt darin keine Ausnahme dar. 
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Daher waren die Grundprinzipien des Nachkriegsstaatsbürgerschaftsregi- 
mes auch nicht einfach als liberale zu bezeichnen; kollektive Verantwort- 
lichkeit existierte und der Staat hatte seinen Platz als Ausdruck und Garant 
dieser Gemeinschaftlichkeit.!? Auch war die geförderte staatsbürgerliche 
Identität eine nationale und paßte damit zu den anderen Institutionen, die 
den Fordismus regulierten. So entstand erstmalig ein gesamtkanadisches 
Parteiensystem (Smith 1988), und von der Massey Commission on the Arts 
wurde in den frühen 50er Jahren der Schutz einer eigenen nationalen Kul- 
tur, die sich auch in einer »kanadischen« Literatur ausdrückte, zum Ziel 
erklärt. 

Zusätzlich dehnte der Staat gesamtkanadische soziale und ökonomische 
Staatsbürgerschaftsrechte aus, von denen einige eine direkte Verbindung 
zwischen dem Einzelnen und der Bundesregierung herstellten. Die Famili- 
enhilfe und die Renten wurden von der Bundesregierung ausgezahlt. Ar- 
beitslosengeld war ein landesweites Programm; die Arbeitslosen holten 
sich ihre Unterstützung in einem Büro des Bundes ab, wobei ihr Wohnort 
keine Rolle spielte.20 So wurde zum ersten Mal die Vorstellung von indi- 
viduellen »KanadierInnen« und einem Set nationaler Institutionen zum Be- 
standteil des Alltagslebens. Ein zusätzlicher Aspekt dieser Programme wa- 
ren die in den 50er Jahren beginnenden Finanztransfers zwischen den Pro- 
vinzen, die dazu bestimmt waren, die regionalen Unterschiede des Steu- 
eraufkommens und der Ausstattung zu minimieren. Alle KanadierInnen 
sollten die gleichen Lebenschancen haben - egal ob sie im wohlhabenden 
Toronto oder im verarmten Neufundland lebten. 

Die Ausweitung sozialer und ökonomischer Rechte hielt durch die 60er 
Jahre hindurch, die den Höhepunkt des kanadischen Fordismus bildeten, 
an. Innerhalb des Nachkriegsregimes gab es keinen radikalen Bruch. Ein 
Diskurs der Gleichberechtigung und der sozialen Entwicklung ersetzte die 
liberale Begründung sozialer Rechte vorheriger Jahrzehnte (Maioni 1994). 
Zusätzlich gab es seit den 50er Jahren Programme zur Angleichung der 
Entlohnung, die nationale Standards für das Pro-Kopfeinkommen der Pro- 
vinzen setzten. Die 60er Jahre brachten eine zweite Welle der Ausdehnung 
fordistischer Institutionen und es gab ein wachsendes Bewußtsein für 
Gleichstellungsfragen. In diesen Jahren unterschieden sich die sozialen 


19 Dieses Verständnis von staatlicher Verantwortung für kollektive Ziele wie auch die Vor- 
stellung, daß derartige Ziele existieren, ist ein Erbe sowohl der kanadischen Tories wie 
der Sozialdemokraten (vgl. Horowitz 1968). Für eine Analyse der Veränderungen, die 
von diesem Prinzip weg und zur Reform der Sozialpolitik führte, vgl. Maioni (1994: 
117). 

20 Allerdings wurden seit 1966 Kompetenzen auch wieder in die Provinzen verlagert, so daß 
es auf der Basis solcher institutioneller Arrangements nicht überrascht, daß die Provinz- 
identitäten stark blieben und oft mit der Identität als KanadierIn konkurrierten. 
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Rechte kanadischer StaatsbürgerInnen noch deutlicher von denen in den 
USA (Noöl et al. 1993: 185-86). 

Der Diskurs von Gleichberechtigung und sozialer Gerechtigkeit war über- 
zeugend und führte zu einer ganzen Reihe von Vorschlägen: von der Par- 
teienfinanzierung bis zur Krankenfürsorge. Eine breite Vielfalt von Insti- 
tutionen beteiligte sich daran, den StaatsbürgerInnen Zugang zum Staat zu 
verschaffen. Dabei waren nicht Individuen, sondern Organisationen die 
Hauptakteure. In den 40er Jahren und dann wieder in den 60ern gewannen 
die Gewerkschaften an Bedeutung und erreichten das kollektive Vertre- 
tungsrecht für ihre Mitglieder gegenüber Arbeitgebern und Staat. Die Par- 
teien veränderten ihre Gestalt und entwickelten elaboriertere Methoden der 
internen Diskussion und der Auswahl ihres Führungspersonals. Schließlich 
organisierte sich auch die New Democratic Party als Vertretung der Inter- 
essen von ArbeiterInnen und ihren Organisationen. In den 80er Jahren 
brachte die nationalistische Bewegung Quebecs, gefolgt von der englisch- 
kanadischen nationalistischen Bewegung, Parteien und Verbände hervor. 
Frauen in Quebec gründeten in den 60er Jahren einen Dachverband, um für 
Frieden und gegen Atomwaffen zu arbeiten. 

Die Sorge um eine »kanadische« Identität blühte. Teilweise war dies auf die 
Quebecer NationalistInnen zurückzuführen, die das übrige Kanada mit der 
Frage konfrontierte, was die Existenz zweier Sprachgruppen für die Definition 
des Landes bedeutete. Ergebnisse dieser Herausforderung waren der Official 
Languages Act (1969) und die Erarbeitung einer multikulturellen Politik 
(1971), sowie ein neues Interesse an der Staatsbürgerschaftsabteilung des 
Innenministeriums, die die Verantwortung für multikulturelle Programme 
und für die Official Language Minority Groups (Anm.d.Ü.: Gruppen, de- 
ren Sprache als eine Minoritätensprache anerkannt ist) erhielt. 

Die Herausforderung bestand jedoch nicht lediglich in der Sprache. Die 
Strategie der Quebecer NationalistInnen war es, den Staat für ihr Ent- 
wicklungsprojekt einzuspannen, insbesondere, um einen hochentwickelten, 
säkularen und vor allen Dingen aktiven Staat zu schaffen, der die Fähigkeit 
haben sollte, die Quebecer Gesellschaft in die Moderne zu katapultieren. 
Zentrale Elemente waren dabei die Eliminierung religiöser Institutionen im 
Gesundheits- und Ausbildungsbereich und die Entwicklung von Sozialpro- 
grammen für die französisch sprechenden QuebeckerInnen. Der Ausbau 
des kanadischen Wohlfahrtsstaates war sowohl eine Antwort auf die aus 
Quebec kommenden Initiativen wie auch eine Reaktion auf den verstärkten 
Diskurs über soziale Gerechtigkeit, der von Motiven, die auf die Bildung 
einer Nation abzielten, überlagert war. Fragen der Gleichberechtigung 
wurden damit zu Fragen von nationaler Identität. 

Eine ähnliche Vermischung von Themen gab es auch durch die englisch- 
kanadische nationalistische Bewegung, die in den 60er Jahren entstanden 
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war. Angesichts des wachsenden Einflusses der USA in Wirtschaft und 
Kultur warnten sowohl die Linke als auch die Rechte, daß Kanada einen 
Verlust von Souveränität und Identität riskiere (Grant 1963, Taylor 1970). 
Nur ein Staat, der aktiv eine ökonomische Strategie zur Unterstützung ka- 
nadischer Kultur, kanadischen Besitzes und der Aufrechterhaltung kanadi- 
scher »Besonderheit« verfolge, könne diese Bedrohung von Kanadas kul- 
tureller, ökonomischer und politischer Autonomie abwehren. 
Nationalistische Bewegungen haben diese Themen in die Zivilgesellschaft ge- 
tragen, aber dieser Diskurs wurde mittels verschiedener Kommissionen zur 
Zukunft Kanadas auch in den staatlichen Institutionen geführt. Insbesondere 
die Royal Commission on Bilingualism and Biculturalism war eine wichti- 
ge Quelle neuer Ideen. Das erneute Aufleben der Sozialdemokratie mit der 
Gründung der NDP (National Democratic Party) 1961 zwang die Libera- 
len, über ihre politische Strategie nachzudenken. Während dessen ging die 
städtische Linke - angeführt von einer Leitfigur des kanadischen Nach- 
kriegsinternationalismus, Lester B. Pearson, und danach von Pierre Trude- 
au auf die Liberalen zu. Der progressive Diskurs sozialer Gerechtigkeit 
erlangte so eine stärkere Position innerhalb der Liberalen Partei.2! 

Die Reform des Wahlsystems und der Parteienfinanzierung wurde durch 
das Ziel einer gleichen Behandlung aller Parteien durch die Medien sowie 
durch die Anerkennung der Tatsache, daß die Ressourcen der verschiede- 
nen sozialen Gruppen recht ungleich waren, bestimmt. Nachdem das 
Wahlsystem erstmals 1974 von allen politischen Parteien anerkannt wurde, 
konnte in der Folge der Zugang der Parteien zu den Medien reguliert, die 
Wahlkampffinanzierung der reichsten Parteien begrenzt und öffentliche 
Gelder für die weniger bemittelten Kandidaten bereitgestellt werden 
(Paltiel 1970). Auch wurden Gesetze zur Regulierung des Verhaltens von 
professionellen LobbyistInnen formuliert (Pross/Stewart 1993: 112-14). 
Gleichberechtigter Zugang und fairer Wettbewerb wurden als ein integraler 
Bestandteil der Demokratie angesehen. Die Verwirklichung der politischen 
Staatsbürgerschaftsrechte erforderten sowohl Regulierung und wie auch 
staatliche Unterstützung für diese Basisinstitutionen, die den BürgerInnen 
Zugang zu ihren Rechten garantierten. 

Zusätzlich erhöhte der Staat seine Unterstützung für andere intermediäre 
Organisationen. So erweiterte die Staatsbürgerschaftsabteilung des Innen- 
ministeriums ihre identitätsbildenden Aktivitäten in den frühen 70er Jah- 
ren. Sie finanzierte verstärkt Verbände, die diejenigen BürgerInnen organi- 
sierten, deren Identität durch die staatliche Politik gefördert werden sollte: 
inbesondere multikulturelle Gruppen und Official Language Minorities. 


21 Kanada's »Makler-Parteien« (wie die Liberalen) umfaßten immer ein breites Spektrum 
von Positionen. Daher ist bei ihnen vor allem das interne Kräftegleichgewicht wichtig. 
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Das Ministerium unterstützte jedoch auch Gruppen, die sozial Benachtei- 
ligte repräsentierten, sowie Frauen- und Eingeborenengruppen. Bernard 
Ostry, ein früherer, für Staatsbürgerschaft verantwortlicher Beamter sagte, 
Ziel der Abteilung sei es 

»hauptsächlich durch Programme, die die Partizipation unterstützten und das Gefühl sozialer 
Ungleichheit minderten, ein Gefühl kanadischer Staatsbürgerschaft zu entwickeln und zu ver- 
stärken« (zit. n. Pal, 1993:109). 

1974 wurde das » Women's Program« als separate Abteilung des Ministeri- 
ums geschaffen. Ziel des Programms war es, die Organisation kollektiver 
Aktivitäten zu unterstützen und voranzutreiben, indem es die Basisfinan- 
zierung für Frauenzentren und Frauenrechtsgruppen, die von den Gemein- 
den getragen wurden, bereitstellte. In der Programmevaluierung, die das 
Innenministerium durchführte, wird betont: 

»Die dem Women's Program zugrundeliegende Philosophie zielt nicht darauf ab, Einzelperso- 
nen Ausgleichszahlungen zu verschaffen. Es wird vielmehr angenommen, daß schwache und 
benachteiligte Teile der Bevölkerung nur durch Organisation und kollektive Aktionen ihre 
Lage verbessern können.« (Canada Dept. of Secretary of State 1985: 19) 

Die Repräsentation von Frauen als einer eigenständigen Kategorie von 
BürgerInnen wurde Mitte der 70er Jahre noch durch die Gründung zweier 
weiterer Institutionen verstärkt. Zuerst wurde die CACSW (Canadian Ad- 
visory Council on the Status of Woman) als eine halb-autonome Körper- 
schaft zur Durchführung von Forschungs- und Regierungsberatung in 
Frauenfragen eingerichtet. Dann wurde »Status of Women« als eine eigen- 
ständige Abteilung eingerichtet. Alle drei Institutionen wurden als 
»Women's State« bekannt.2? 

Aber nicht nur das Innenministerium finanzierte intermediäre Institutionen 
der Zivilgesellschaft, auch andere Abteilungen der Bundesregierung ver- 
fuhren so. Derartige Finanzierungen gründeten in der Annahme, daß starke 
Organisationen der BürgerInnen für eine gesunde Gesellschaft wichtig sei- 
en, und in der Auffassung, daß der Staat dafür verantwortlich sei, den Bür- 
gerInnen die Ausübung ihrer Rechte zu ermöglichen. Wenn einige Interes- 
sen derart benachteiligt wurden, daß ihre kollektive Artikulation schwierig 
wurde, dann war staatliche Unterstützung (inklusive Finanzierung) not- 
wendig, um gleichberechtigten Zugang und faire Repräsentation zu ge- 
währleisten (Phillips 1991: 196-97). 

Wir können nun das Staatsbürgerschaftsregime des goldenen Zeitalters des 
kanadischen Fordismus folgendermaßen zusammenfassen: Soziale Ge- 
rechtigkeit und Gleichberechtigung waren zentrale Ziele dieses Regimes. 


22 Der Begriff Women's State wurde von Sue Findlay (1987) geprägt. Er ist mittlerweile all- 
gemein gebräuchlich, um das Women's Program, die CACSW und Status of Women so- 
wie eine Reihe kleinerer Programme in anderen Abteilungen, die auch für Fraueninteres- 
sen zuständig sind, zu bezeichnen. 
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Die StaatsbürgerInnen erhielten neue soziale und ökonomische Rechte 
durch Umverteilung in einem gesamtkanadischen System und es wurden 
Anstrengungen für einen gleichberechtigten Zugang zur politischen Macht 
unternommen. 

Der Diskurs dieses Regimes verband die Konsolidierung einer kanadischen 
Identität mit der Gleichbehandlung benachteiligter Gruppen. Als ein Er- 
gebnis erhielten sog. »advocacy-groups«, die sich um soziale Gerechtigkeit 
für Frauen, Behinderte, indigene Völker und Minderheiten jeglicher Art 
bemühten, einen diskursiven Raum, um ihre Forderungen nach »katego- 
rialer Gleichberechtigung« zu stellen (Jenson 1991). 

Den Kulminationspunkt dieses Regimes bildete die »Charter of Rights and 
Freedoms«. Einerseits stattete sie die BürgerInnen mit gesamtkanadischen 
Rechten aus und stellte damit gleichzeitig fest, daß die Unterschiede zwi- 
schen den Provinzen abgebaut werden müssen. Die Bundesregierung hatte 
dies 1960 mit einer »Bill of Rights« versucht, war aber nicht in der Lage 
gewesen, die Opposition der Provinzen zu überwinden (Cairns 1995: 189, 
198). Die Verankerung gesamtkanadischer Staatsbürgerschaftsrechte in der 
Verfassung dauerte bis 1982 und gelang dann auch nur auf Kosten des 
Ausschlusses von Quebec. Gleichzeitig schloß die »Charter of Rights and 
Freedom« auch kollektive Rechte und ihren Schutz, sowie die Anerken- 
nung der multinationalen Zusammensetzung Kanadas und die Verantwor- 
tung des Staates für die Beseitigung vergangener Ungleichheiten ein. Da- 
mit stellte die Charter eine verfassungsmässige Anerkennung von vielen 
Gruppen her, die schon früher durch die staatliche Finanzierung unterstützt 
worden waren. 

Es ist wichtig festzuhalten, daß die Charter zugleich Höhepunkt wie auch 
Beginn der Destabilisierung des Staatsbürgerschaftsregimes der Nach- 
kriegszeit war. Die Verankerung des Regimes in der Verfassung fand ge- 
rade zu der Zeit statt, als die Politiker zu verstehen begannen, daß das for- 
distische Regime an seine Grenzen gelangt war. Langsam aber sicher be- 
gann sich eine neokonservative Agenda in der Bundesregierung, den Wirt- 
schaftskreisen, im Parteiensystem und in verschiedenen Interessengruppen 
herauszubilden. Die Opposition gegenüber »besonderen Interessen« wie 
auch gegen Staatsausgaben und ökonomische Gleichberechtigung kam 
langsam hervor. Damit wurde aber auch das bisherige Staatsbürgerschafts- 
regime in Frage gestellt. 

Mit der zunehmender Krise des Fordismus und einer immer deutlicher 
werdenden neokonservativen Agenda wurden die Widersprüche unüber- 
sehbar. Institutionen und Gruppen, die den Zugang zu Rechten förderten 
und staatliche Gelder zur Beseitigung sozialer Ungleichheiten verlangten, 
wurden mit der post-fordistischen Einschränkung der staatlichen Hilfen zur 
Realisierung ökonomischer und politischer Staatsbürgerschaftsrechte kon- 
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frontiert. Als der kanadische Staat begann, nicht nur Sozialprogramme zu 
kürzen, sondern auch die Grundprinzipien der sozialen und ökonomischen 
Staatsbürgerschaft über eine Sozialreform neu zu definieren, wurde er von 
den verschiedensten Gruppen, die benachteiligte Interessen repräsentierten, 
angegriffen. 

In den 90er Jahren begann der Staat darüber nachzudenken, ob es sinnvoll 
war, weiterhin seine KritikerInnen zu finanzieren. Allerdings kann die ge- 
kürzte Unterstützung der intermediären Institutionen nicht nur als Konse- 
quenz eines schlau gewordenen Staates, der sich von seinen nervenden 
KritikerInnen trennen will, interpretiert werden. Das Staatsbürgerschafts- 
regime wurde rekonstituiert. Die Anerkennung von StaatsbürgerInnen ver- 
lief nicht mehr über die intermediären Institutionen, stattdessen wurde die 
Verantwortung für die Härten des Lebens individualisiert. In einer ähnli- 
chen Weise veränderte sich der Diskurs über den Zugang zu Rechten, in- 
dem die Repräsentation buchstäblich zu Markte getragen wurde. 


4. Die Veränderung des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft 


Die Krise des fordistischen Entwicklungsmodells, die in allen entwickelten 
Industrieländern in der Mitte der 70er Jahre eintrat, traf Kanada in beson- 
derer Weise, da es sich hier sowohl um eine hochindustrialisierte Wirt- 
schaft als auch um eine umfangreiche Rohstoffproduktion handelte. Die 
Erkenntnis der Ernsthaftigkeit der Krise und die Entwicklung einer politi- 
schen Gegenstrategie wurde aber bis spät in die 80er Jahre hinausgescho- 
ben (Nodl etal. 1993). 

Da die politische Regulation innerhalb des Nachkriegsmodells vor allem 
die Institutionen des Föderalismus beeinflußt hatte, manifestierte sich die 
Krise des Fordismus auch als Verfassungskrise (Jenson 1989a). Verfas- 
sungspolitik war das Gebiet, auf dem der größte Teil der aktuellen Debat- 
ten über die wirtschaftliche Umstrukturierung ausgefochten wurde. Ein 
Wandel konnte nur schwer durchgesetzt werden, da er das Handeln von 11 
Regierungen voraussetzte. Und schließlich ıst eine Verfassungreform auch 
eine äußerst umständliche Art, Veränderungen in der Wirtschafts- und So- 
zialpolitik zu initiieren. Es überrascht daher nicht, daß die Veränderungen, 
die vorgenommen wurden, vor allem Einzelpersonen betrafen, etwa über 
das Steuersystem (Gray 1990; Rice/Prince 1993). 

In der Debatte über die wirtschaftliche Umstrukturierungen wurden nicht 
nur ökonomische Fragen angesprochen, es wurden auch Forderungen nach 
Demokratie und Transparenz laut. Viele zivilgesellschaftliche Gruppen 
werteten die Entwicklung der 80er Jahre, vor allem das Free Trade Agree- 
ment mit den USA, als ein Zeichen dafür, daß der Staat aufgehört hatte, auf 
die BürgerInnen zu hören. Daraus resultierte die Zunahme öffentlicher 
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»Anhörungen« und neuer Formen von »Partnerschaften« in der Ausfüh- 
rung politischer Programme (Phillips 1991). Obwohl beides als Ausdeh- 
nung des Raumes staatsbürgerlicher Aktivität angesehen werden kann, ist 
es wichtig, sie in ihrem jeweiligen Kontext zu betrachten: sie wurden beide 
durch institutionelle Aktivitäten des Staates oder der Parteien begleitet, 
wodurch ihre Rolle als Repräsentationsraum für organisierte Interessen 
eingeschränkt wurde. 

Das veränderte Verhältnis von Staat und Gesellschaft wirkte sich in einer 
Reduzierung der Unterstützung von Gruppen, die benachteiligte Interessen 
repräsentieren, aus. Es wurden nun weniger Kategorien von Staatsbürge- 
rInnen als unterstützungswürdig anerkannt und die Mittel zur Durchset- 
zung ihrer Belange wurden gekürzt. Am deutlichsten war hier die zuneh- 
mende Veränderung des Women's State im Jahre 1995. Auch wurde die 
Fähigkeit der »advocacy-groups« BürgerInnen gegenüber dem Staat zu re- 
präsentieren, in Frage gestellt. Schließlich wurden auch soziale Dienstlei- 
stungen und Programme umstrukturiert. Sie waren nun weniger von so- 
zialer Gerechtigkeit und dem Pan-Kanadismus geprägt. Stattdessen wurden 
sie dezentralisiert, was vermutlich viele verschiedene Formen von Zugehö- 
rigkeit und unterschiedliche Leistungsniveaus produzieren wird. Berück- 
sichtigt man diese Zusammenhänge, dann wird auch klar (was schon das 
Zitat am Anfang des Papiers andeutete), daß die Kürzungen in der Ge- 
sundheitsfürsorge auch die Definition der Nation in Frage stellen. 


Institutioneller Wandel 


Der institutionelle Wandel innerhalb der Bundesregierung hat die Zahl der an- 
erkannten Interessengruppen vermindert und zur Schließung verschiedener 
kritisch orientierter Zentren geführt. So begann man die Abteilung der Re- 
gierung, die am weitestgehenden in die Staatsbürgerschaftspolitik und die 
Entwicklung von sozialen Programmen involviert war, abzubauen. Nach- 
dem 1993 Kim Campbell das Amt der Premierministerin angetreten hatte, 
wurden viele Programme des Innenministeriums aufgegeben oder in ande- 
ren Abteilungen plaziert, so daß sie nicht mehr entsprechend ihrer ur- 
sprünglichen Intension fortgeführt werden konnten. Außerdem waren viele 
gesellschaftliche Interessen nicht mehr im Kabinett repräsentiert. Unter 
dem Deckmantel überschüssige Regierungsausgaben zu kürzen, wurde der 
Umfang des Kabinetts unter Campbell auf 25 und unter der liberalen Re- 
gierung von Jean Chretien auf 23 Mitglieder reduziert, während es unter 
Mulroney eine Höchstzahl von 40 Mitgliedern gab, die u.a. Jugendliche, 
SeniorInnen und kleine Betriebe repräsentierten.?? 


23 Unter Chretien wurden die früheren Ministerien für Multikulturalismus und Frauen fusio- 
niert und nur noch von einem »Staatssekretär« vertreten. 
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Fbenso wurden halböffentliche Körperschaften, die zwischen Zivilgesell- 
schaft und Staat standen, wegrationalisiert. 1992 wurden sowohl der »Eco- 
nomic Council of Canada« wie auch der »Science Council«, beides bera- 
tende Körperschaften der Regierung, aufgelöst. Begründet wurde dies mit 
dem Argument, private Forschungsinstitute seien angemessenere Bera- 
tungseinrichtungen.?* 1995 wurde auch das CACSW, mit der Begründung 
man wolle doppelte Aktivitäten vermeiden und somit die öffentlichen Lei- 
stungen verbessern, stillgelegt. 

Das Parlament und die politischen Parteien haben ebenfalls zur Verände- 
rung der Institutionen beigetragen. So hat während des letzten Jahrzehnts 
die repräsentative Fähigkeit von Kanadas »Maklerparteien« abgenommen 
und aus Unzufriedenheit haben sich viele Menschen Interessengruppen zu- 
gewandt, die Kampagnen zu den wichtigsten Angelegenheiten durchfüh- 
ren. Weder im Wahlkampf von 1988 noch in der Auseinandersetzung um 
die Verfassung 1992 war es den Parteien möglich, die Debatte zu dominie- 
ren (Clarke et al. 1996, Hiebert 1991). Im Verfassungsreferendum wurde 
das von der Regierung vorgelegte Dokument nach einer Kampagne, in der 
sich insbesondere das »National Action Committee on the Status of Wo- 
men« (NAC) engagierte, abgelehnt (Pal/Seidle 1993). Die Referen- 
dumsniederlage wurde weitgehend als eine Niederlage von »Eliten« inter- 
pretiert, auf welche die Liberale Partei im Wahlkampf von 1993 mit dem 
Versprechen reagierte, die Rolle des Parlaments zu stärken und mit mehr 
Offenheit und Integrität zu regieren (Liberal Party 1993: 92). 
Ironischerweise wurde die rechtspopulistische Reform Party zur Nutznie- 
sserin dieser Politikverdrossenheit und des verstärkten Gewichts der Rolle 
des Parlaments. Diese PopulistInnen argumentieren, daß die einzige legi- 
time Repräsentationsform die direkte Verbindung zwischen den Individuen 
und ihren Abgeordneten ist. Diese »advocacy-groups« werden in dem Dis- 
kurs der Partei delegitimiert, es seien keine »echten KanadierInnen«. 

Die Kritik an den »besonderen Interessen« hat bis weit über die Abgeord- 
neten der Reformpartei hinaus Widerhall gefunden. Tatsächlich scheint der 
Konflikt zwischen den »advocacy-groups« und den gewählten Abgeord- 
neten, eine »Wir oder sie« Mentalität hervorgerufen zu haben. Parteien und 
Parlament versuchen die Repräsentation zu monopolisieren. So verfiel z.B. 
auch der Bericht der Royal Commission on Electoral Reform and Party 
Financing (RCERPF), deren Hauptziel die Stärkung der repräsentativen 
Fähigkeiten der politischen Parteien war, in die Sprache der besonderen 
Interessen. Die RCERPF war eine starke Verfechterin der Legitimität öf- 
fentlicher Parteifinanzierung und staatlicher Unterstützung, um eine faire 


24 So lagerte die Bundesregierung z.B. 1992 die Organisation von öffentlichen Anhörungen 
über die Verfassung und 1994 über den Staatshaushalt in private Forschungsinstitute aus. 
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und gleichberechtigte Repräsentanz benachteiligter Gruppen zu sichern. Der 
Bericht bestand jedoch auf der Beibehaltung des Unterschiedes zwischen 
»guter« Repräsentation durch starke Parteien und der Repräsentation »beson- 
derer Interessen« durch Interessengruppen (Dobrowolsky/Jenson 1993). 


Der Abbau des »Women's State« 


Der Abbau, der im Hinblick auf den Haushalt relativ unwichtigen Bun- 
desinstitutionen für Frauen, hat weitreichende Auswirkungen. Die Institu- 
tionen des » Women's State« entstanden in den 70er Jahren als Antwort auf 
die Forderungen der Frauen nach realen Staatsbürgerschaftsrechten, die die 
Benachteilung von Frauen aufheben würden. 

Wie schon oben erwähnt wurde, lagen die Ursprünge des Women's Program 
(einer der wichtigsten Institutionen des Women's State) in der Staatsbürger- 
schaftsabteilung des Innenministeriums und sein explizites Ziel war es, die 
Möglichkeiten zu politischer Aktion und Organisation von Frauen zu ver- 
bessern. Von Anfang an definierten sich die Feministinnen, die dieses Pro- 
gramm leiteten, als Anwältinnen der Frauenbewegung, der gegenüber sie 
sich auch verantwortlich fühlten. Sie entwickelten enge Verbindung zu 
Frauengruppen und suchten nach Wegen, um staatliche Ressourcen für die 
Frauenbewegung zu mobilisieren (Findlay 1987: 39-40). Der ursprüngliche 
Haushalt für das Women's Program war minimal, 200.000 CA$ für das 
Jahr 1974, aber 1985 umfasste er schon 10.8 Mio. CA$. 

Das Women's Program war mit Staatsbediensteten besetzt und war abgese- 
hen von seinen Zielgruppen sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Staates wenig sichtbar. Diese relative Unsichtbarkeit endete auf dramati- 
sche Weise Mitte der 80er Jahre als das Women's Program mit einer neu 
entstandenen antifeministischen Gruppe, »REAL Women« konfrontiert 
wurde und sich die Frage stellte, ob das Programm nur feministische 
Gruppen oder auch konservative Organisationen finanzieren sollte.2° Der 
Druck nahm zu, als NAC, ein aktiver Verband von Frauengruppen, 1986- 
88 die Opposition gegen das Free Trade Agreement (FTA) mit den USA 
anführte (Bashevkin 1991: Kap. 6). NAC erhielt einen Großteil seiner 
Mittel aus dem Women's Program. 1989 wurde die Finanzierung des Pro- 
gramms eingefroren und 1990 wurden signifikante Kürzungen angekün- 


25 Das Programm verweigerte die Bereitstellung von Mitteln für REAL (Realistic, Equal and 
Active for Life) Women. Die Organisation war rechtslastig und zielte auf die Aufrechter- 
haltung traditioneller Geschlechterverhältnisse ab, anstatt Frauen das »Erforschen aller 
Optionen« zuzugestehen. Konservative Parlamentsmitglieder wurden für REAL Women 
mobilisiert und begannen von der Regierung Erklärungen über die alleinige Finanzierung 
»feministischer« Gruppen und Projekte einzufordern. In den folgenden Jahren gelang es 
der Gruppe, Geld aus dem Programm zu erhalten. 
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digt.2° Diese Kürzungen hielten auch an, als 1993 die Liberalen den Kon- 
servativen in der Regierung folgten. 

Die zweite wichtige Institution des Women's State, das CACSW (Canadian 
Advisory Council on the Status of Woman), wurde 1973 als eine unabhän- 
gige Beratungsstelle gegründet, die nur gegenüber dem zuständigen Mini- 
sterium verantwortlich war. Die Stärke der Beratungsstelle lag in ihrer un- 
abhängigen Forschungskapazität, obwohl diese auf der Basis eines mini- 
malen Haushalts operierte (Burt 1995: 375). 

Ein entscheidender Vorfall ereignete sich 1981 als das Ministerium das 
CACSW dazu zwang, eine Konferenz über die Regierungsvorschläge zur 
Verfassungsreform abzusagen, da eine zu kritische Haltung befürchtet 
wurde. Während dieser Vorfall die Frauenbewegung mobilisierte, blieb 
unter dem Strich ein großer Verlust für das CACSW (Kome 1983). Inner- 
halb des Staates galt das Council nur noch als Vertreter der Frauenbewe- 
gung. Gleichzeitig hatte es aber nicht die volle Unterstützung der Frauen- 
bewegung, die dem Council vorwarf, durch Selbstzensur eine Wiederho- 
lung von 1981 vermeiden zu wollen (Findlay 1988: 90, Burt 1995). 

Der Women's State wurde 1995 ohne große Öffentlichkeit faktisch abge- 
schafft. Women's Program und Status of Women wurden zusammenge- 
schlossen, das CACSW aufgelöst. Die Regierung erklärte diese Entschei- 
dungen in vielfältiger Weise. Die wichtigste Rechtfertigung war eine Effi- 
zienzsteigerung und Kostensenkung durch die Vermeidung von Doppelan- 
geboten. Tatsächlich gab es aber kaum Überlappungen außer der Tatsache, 
daß alle drei Institutionen das Wort »Women« im Titel trugen.?7 Viel Geld 
wurde durch diese Reorganisation auch nicht gespart. 


Angriffe auf die Kapazität und Glaubwürdigkeit der »advocacy-groups« 


Der Wandel im Staatsbürgerschaftsregime manifestierte sich auch im di- 
rekten Angriff auf die Glaubwürdigkeit und die Organisationsbasis der 
»advocacy-groups«. Ein erster Schritt war die Reduzierung der direkten 
Finanzierung. 1986-87 begann die konservative Regierung Stipendien und 
Beiträge selektiv zu kürzen.2® Oft wurde damit die öffentliche Reaktion 
auf diese Aktionen getestet. 


26 Vor allem wurde die Grundfinanzierung zugunsten der Projektfinanzierung gekürzt. Im 
Resultat wurden die Mittel für NAC halbiert (Philips 1991: 196-205). 

27 Die drei Körperschaften waren für sehr unterschiedliche Funktionen zuständig. Das Wo- 
men’s Program war für Stipendien zuständig, das CACSW widmete sich hauptsächlich 
der Forschung und Status of Women war für die Entwicklung von politischen Konzepten 
und für die Koordination zuständig. 

28 Eine Gruppe unterlag jedoch nicht den Kürzungen. Die Tories finanzierten weiterhin 
Verbände sprachlicher Minderheiten und multikulturelle Gruppen, während sie Frauen 
und Eingeborenenverbänden die Gelder strichen (Phillips 1991). 
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Mit der Reorganisierung und Reduzierung der Finanzierung begann lediglich 
der Angriff auf die Legitimität und die Glaubwürdigkeit Gruppen, die benach- 
teiliste Interessen vertreten. Die Repräsentation selbst wurde in Frage gestellt: 
Können die Gruppen tatsächlich beanspruchen, daß sie jemanden repräsentie- 
ren? Die Konservativen starteten diesen Prozess, und die Liberalen haben ihn 
dann noch beschleunigt. Die Initiative ist sowohl unter PolitikerInnen der 
Regierung als auch der oppositionellen Reformpartei populär und sie hat 
auch Unterstützung durch die Medien erfahren. Dabei beschäftigte sich die 
Debatte jedoch nicht mit »LobbyistInnen« im allgemeinen oder wirtschaft- 
lichen Verbände, sondern lediglich mit den »advocacy-groups«. 


5. Die Neudefinition von Regierung durch »Partnerschaften« 


Die Rede von der »Partnerschaft« wurde in den frühen 90er Jahren unter 
den Konservativen zu einem Modewort für eine neue Form des Regierens 
und die Liberalen behielten es bei. Öffentlich-private Partnerschaften soll- 
ten eine Alternative zu staatlichen Programmen und Dienstleistungen dar- 
stellen. Im Kontext ökonomischer Einschränkungen war dabei die Kosten- 
reduktion ein wichtiges, jedoch nicht das einzige Ziel dieser Partnerschaf- 
ten. Sie sollten auch die Qualität der Serviceleistungen verbessern, da die 
partnerschaftlichen Organisationen die Bedürfnisse der KlientInnen, mit 
denen sie in kontinuierlicher Verbindung stehen, oft besser erkennen und 
daher auch flexibler auf sie reagieren können.2? Zusätzlich erlauben Part- 
nerschaften lokale Unterschiede in der Art der bereitgestellten Dienstlei- 
stungen und sowie ihre lokale Kontrolle. Sie sind daher mit dem Rückzug 
von nationalen Standards kompatibel. 

Wirkliche Partnerschaften beinhalten allerdings auch eine Teilung der 
Macht. Die ersten Erfahrungen weisen jedoch darauf hin, daß sich die ka- 
nadischen Regierungen eher halbherzig auf solche Beziehungen einließen 
und daß sie vor allem nicht gewillt waren, mit ihren PartnerInnen Macht zu 
teilen. Stattdessen bevorzugten sie den üblichen top-down Ansatz. Viele 
der sogenannten Partnerschaften sind lediglich Verträge, in denen der Staat 
alle Regeln festlegt. Trotzdem fühlen sich viele Organisationen des sog. 
»Dritten Sektors« (d.h. des nicht-kommerziellen, gemeinnützigen Bereichs, 
der neben dem Staats- und dem privat-kommerziellen Sektor existiert) da- 
von angezogen, entweder, weil sie das Projektgeld als Ersatz für den Ver- 
lust der Grundlagenfinanzierung benötigen, oder weil sich der Staat von 
bestimmten Dienstleistungen zurückgezogen hat. 

Diese Partnerschaften können die Natur der »Partner« aus dem Dritten 
Sektor ändern; dies gilt insbesondere für soziale Bewegungen. Die Ori- 


29 Für eine Diskussion dieser Vorteile und die Durchführung von Partnerschaften, siehe Sa- 
lamon (1995: 111), Seidle (1995: 145) und Kernaghan (1993: 57-76). 
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ginalität der neuen sozialen Bewegungen besteht gerade darin, daß sie 
nicht an bestimmte Orte gebunden waren, sondern breitere, oft sehr un- 
terschiedliche soziale Gruppierungen repräsentierten und dynamische, 
veränderbare Netzwerke statt konventionell institutionalisierter Organi- 
sationen bildeten. Die teilweise sehr spezifischen Regeln der Vertrags- 
partnerschaften können sie jedoch dazu zwingen, ortsgebundener zu 
werden (etwa dadurch, daß sie Dienstleistungen gegenüber ganz be- 
stimmten Gemeinden erbringen) und die Informalität der Bewegungen 
kann in eine formalisierte und professionalisierte Organisation überge- 
hen (Mendell, 1994: 79). 

Die angestrebten Partnerschaften kreieren eine Hierarchie von Gruppen mit 
einigen, die sich exklusiv auf Dienstleistungen beschränken am oberen En- 
de und denen, die sich auf die Vertretung benachteiligter Interessen spe- 
zialisieren und die als unnötig abgeschrieben werden, am unteren Ende. 
Für die Partnerorganisation können Gelegenheiten für »civic management« 
(Putnam 1995: 66) abnehmen, denn es ist schwieriger, innerhalb einer 
partnerschaftlichen Verbindung zugleich für bestimmte politische Verän- 
derungen einzutreten, insbesondere, wenn der Staat weiterhin die Machts- 
tränge in der Hand hält. 

In Anbetracht des ökonomischen Drucks entsteht noch ein weiteres Pro- 
blem. Oft wird, nachdem eine Partnerschaft gegründet wurde, der staatli- 
che Beitrag zum Vertrag beträchtlich gekürzt. Entgegen dem populären 
Mythos, daß solche Kürzungen freiwillige Leistungen hervorbringen wür- 
den, die die Lücken füllen könnten, zeigt die Erfahrung in den USA, daß 
die Reaktion eher in der Kommerzialisierung der Leistungen liegt. Die Or- 
ganisationen beginnen, Benutzergebühren zu erheben sowie andere Ein- 
nahmequellen zu suchen, so daß sie mehr und mehr in die Privatwirtschaft 
integriert werden. Zusätzlich beginnen kommerzielle Unternehmen diese 
Nischen auszutesten, oft mit dem Ergebnis, daß die Freiwilligenorganisa- 
tionen nach und nach verschwinden (Salomon 1995: 240). 

Bisher sind die kanadischen Regierungen davon ausgegangen, daß die 
nicht kommerziellen Organisationen nicht nur eine ausreichende Infra- 
struktur besitzen, sondern auch die Teilnahme an staatlich initiierten Part- 
nerschaften begrüßen würden. In Wirklichkeit haben diese Organisationen 
jedoch nur begrenzte Budgets und wenige festangestellte MitarbeiterInnen. 
Und angesichts der andauernden Angriffe auf ihre Glaubwürdigkeit sind 
viele Organisationen, die die Infrastruktur für solche Partnerschaften bieten 
könnten, zumindest nicht zu den Bedingungen des Staates an einer Beteili- 
gung interessiert. 

Vor allem sind aber die Prinzipien, nach denen die Dienstleistungen der öf- 
fentlich-privaten Partnerschaften erfolgen und ausgebaut werden, ganz an- 
dere, als bei direkten staatlichen Leistungen. Dies kann sowohl positive als 
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auch negative Konsequenzen haben. Während vom Staat erwartet wird und 
er auch am besten dazu geeignet ist, standardisierte Dienstleistungen über 
weite geographische Regionen hinweg zu garantieren, sind die meisten 
freiwilligen Organisationen partikular und bieten Dienstleistungen an, die 
auf ihre spezifische Basis zugeschnitten sind. Sie sind darüberhinaus geo- 
graphisch ungleichmäßig verteilt. Während staatliche Institutionen den 
gleichen Zugang für alle ausgewiesenen NutzniesserInnen betonen müssen, 
operieren freiwillige Organisationen häufig auf einer »first-come first- 
served« Basis. Daher tragen Partnerschaften, selbst wenn sie oft die effek- 
tiveren Mittel für die Bereitstellung von Dienstleistungen haben, zu einer 
zunehmenden Abkehr von dem Pan-Kanadismus bei, der ein zentrales 
Element des Staatsbürgerschaftsregimes der Nachkriegszeit war. Falls Ka- 
nada diesen Weg weiter verfolgt, hätte dies weitreichende Auswirkungen 
auf die Zivilgesellschaft. 


6. Die Restrukturierung des Föderalismus 


Schließlich ist das alte föderale Modell, das auf der Intervention der Bun- 
desregierung in die Sozialpolitik beruhte, von Grund auf umgestaltet wor- 
den. Der Haushalt von 1995 enthält einen neuen Superblock, den Canada 
Health and Social Transfer (CHST), der eine Reihe älterer Programme er- 
setzt. Die gleichzeitige Streichung von 6 Mrd CA$ Bundeszuschüssen über 
einen Zeitraum von zwei Jahren - eine Kürzung von 37% - markiert einen 
signifikanten Rückgang derjenigen bundesstaatlichen Ausgaben, die wäh- 
rend der fordistischen Nachkriegsperiode aktiv zur Sicherung gleicher Le- 
bensbedingungen für die Individuen wie auch für die Regionen beigetragen 
hatten. Die Idee des CHST ist vor allem eine Stabilisierung und Reduzie- 
rung der Bundesausgaben aber auch das Angebot größerer Flexibilität an 
die Provinzen, zu einer Zeit, in der die nationaler Einheit durch das Selbst- 
ständigkeitsreferendum in Quebec in Frage gestellt wird. 

Unter dem Imperativ des Defizitabbaus hatte die ursprüngliche Planung 
des neuen Transferprogramms eine jährliche Abnahme der Zahlungen vor- 
gesehen, was auf eine komplette Auflösung in 10 bis 15 Jahren hinausge- 
laufen wäre. Damit wäre auch die Fähigkeit der Bundesregierung, natio- 
nale Standards für Medicare zu setzen, Kanadas beliebtestes und die Na- 
tion definierendes Programm, in Frage gestellt worden.?! Die kanadische 
Öffentlichkeit war jedoch nicht bereit, den Verlust nationaler Standards bei 


30 Für eine detailliertere Diskussion des Unterschiedes zwischen der Bereitstellung von 
Dienstleistungen durch den Staat und den sog. dritten Sektor, siehe Smith/Lipsky (1993: 
127-46) und HalV/Reed (1995: 4-5). 

31 Für eine Diskussion über die Gestaltung des CHST und die Antwort der Bundesregierung 
auf öffentliche Kritik, siehe Phillips (1995). 
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der Krankenversicherung hinzunehmen. Die heftige Kritik führte zu einem 
ausweichenden Verhalten der Regierung Chretien: sie versprach, stabile 
Transferzahlungen beizubehalten, während sie den Provinzen aber gleich- 
zeitig eine größere Flexibilität im Design sozialer Programme gewähren 
wollte. 

Zur selben Zeit, als die Transfers für die Sozialprogramme gekürzt wurden, 
stockte man die Haushaltstitel für die regionale Angleichung auf. Damit 
wird die Botschaft vermittelt, daß »regionale Angleichung unser wichtig- 
stes Sozialprogramm ist« und »wir ein Volk sind, das zwar größere regio- 
nale Ungleichheiten ablehnt, aber die Ungleichheit zwischen den Individu- 
en akzeptiert« (Banting 1995: 5, 8). Diskussionen über die Umverteilung 
von Einkommen und den unterschiedlichen individuellen Wohlstand 
könnten dann in Zukunft auf die lokale Ebene begrenzt werden. Mit der 
Eliminierung gesamtkanadischer Sozialprogramme könnte »Kanada« 
selbst als ein relevantes Konzept die Geltung verlieren (Banting, 1995: 10). 
Mit der zunehmenden Verlagerung der Sozialprogramme auf die lokale 
Ebene werden auch andere Identitäten und Gemeinschaften produziert. 
Allerdings sind die Möglichkeiten für kollektive Aktion, die essentiell für 
die Konstruktion von Identitäten sind, auf der lokalen Ebene begrenzt. Es 
könnte zunehmend schwieriger werden, gesamtgesellschaftliche Konzep- 
tionen beizubehalten, so daß die Individualisierung der Staatsbürgerschaft 
komplett würde. 

Anhand dieser Entwicklungen erkennt man eine neue, negative Bewertung 
der Interessengruppen als legitimer und zentraler Institutionen innerhalb 
des Staatsbürgerschaftsregimes. Im Rahmen einer neokonservativen Politik 
wird versucht, die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft neu zu 
strukturieren. Es wird nicht mehr als staatliche Aufgabe angesehen, den 
Gruppenzusammenhalt zur Stärkung von Individuen zu unterstützen. Die 
Verantwortung zur Schaffung von Solidarität und zur Unterstützung der 
Benachteiligten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte ist nicht mehr Be- 
standteil des Staatsbürgerschaftsregimes. Die Individuen sollen sich selbst 
helfen durch Referenden, Petitionen und während öffentlicher Anhörungen 
zusätzlich zu den Wahlen. Die öffentliche Vertretung kollektiver Interes- 
sen muß jetzt ein Produkt harter, wettbewerbsfähiger Kompetenz von Or- 
ganisation bei der Mobilisierung von Geld und Unterstützung auf dem 
Marktplatz der Ideen sein. 

Bedeutet dies nun das Ende einer »breiten« Zivilgesellschaft und eine 
neue Ära des atomisierten Individualismus? Gibt es in dem sich neu her- 
ausbildenden Staatsbürgerschaftsregime noch einen Ort für organisierte 
Interessen? Die Anwort auf diese Fragen lautet Nein. In einer Zeit ab- 
nehmender staatlicher Intervention verwandeln sich die organisierten 
Gruppen in DienstleisterInnen und repräsentieren den Staat innerhalb der 
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Zivilgesellschaft. Interessenvertretung ist vielleicht out, aber Dienstlei- 
stungen sind in. 


7. Die Neugestaltung des Staatsbürgeschaftsregimes: 
Gegenläufige Tendenzen? 


Die Endresultate der Neustrukturierung sind noch nicht sichtbar, auch gibt 
es keinen sanften Übergangsprozeß. Stattdessen wird eine Reihe von Wi- 
dersprüchen sichtbar. Die abnehmende Präsenz des Staates bedeutet, daß 
viele Dienstleistungen, die einmal direkt gewährt wurden, jetzt in einen 
Sektor gemeinnütziger und freiwilliger Organisationen umgeleitet werden. 
Und wie die jüngsten Veränderungen des Finanzausgleichs zwischen dem 
Bund und den Provinzen zeigen, wird ihre Finanzierung den Provinzen 
aufgebürdet. Die Ära der nationalen Standards und der gesamtkanadischen 
Dienstleistungen ist am Verschwinden, indem die Bundesregierung ihre 
Teilnahme an den Programmen und Institutionen reduziert, die das Ent- 
wicklungsmodell der Nachkriegszeit auszeichneten. In ihrem Bemühen, 
mit dieser Last umzugehen, verlagern die Provinzregierungen ihrerseits 
diese Dienstleistungen in die lokalen Gemeinden. 

Die Umleitung von Dienstleistungen bedeutet jedoch auch, daß der Staat 
mehr denn je auf den »Dritten Sektor« angewiesen ist. Allerdings machen 
die Diskurse und Praktiken, die die Vertretung der Benachteiligten als 
Ausdruck »besonderer Interessen« delegitimieren, den entsprechenden 
Gruppen die Arbeit nicht leicht. Sie waren immer Vertreter, die intervenie- 
ren, um Programme und Policies zu fordern, die sie als notwendig erach- 
ten. Zusätzlich sind diese Gruppen auch die Basis für ziviles Engagement; 
sie tragen zu individueller Partizipation und zur Entwicklung der Zivilge- 
sellschaft bei. Sie können nicht einfach ihre Aktivitäten aufspalten, um die 
einfachen DienstleisterInnen zu werden, die sich die Regierung anschei- 
nend wünscht. Zusätzlich bedrohen Mittelkürzungen ihre Existenz. Der 
Anti-Interessen Diskurs und der Eifer beim Abbau sogenannter »öffent- 
licher Töpfe« könnten die Fähigkeit des Dritten Sektors, seine neue Rolle 
wahrzunehmen, untergraben. Die gegenwärtige Annahme der Regierung, 
daß die Gruppen auf die Regierungsprioritäten reagieren werden und in 
dem Maße, wie die staatlichen Maßnahmen abgebaut werden, bereit sind, 
die Überreste aufzusammeln, könnte sich als falsch erweisen. 

Wichtige Entscheidungsbefugnisse und Dienstleistungen sind in die loka- 
len Gemeinden verlagert worden. Doch auch diese Gemeinden sind ge- 
schwächt. WissenschaftlerInnen mit so unterschiedlichen Orientierungen 
wie Margit Mayer (1991) und Christopher Lasch (1995) haben die wach- 
sende Fragmentierung urbaner Kulturen festgestellt. Dies ist nicht nur in 
polarisierten Beschäftigungs- und Klassenstrukturen beobachtbar, sondern 
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auch in einer zunehmenden Trennung des urbanen Raums. Ohne inte- 
grierte geographische Gemeinden und ohne glaubwürdige Gruppen, die 
sozialverankerte Gemeinschaften organisieren, ist es wahrscheinlich, daß 
viele Individuen ihre Verbindung sowohl zur Zivilgesellschaft wie auch 
zum Staat verlieren. 
Ein letzter Widerspruch besteht darin, daß mit der Verdrängung oder Schwä- 
chung der intermediären Institutionen zwischen individuellen StaatsbürgerIn- 
nen und Staat, ein größerer Druck auf die Regierung entsteht, in einer offe- 
nen und kooperativen Weise zu reagieren. Die ganze Staatsmaschinerie wird 
jedoch reduziert und eher auf die Information, als auf die Anhörung der 
StaatsbürgerInnen orientiert. Ein mit einem dramatisch schrumpfenden Staat 
kombinierter Populismus könnte fatale Effekte hervorbringen. 
Eine Auflösung dieser Widersprüche ist noch nicht in Sicht. Auch wenn 
der Staat und die sozialen Kräfte enthusiastisch versuchen, die Institutio- 
nen des existierenden Staatsbürgerschaftsregimes immer weiter abzubauen, 
bleibt doch bei vielen StaatsbürgerInnen Skepsis und auch Nostalgie für 
die Inhalte des Nachkriegsregimes. Die Staatsbürgerschaftspolitik ist so zu 
einem Bestandteil der täglichen Politik geworden. Daher wird auch das 
neue Staatsbürgerschaftsregime, das noch im Werden ist, durch die noch 
andauernden Debatten über eine Reform der Sozialpolitik, über die Wirt- 
schaftspolitik, über die Machtverteilung zwischen dem Bund und den Pro- 
vinzen und über das Fortbestehen eines einheitlichen Landes erst noch ge- 
formt werden. 

Aus dem Englischen übersetzt von Antje Wiener 
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Ulrich K. Preuß, Michelle Everson 


Konzeptionen von "Bürgerschaft‘ in Europa” 


Ein wichtiger Schritt auf dem Wege der Umwandlung der Europäischen 
Gemeinschaften in die Europäische Union durch den 'Vertrag über die Eu- 
ropäische Union’ (Maastricht-Vertrag) vom 7. Februar 1992 ist die Einfüh- 
rung der Unionsbürgerschaft durch die Artikel 8ff EGV. Obwohl die durch 
diese Regelungen neu hinzutretenden Unionsrechte der Angehörigen der 
EU-Miitgliedstaaten nicht annähernd so ausgeformt sind wie die jeweiligen 
nationalen Grundrechtskataloge, ist doch die Unionsbürgerschaft unabhän- 
gig von dem Umfang der augenblicklich daran geknüpften Rechte insofern 
von erheblicher Bedeutung, als sie einen Beitrag zu 'einer immer engeren 
Union der Völker Europas leisten soll’. In unserem Projekt soll erforscht 
werden, welchen Gehalt das in den Art. 8ff EGV eingeführte Institut der 
Unionsbürgerschaft haben könnte. 

Obwohl der Begriff 'Unionsbürgerschaft' ein Rechtsterminus der Gemein- 
schaft ist, gibt es doch keinen einheitlichen europäischen Begriff für diesen 
Status. Der Begriffsinhalt von Bürgerschaft, citizenship, citoyennete, citta- 
dinanza usw. ergibt sich vielmehr erst aus den jeweiligen nationalen 
Rechtsordnungen und politischen Kulturen der Mitgliedsstaaten. Wir neh- 
men an, daß der Begriff einer europäischen Bürgerschaft im wesentlichen 
auf den rechtlichen, politischen und kulturellen Traditionen der EU-Mit- 
gliedsstaaten gegründet sein wird. Das Forschungsprojekt richtet sich folg- 
lich auf eine ausführliche Analyse der Bedeutung des Begriffs der 'Bürger- 
schaft’ (citizenship, citoyennete, cittadinanza) in den für die Untersuchung 
ausgewählten Ländern Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Italien. 

Dabei wird ein Begriff von 'Bürgerschaft' zugrundegelegt, der es ermög- 
licht, die über den rechtstechnischen Gebrauch hinausgehende umfas- 
sendere sozio-politische und -kulturelle Bedeutung dieses Status zu er- 
fassen. Wir machen die Annahme, daß der Begriff "Bürgerschaft 
(citizenship usw.) eine weitere Bedeutung hat als der formale juristische 


* Der Aufsatz ist eine gekürzte Fassung des 1995 bei der DFG eingereichten Projektan- 
trags, » Concepts, Foundations and Limits of European Citizenship«. Das Projekt ist am 
Zentrum für Europäische Rechtspolitik (ZERP) an der Universität Bremen angesiedelt 
und läuft seit September 1995. 
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Begriff der 'Staatsangehörigkeit' (nationality usw.). Wir verstehen unter 
'Bürgerschaft' (citizenship, citoyennete, cittadinanza) den Inbegriff jener 
(nicht notwendigerweise nur juristischen) Regeln, durch die eine Person 
als ein maßgebliches Mitglied des politischen Gemeinwesens definiert 
und anerkannt wird. Die wissenschaftliche Aufklärung über die, wie wir 
vermuten, Pluralität national unterschiedlicher, aber eventuell auch in- 
nerhalb der untersuchten Nationalgesellschaften selbst konkurrierenden 
Bedeutungen des Begriffs der 'Bürgerschaft' soll schließlich die Antwort 
auf die Frage ermöglichen, inwieweit diese Begriffe miteinander verein- 
bar sind und ob sich daraus in der Europäischen Union ein Bündel über- 
einstimmend aufgefaßter Rechte, Pflichten, Institutionen und kultureller 
Praktiken herleiten läßt, die zur Grundlage für einen europäischen Bür- 
gerschaftsstatus und damit auch für ein europäisches politisches Ge- 
meinwesen werden können. 


1. Die Wiedergeburt des Begriffes '"Bürgerschaft' 
Zum Stand der Forschung 


Begriff und Theorie des Bürgerstatus oder der Bürgerschaft - im folgen- 
den werden beide Begriffe synonym verwendet - haben in den letzten 
fünf Jahren weltweit eine beispiellose Aufmerksamkeit gefunden. Ein 
kürzlich erschienener Rezensionsartikel (Kymlicka/Norman 1994) unter 
dem zuversichtlichen Titel Die Rückkehr des Bürgers weist allein in sei- 
ner Literaturliste von fast ausschließlich englischsprachigen Titeln über 
einhundert Veröffentlichungen überwiegend aus den letzten zehn Jahren 
auf. Nach der 1950 erschienenen wegweisenden Arbeit von T.H. 
Marshall, die im engsten Zusammenhang mit der Entwicklung des briti- 
schen Wohlfahrtsstaates entstanden war (Marshall 1950), schien alles 
Wesentliche zum Thema gesagt worden zu sein. Seine These, daß der 
Bürgerstatus sich seit dem 18. Jahrhundert bis zur Gegenwart in sukzes- 
siver historischer Entwicklung zunehmend vervollkommnet habe, indem 
er zunächst bürgerliche, danach politische und schließlich, im 20. Jahr- 
hundert, soziale Rechte in sich aufgenommen habe, galt mehr als zwan- 
zig Jahre lang als autoritative Interpretation des Begriffes; sie hatte eine 
derartige Suggestionskraft, daß man diese entwicklungslogische These 
rückblickend geradezu als 'das Ende der Geschichte der Staatsbürger- 
schaft‘ bezeichnet hat (van Steenbergen 1994). Die Gründe für die plötz- 
liche und weltweite Erneuerung der Debatte über den Bürgerstatus be- 
dürften einer eigenen, hier nicht beabsichtigten Untersuchung. Wenn 
man die Literatur grob klassifiziert, so lassen sich vier Richtungen iden- 
tifizieren, die immerhin einige Rückschlüsse zulassen: die erste Richtung 
bezieht sich auf die aktuellen Trends der politischen Philosophie, spezi- 
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ell auf die Auseinandersetzung zwischen liberalen und kommunitaristi- 
schen Ansätzen; die zweite spiegelt im wesentlichen die Positionen wi- 
der, die vor allem in den USA und in Großbritannien im Zusammenhang 
mit einer neokonservativen Kritik des Wohlfahrtsstaates entwickelt wor- 
den sind; die dritte reagiert auf das tatsächliche oder vermeintliche, je- 
denfalls oft verkündete Ende des Nationalstaates, der nach traditionellem 
Verständnis die wesentliche Grundlage für den Begriff der Bürgerschaft 
darstellt. Die vierte schließlich befaßt sich mit der europäischen Dimen- 
sion des Bürgerstatus und untersucht vor allem dessen juristische Trag- 
weite. 

Vorab sei klargestellt, daß sich die folgende Übersicht nicht auf das Thema 
der Staatsangehörigkeit bezieht. Zwar setzt der Status der Bürgerschaft 
sowohl in der Europäischen Union wie auch in deren Mitgliedsstaaten die 
Staatsangehörigkeit in einem der Mitgliedsstaaten bzw. in dem betreffen- 
den Mitgliedsstaat voraus, so daß Staatsangehörigkeit und Bürgerschaft in 
der Regel ineins fallen. Immerhin gibt es immer noch Konstellationen, in 
denen jemand zwar nicht Bürger eines Staates, aber doch dessen Staatsan- 
gehöriger ist, so z.B. im Falle der Aberkennung aller Bürgerrechte. Umge- 
kehrt hat es in der jakobinischen Phase der französischen Revolution meh- 
rere Fälle gegeben, in denen einzelnen Personen, die nach Auffassung der 
Revolutionäre den universalistischen Geist der Revolution besonders her- 
vorragend verkörperten, das französische Bürgerrecht zuerkannt wurde, 
ohne daß diese Personen damit französische Staatsangehörige wurden. 
Heute finden wir den Fall einer Nicht-Übereinstimmung von Bürgerschaft 
und Staatsangehörigkeit insbesondere in der EU, die in Art. 8b und 8c des 
EGV Unionsbürgern, d.h. Staatsangehörigen eines Mitgliedsstaates, mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedsstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht be- 
sitzen, bestimmte Bürgerrechte dieses Wohnsitzstaates gewährt. Staatsan- 
gehörigkeit und Bürgerschaft haben das Merkmal der Mitgliedschaft eines 
Individuums im Staate gemein, betrachten diese aber aus verschiedenen 
Perspektiven und haben daher auch unterschiedliche Funktionen: erstere 
betont die vor allem im internationalen Recht bedeutsame staatliche Perso- 
nalhoheit und grenzt damit den Personenkreis nach außen ab, für die ein 
Staat Verantwortung hat. Letztere dagegen betrachtet das Bündel von 
Rechten und Pflichten, die der Staatsangehörige als Glied und Teilnehmer 
der inneren Ordnung des Staates hat. Sie ist daher untrennbar auf den Cha- 
rakter der innerstaatlichen politischen Herrschaft, insbesondere ihre Legi- 
timität bezogen. Die Staatsangehörigkeit definiert die Rechte und Pflichten 
der Individuen als Unterworfene der Staatsgewalt, während der Bürger- 
status das Individuum in seiner Eigenschaft als Träger und Gestalter staat- 
licher Herrschaft thematisiert (vgl. zur Diskussion der keineswegs einheit- 
lichen Definition von Staatsangehörigkeit Makerov 1962: 12ff; de Groot 
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1989: 10ff, Wiessner 1989: 19ff, 28ff; Koslowski 1994). Da sich unser 
Projekt nur mit dieser zweiten, inneren Dimension der Mitgliedschaft im 
Staate befaßt, wird hier vergleichende Literatur zu Erwerb, Verlust und In- 
halt der Staatsangehörigkeit in den EU-Staaten nicht berücksichtigt. 


Bürgerstatus und politische Philosophie 


Kymlicka/Norman bemerken, daß 'das Konzept der Staatsbürgerschaft die 
Forderungen nach Gerechtigkeit und nach Gemeinschaftszugehörigkeit zu 
integrieren scheint' und so zum zentralen Punkt für die herrschende Debatte 
geworden ist, die seit dem Ende der siebziger Jahre zwischen liberalen und 
kommunitaristischen Philosophen geführt wurde (z.B. Rawls 1971; Walzer 
1983). Aus kommwnitaristischer Sicht ist der Bürgerstatus zunächst ein Sta- 
tus der Zugehörigkeit und der Mitgliedschaft, der auf einem besonders inten- 
siven Grad sozialer Solidarität zwischen dem Einzelnen und der jeweiligen 
Gemeinschaft aufbaue (Walzer 1983; Sandel 1992; Miller 1992). Der entge- 
gengesetzte Ansatz, der der liberalen Tradition folgt, legt weniger Gewicht 
auf soziale Solidarität als auf die Rechte des einzelnen Individuums. Nach 
ihm leitet sich das Wesen des Bürgerstatus aus dem kooperativen Handeln 
freier moralischer Akteure ab, die mit gleichen Rechten und Ansprüchen 
ausgestattet sind. Es ist hier mehr die wechselseitige Anerkennung gleicher 
Rechte, nicht die Existenz bestimmter vorausliegender moralischer Werte, 
welche die Teilnehmer bindet und ihre Gemeinschaft konstituiert (vgl. Kym- 
licka 1992; Dworkin 1992). 

In letzter Zeit aber haben sich sowohl Kommunitaristen als auch Liberale 
eher auf die aktive Rolle des einzelnen Staatsbürgers konzentriert. Diese 
Wendung äußert sich in dem erneuerten Interesse am Begriff der zivilen 
Gesellschaft (Cohen/Arato 1991; Klingsberg 1992; Seligman 1993; Keane 
1988; Taylor 1991). Dies hat vermutlich das Interesse an einer Neuuntersu- 
chung der Ursprünge des Bürgerstatus in den Stadtstaaten der Antike aus- 
gelöst. Es besteht allgemeine Übereinstimmung darüber, daß eine 'erste 
Bürgerschaft‘ (Riesenberg 1992) in der koinonia politike des antiken Grie- 
chenland und der civitas des vor-imperialen Rom gefunden werden kann, 
deren Merkmale in den Großstaaten der Moderne nicht zu finden sind, 
vielleicht aber durchaus auch für unsere Gegenwart attraktive Elemente 
enthalten könnten (eine Auswahl: Klingsberg 1992; Cohen/Arato 1988; 
Keane 1988; Heater 1990). Daher sind Autoren, die sich mit der Zivil- 
gesellschaft befassen, hauptsächlich damit beschäftigt, die mehr 'fließende' 
Beziehung zwischen dem modernen Staatsbürger und dem modernen Staat 
wiederherzustellen, so daß jeder einzelne Bürger wieder wirklich in der 
Lage wäre, ganz genuin einen mehr 'persönlichen' Beitrag innerhalb der 
nationalen politischen Ordnung zu leisten. 
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In ähnlicher Weise zeigt sich in der amerikanischen Literatur zum Thema 
'eitizenship' wieder ein verstärktes Interesse an den Verantwortlichkeiten, 
die das Individuum gegenüber der Gesellschaft hat, und am Begriff der 
(staats-Jbürgerlichen Tugend (Pangle 1987; Macedo 1990; Galston 1991). 
Diese Idee hat nun den Atlantik überquert und taucht in europäischen Stu- 
dien in Form der erneuten Benutzung eines einstmals höchst unmodernen 
Wortes, nämlich 'Pflicht' (Bellamy 1993; Selbourne 1994) auf. In Europa 
wie in den USA hat die erneute Einführung solcher Begriffe die von Mar- 
shall dominierte Nachkriegsorthodoxie in Frage gestellt, derzufolge Staats- 
bürgerschaft primär das passive Erhalten von Rechten von Seiten des 
Staates sei. 


‘Neue’ politische Programme 


In jüngster Zeit wurde diese Nachkriegsorthodoxie in Sachen Bürgerstatus 
von einer Gruppe von Autoren kritisiert, die ihre Aufmerksamkeit weniger 
auf den Begriff der Gemeinschaft als vielmehr auf das Konzept des Indivi- 
duums gerichtet hat. Ihren deutlichsten Ausdruck fand sie in der "Wohl- 
fahrtsdebatte' in Großbritannien (eine kritische Analyse bei Jordan 1989; 
Roche 1992). Im Kern geht es dabei um die Frage, ob soziale Rechte zum 
Begriff des Bürgerstatus gehören oder, im Gegenteil, mit ihm im Grunde 
unvereinbar sind. Obwohl Wohlfahrtsrechte auch im Rahmen der liberalen 
Tradition eine Rechtfertigung finden können (Rawls 1971), werden sie all- 
gemein als kommunitaristische Instrumente wahrgenommen, die das Indi- 
viduum innerhalb einer bestimmten Gesellschaft stärken oder unterhalten 
(Jones 1990; Gray 1993). Dieses kommunitaristische Element im Begriff 
der Staatsbürgerschaft wird von jenen Autoren in Frage gestellt, die auf 
den Widerspruch zwischen freier Marktwirtschaft und Wohlfahrtsrechten 
hinweisen und behaupten, daß Wohlfahrtsansprüche spontane Markt- 
strukturen nur verfälschen und dem Individuum die natürlichen Mittel des 
persönlichen Ausdrucks absprechen würden (Mead 1986; Novak et al 
1987; Hindess 1993). 


Staatsbürgerschaft und Nationalstaat 


Die dritte Richtung in der Literatur befaßt sich mit der Beziehung des 
Bürgerstatus zum Nationalstaat. Insbesondere geht es um die Frage, ob 
der Begriff der Bürgerschaft begrifflich oder zumindest aus politischer 
Notwendigkeit an die Existenz des Nationalstaates gebunden sei (Arendt 
1973; Aron 1974; vgl. auch Habermas 1994; Dahrendorf 1994). Seit ei- 
niger Zeit begründen freilich Migrationsbewegungen sowie zunehmende 
ökonomische und politische Interdependenzen Zweifel an der Fähigkeit 
des Nationalstaates, als die primäre Einheit zu funktionieren, die den 
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Bürgerstatus und die damit verbundenen Rechte garantiert. Die Schwä- 
chung des Nationalstaats wird als Infragestellung sowohl seiner äußeren 
wie seiner inneren Souveränität wahrgenommen (Romero 1993; Mil- 
ward/ Lynch et al. 1993; Leibfried 1994). Mit Bezug auf letztere hat ein 
Autor, der von einem kommunitaristischen Standpunkt aus argumen- 
tierte, mit Blick auf die jüngste Einwanderungswelle nach Frankreich, 
den Zerfall der kulturellen Homogenität des modernen Nationalstaats 
thematisiert (Leca 1992). Wo Sprache und Bildung als wesentliche Ga- 
ranten kultureller Homogenität angesehen werden (Gellner 1983), aus 
der sich zwanglos soziale Solidarität bilde (Walzer 1983), gerät die inne- 
re Souveränität durch Multikulturalität unter Druck, weil die auf kultu- 
reller Verbundenheit beruhende rechtliche Verbindlichkeit der Gesetze 
für alle dann nicht länger gesichert ist. 

Aber auch universalistische Konzepte des Bürgerstatus haben Probleme 
mit den Herausforderungen, denen der traditionelle Nationalstaat ausge- 
setzt ist. In ihnen spielt das Gesetz eine zentrale Rolle. Es garantiert die 
Rechte des Bürgers und verlangt im Gegenzug nicht mehr, als daß er dem 
Gesetz gehorcht. Doch selbst bei diesem scheinbar minimalen Zugriff auf 
bürgerschaftliche Pflichten muß der Staat auf die Wirksamkeit vor-recht- 
lich gegebener kultureller Traditionen und Institutionen wie Sprache, Bil- 
dung und die Semantik der politischen Öffentlichkeit zurückgreifen; diese 
aber sind, wie die Gesetze selbst auch, nationalstaatlich verschieden. Wenn 
das Gesetz in den Köpfen der Individuen mit einer Kultur identifiziert 
wird, die sie nicht verstehen können, dann entsteht die Gefahr, daß es ab- 
gelehnt wird, und mit dem Gesetz zugleich auch die Grundlage für den 
Bürgerstatus selbst. Eine Reaktion auf dieses Dilemma ist die Forderung, 
daß das nationale Recht stärker unterschiedlichen kulturellen Vorstellun- 
gen Rechnung tragen und sich ihnen anpassen solle (Fitzgerald 1984; Alı 
1993). Freilich kann diese pluralistische Strategie selbst ihrerseits als eine 
indirekte Form der Infragestellung des Nationalstaates gesehen werden. 
Wo auf den 'Luxus' einer gemeinsamen Kultur verzichtet wird und das 
Recht sich ständig verschiedenen kulturellen Anforderungen anpassen 
muß, fragt man sich, welche Gründe noch dafür sprechen, kooperative 
Unternehmungen, d.h. gesellschaftliche Zusammenhänge, auch weiterhin 
auf der Grundlage eines Nationalstaates zu organisieren. Warum sollten 
nicht kleinere Gemeinschaften oder sogar internationale Organisationen 
die Rolle übernehmen, Rechte zu verteilen? 

Die externe Souveränität des Nationalstaates wird in der hier relevanten 
Literatur insbesondere mit Blick auf die wachsende wirtschaftliche und 
politische Interdependenz der Staaten problematisiert (MacCormick 1993; 
Turner 1993). In bezug auf den Begriff der Bürgerschaft ist diese Entwick- 
lung insbesondere für die Rolle von Wohlfahrtsrechten bedeutsam (Leib- 
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fried/Pierson 1995). Wenn nationale Regierungen immer weniger die Kon- 
trolle über die nationale Wirtschaft ausüben können, dann sind auch der 
Verfolgung nationalstaatlicher Wohlfahrtsregimes enge Grenzen gesetzt 
(Joerges 1993; Leibfried 1994). Zunehmend muß der Umfang der Wohl- 
fahrtsrechte und damit der Inhalt des Bürgerstatus selbst gegen die Erfor- 
dernisse der internationalen Wettbewerbsfähigkeit abgewogen bzw. relati- 
viert werden (Hindess 1993). Generell mag sich die Tendenz herausstellen, 
daß die Minderung der Handlungsmöglichkeiten des Nationalstaates im 
Gefolge der Globalisierung auch den Bürgerstatus aushöhlt; als Reaktion 
darauf könnte den universellen Menschenrechten eine neuartige und gestei- 
gerte Bedeutung zuwachsen (Turner 1993). Ein ähnliches Ziel, wenn auch 
methodisch eigene Wege gehend, verfolgt das in der jüngsten Literatur 
entwickelte Konzept einer 'Erdbürgerschaft' (Stewart 1991). 


Bürgerstatus und die Europäische Union 


Die Frage der prekären Verknüpfung des Bürgerstatus mit dem National- 
staat ist durch die Schaffung des Instituts der Unionsbürgerschaft im 
Maastrichter Vertrag unmittelbar aktuell geworden. Vor der Analyse der 
einzelnen damit verbundenen Rechte stellt sich die Frage, welchen Cha- 
rakter die in diesem Begriff vorausgesetzte Beziehung der Staatsbürger 
der Mitgliedsstaaten zur Europäischen Union hat. Die Suche richtet sich 
auf etwaige Merkmale einer gemeinsamen europäischen Identität oder 
zumindest Zugehörigkeit zu Europa (Münkler 1991; Häberle 1991). Be- 
deutet die Aufnahme des Begriffs der Unionsbürgerschaft in den Vertrag 
von Maastricht das Eingeständnis, daß individuelle wirtschaftliche 
Rechte für sich nicht ausreichten, ein Gefühl der Zugehörigkeit zu Euro- 
pa zu schaffen? 

Die überwiegend juristische Literatur zur Unionsbürgerschaft macht die 
Annahme, daß dieser Status im Augenblick nicht an Stelle der nationalen 
Bürgerschaft tritt (Closa 1992; d'Oliveira 1994). Unionsbürger erhalten 
Rechte gegenüber der Union kraft ihres Status als Angehörige der Mit- 
gliedstaaten. Begrifflich stellt die Unionsbürgerschaft die Souveränität der 
Mitgliedstaaten somit nicht in Frage. Dennoch zeigt sich in der juristischen 
Literatur zu diesem Thema die Tendenz, aus den Rechten des europäischen 
Wirtschafts'bürgers' erste Formen einer darüberhinausgehenden europäi- 
schen Bürgerschaft zu entwickeln (Closa 1992, Mancini 1989). Jedoch hat 
diese Literatur aufgrund der Betonung der legalen Rechte ihre Forschung 
fast ausschließlich innerhalb des Rahmens der legalen Definition von 
Staatsbürgerschaft angesiedelt und sich dabei weniger um die theoretischen 
und vorrechtlichen Grundlagen der Bürgerschaft als Institut gekümmert 
(eine bemerkenswerte Ausnahme ist aber Meehan 1993). 
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Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß diese vier Untersuchungsrich- 
tungen auf zwei Erkenntnissen basieren, die vermutlich einen Teil der Er- 
klärung dafür enthalten, warum sich in der Nachkriegsliteratur kein klar 
umrissener Begriff von Bürgerschaft durchgesetzt hat (Heater 1990). Zum 
einen findet sich die verbreitete (nicht notwendigerweise kommunitaristi- 
sche) Annahme, daß der Bürgerstatus auf der Verbindung des Individuums 
mit spezifischen Gemeinschaften beruht (z.B. Walzer 1983; Sandel 1992; 
Miller 1992; vgl. aber auch Mouffe 1993; Habermas 1994). Das zweite ist 
der normative Charakter der Bürgerschaft. Bürgerschaft ist mehr eine Visi- 
on als eine analytische Kategorie. Beim Verständnis des Begriffs der Bür- 
gerschaft geht es im wesentlichen darum, wie nach dem Gefühl der Mit- 
glieder einer spezifischen Gemeinschaft diese Gemeinschaft organisiert 
sein sollte (Riesenberg 1992; Taylor 1991; Hindess 1993; Clarke 1994). 
Beide Erkenntnisse führen zu der Schlußfolgerung, daß es eine universell 
gültige Definition von Bürgerschaft nicht geben kann. Wenn Bürgerschaft 
primär die Beziehungen betrifft, die zwischen einem Individuum und sei- 
ner oder ihrer eigenen Gemeinschaft aufrechterhalten werden (oder umge- 
kehrt), und wenn Gemeinschaften verschieden sind, dann können auch die- 
se Beziehungen von Gemeinschaft zu Gemeinschaft oder Gesellschaft zu 
Gesellschaft nur verschieden sein. Und wenn man einen mehr liberalen 
Ansatz des Begriffs verfolgt, so wird man sehr bald finden, daß ver- 
schiedene Personen verschiedene Vorstellungen darüber haben, wie ihr ei- 
genes Leben und das Leben ihrer Mitbürger verbessert werden könnte, und 
folglich auch verschiedene Konzepte von Bürgerschaft benutzen, um ver- 
schiedene Ziele zu verfolgen. In jedem Falle wird man sich einem Plura- 
lismus von Konzepten von Bürgerschaft gegenübersehen (Blackburn 
. 1993). 


2. Das Konzept einer Europäischen Bürgerschaft 
Wie ist das Konzept 'Europäische Bürgerschaft' zu identifizieren? 


Das Untersuchungsziel unseres Projekts besteht darin, die mögliche Be- 
deutung (oder besser gesagt den Bereich möglicher Bedeutungen) einer eu- 
ropäischen Bürgerschaft zu klären. Wir machen dabei die Annahme, daß 
die Bedeutung, welche ein europäischer Bürgerstatus für den gegenwärtig 
stattfindenden Integrationsprozeß hat, in erster Linie durch die Konzepte 
bestimmt wird, die sich in den nationalen Mitgliedsstaaten der Gemein- 
schaft entwickelt haben. Weiterhin gehen wir davon aus, daß die Konzepte 
von Bürgerschaft in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union nicht 
gleich sind; vielmehr nehmen wir an, daß verschiedene historische Erfahr- 
ungen, Rechtssysteme, religiöse und kulturelle Traditionen, Wirtschafts- 
bedingungen usw. eine beträchtliche Vielfalt nationaler Konzepte von 
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Bürgerschaft hervorgebracht haben. Während die erste Annahme zur Zeit 
weder verifiziert noch falsifiziert werden kann, weil sie sich auf eine zu- 
künftige Entwicklung bezieht, ist die zweite falsifizierbar und daher Ge- 
genstand unserer Untersuchung. Unsere Hypothese weicht geringfügig von 
dem Konzept eines europäischen Konstitutionalismus ab, das der Europäi- 
sche Gerichtshof vertritt, der die 'allen Mitgliedsstaaten gemeinsamen kon- 
stitutionellen Traditionen' betont. Ebenso haben wir auch eine gewisse 
Skepsis gegenüber der Annahme, daß ein gemeinsamer Fundus europäi- 
scher, konstitutioneller Prinzipien existiert, die die Grundlage eines ge- 
meinsamen europäischen Verfassungsrechts bilden, wie es von Häberle 
angenommen wird (Häberle 1991: 71ff, skeptischer dazu Ipsen 1987). Die 
Untersuchung dient der Überprüfung jener Thesen in bezug auf den Status 
der Bürgerschaft. Als Ergebnis der Forschung erwarten wir darüber hinaus 
auch ein gründlicheres Wissen über die Spannweite der Bedeutungen, die 
die gegenwärtigen rechtlichen und politischen Diskussionen über den Be- 
griff der Bürgerschaft (und über die eng damit verbundene Thematik einer 
europäischen Verfassung) beeinflussen. 


Ein analytischer Rahmen 


Zur Identifizierung der Vielzahl möglicher Sinngehalte von Bürgerschaft 
in den von uns ausgewählten Mitgliedsstaaten der EU müssen wir den 
Raum definieren, innerhalb dessen wir sie aufzufinden vermuten. Wir ge- 
hen davon aus, daß 'Bürgerschaft' zu den grundsätzlich umstrittenen politi- 
schen Konzepten gehört (Sommers 1994) und daß seine spezifische Be- 
deutung innerhalb der nationalen Gesellschaften in enger Anlehnung an 
ideologische Gegensätze und sozial-ökonomische, religiöse oder kulturelle 
Spaltungen variieren dürfte. Daher sind wir darauf vorbereitet, einer Viel- 
zahl von (konkurrierenden) Bürgerschaftsbegriffen auch innerhalb der un- 
tersuchten Mitgliedstaaten zu begegnen. Doch die dem Projekt zugrunde- 
liegende Hypothese ist die, daß sich in jedem der nationalen Mitglieds- 
staaten der Gemeinschaft - d.h. in den fünf Ländern, um die es hier geht - 
ein vorherrschendes Konzept von Bürgerschaft herausgebildet hat, das ei- 
nen dominierenden Einfluß sowohl auf die Rechtsordnung als auch auf die 
politischen und sozialen Praxisformen hat, die sich auf das Konzept der 
Bürgerschaft beziehen. 

In einer vergröberten Fassung können wir versuchen, das Universum mög- 
licher Bürgerschaftskonzepte in einer Matrix einzufangen, die auf der Ab- 
szisse zwischen einem kommunitaristischen und einem individuali- 
stischen/liberalen Verständnis unterscheidet und auf der Ordinate danach 
differenziert, ob in einem Bürgerschaftsbegriff der Status der Mitglied- 
schaft logisch und normativ Vorrang vor den damit verknüpften Rechten 


352 Ulrich K. Preuß, Michelle Everson 


hat, diese also aus jenem abgeleitet sind, oder ob umgekehrt individuelle 
Rechte logisch und normativ dem Status der Mitgliedschaft vorausliegen, 
so daß der Status aus jenen Rechten abgeleitet wird. 


Kommunitaristisch Individualistisch 
Status Schutz individueller Identität und Schutz sozialer/ökonomischer Rol- 
symbol. Zugehörigkeit, gemeinsa- len: Arbeitnehmer, Unternehmer usw. 
me Abstammung, Religion usw. sowie physischer Zugehörigkeit: 
Wohnsitzprinzip 
a) @) 
Rechte Z.B. kulturelle Rechte (auf Äuße- Vertragsfreiheit, Freizügigkeit, freier 
rung, Vereinigung, Religion usw.) Austausch von Gütern und Dienstlei- 
stungen 
3) ) 


Diese schematischen Unterscheidungen stellen Idealtypen und nicht Klas- 
sifikationen empirischer Ergebnisse dar. Darüber hinaus ist zu bemerken, 
daß sich die Merkmalskombinationen der vier Felder nicht gegenseitig aus- 
schließen. Im Gegenteil, es kann erwartet werden, daß in allen Mitglieds- 
staaten der Gemeinschaft alle vier Konstellationen existieren, wenn auch in 
verschiedenen Mischungen. So wird es in unseren Untersuchungen darauf 
ankommen, die relative Lage der untersuchten Länder im Rahmen dieser 
Matrix zu identifizieren. 

Um die Eintragungen der von uns in den untersuchten Ländern erhobenen 
Begriffsmerkmale vornehmen zu können, sind jedoch differenziertere Kri- 
terien erforderlich, nach denen das Material geordnet werden kann. Zu die- 
sem Zweck haben wir zehn analytische Unterscheidungen entwickelt, 
durch deren Anwendung wir alle wesentlichen Bedeutungsrichtungen des 
Begriffs glauben einfangen zu können. In der gebotenen Kürze dargestellt, 
sind es die folgenden. 

Gründe für das Übertragen bzw. den Erwerb von Bürgerschaft. Auf einer 
hypothetischen Skala lassen sich die beiden entgegengesetzten Extrem- 
punkte 'Bürgerschaft als Schicksal’ und "Bürgerschaft aufgrund autonomer 
individueller Entscheidung! eintragen. Zwischen diesen Endpunkten ist ein 
breites Spektrum von möglichen Definitionen der Zugehörigkeit zu einem 
politischen Gemeinwesen vorstellbar, z.B.: Mitgliedschaft in symbolischen 
Gemeinschaften aufgrund rein askriptiver Merkmale (Beispiel: Staats- 
bürgerschaft kraft ethnisch definierter Volkszugehörigkeit); Mitgliedschaft 
kraft rational-utilitaristischer Gründe der Zugehörigkeit zu 'gesellschaft- 
lichen Gemeinschaften' (wie z.B. ständiger Wohnsitz als Zeichen der Teil- 
nahme an einer Gemeinschaft oder der Besitz von (Grund-) Eigentum); 
Bürgerschaft als Belohnung (für Loyalität, Gehorsam, wirtschaftliche Lei- 
stung usw.); das der symbolischen Zugehörigkeit kraft askriptiver Merk- 
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male diametral entgegengesetzte Extrem eines Tauschmodells, das auf in- 
nere Verbundenheit als Grundlage von Verbindlichkeit verzichtet (wie z.B. 
der käufliche Erwerb des Status der Bürgerschaft). 

Dissoziative Beziehungen von Bürgerschaft. Konzepte von Bürgerschaft 
unterscheiden sich entsprechend ihren Gegenbegriffen, auf die sie sich 
mehr oder weniger ausdrücklich beziehen, und gegen die sie mehr oder 
weniger bewußt abgegrenzt werden. Wir sprechen von der dissoziativen 
Funktion des Begriffs der Bürgerschaft, wenn er in einer extrem 'asymme- 
trischen' Beziehung zu einem anderen Status steht (zum Konzept der 
'asymmetrischen Gegenbegriffe' siehe Koselleck 1989: 211ff). Zwei Ver- 
sionen dieser asymmetrischen Beziehung sind vorstellbar: nach der ersten 
Version wird die positive Bedeutung der Staatsbürgerschaft gegenüber 
dem Hintergrund eines extrem negativen und verächtlichen Status hervor- 
gehoben. Nach der zweiten, entgegengesetzten Version wird Bürgerschaft 
dadurch entwertet, daß sie als negative Folie für die Hervorhebung ande- 
rer, als wertvoll geschätzter sozialer Rollen dient. Ein Beispiel für die erste 
Version ist die Gegenüberstellung von 'Bürgern' und Aristokraten, die im 
Westeuropa des 18. und 19. Jahrhunderts von grundlegender politischer 
Bedeutung war. Das berühmte Gegensatzpaar 'citoyen-bourgeois' ist ein 
anderes Beispiel. Ein Beispiel für die zweite Version war die Entwertung 
des 'Bürgers' gegenüber dem 'Genossen' in den kommunistischen Gesell- 
schaften. Interessanter als diese Extremfälle, die hauptsächlich heuristi- 
schen Zwecken dienen, sind natürlich die Grenzfälle, die mehr unsere zeit- 
genössischen Verfassungsstaaten betreffen. Hier enthüllen Gegenüberstel- 
lungen wie 'Bürger-Oberhaupt der Familie/Familienmitglied', 'Bürger- 
Frau/Hausfrau'‘, 'Bürger/Arbeiter/Angestellter/Unternehmer', 'Bürger-Kun- 
de’, 'Bürger-Künstler' etc. spezifische Vorstellungen von Bürgerschaft, das 
uns dabei helfen könnten, ihren kulturellen Zusammenhang besser zu ver- 
stehen. 

Assoziative Beziehungen von Bürgerschaft. Zum Verständnis des Begriffs 
gehören nicht nur die Gegenbegriffe und die in ihnen ausgedrückte Bezie- 
hung der Dissoziation, sondern auch die positiven Verbindungen, d.h. die 
Assoziationen, die das Konzept der Bürgerschaft im geschichtlichen Ver- 
lauf in verschiedenen Gesellschaften eingegangen sein könnte. Prominen- 
tes Beispiel ist die Metamorphose vom Staatsuntertan zum Staatsbürger. In 
einigen Fällen können wir sogar die Überführung einer zuvor dissoziativen 
Beziehung in eine assoziative beobachten, wie z.B. in dem nach dem 2. 
Weltkrieg in Deutschland erfundenen Begriff des 'Bürgers in Uniform‘, 
oder auch in Begriffen wie 'Marktbürger' (market citizen) oder 'Wirt- 
schaftsbürger' (economic citizen). Es gibt auch Fälle, in denen eine asso- 
ziative Beziehung dadurch hergestellt wird, daß die in dem Konzept der 
Bürgerschaft verkörperten Werte in eine ihr ursprünglich ferne Sphäre 
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transferiert werden. Der 'akademische Bürger' könnte ein solcher Fall sein. 
Ein solcher Transfer enthüllt dann möglicherweise mittelbar wesentliche 
Einsichten über die innersten Elemente der Bürgerschaft. 

Ausschluß und Einschluß. Diese Dimension thematisiert die Attribute von 
Personen, welche sie qualifizieren bzw. disqualifizieren, den Status der 
Bürgerschaft zu erlangen. Das offenkundigste Beispiel einer Disquali- 
fikation ist natürlich der Ausschluß des Sklaven vom Bürgerstatus in der 
griechischen polis. Das Thema der Sklaverei, d.h. der Ausschluß von Men- 
schen von der Kategorie des Person-Seins und, daraus folgend, vom Status 
der Bürgerschaft, hat aber auch in der Geschichte der Vereinigten Staaten 
seit ihrer Gründung eine Schlüsselrolle gespielt (Shklar 1991). Auch in der 
französischen Revolution spielte diese Frage eine Rolle. Ein kaum weniger 
sichtbarer Fall des ausschließenden Charakters der Bürgerschaft ist der 
mindere Status von Frauen bis in das 20. Jahrhundert hinein (Löther 1994; 
Spree 1994). Heute besitzt freilich in den EU-Staaten jeder Erwachsene 
unabhängig von sozialem Status, Religion, Geschlecht oder politischer 
Meinung den Bürgerschaftsstatus. Dennoch ist die hier vorgeschlagene 
Unterscheidung ausschließend/einschließend historisch nicht überholt. 
Denn angesichts der Umwandlung Europas aus einem Auswanderer- in ei- 
nen Einwandererkontinent gewinnt die heute noch geltende Ausschließung 
von Ausländern vom Bürgerstatus eine neuartige Bedeutung, die, so unsere 
Hypothese, in den verschiedenen Mitgliedstaaten keineswegs dieselbe sein 
dürfte. Unabhängig von diesem aktuellen Ausschließungsmechanismus 
können auch vergangene und vielleicht nur unter traumatischen gesell- 
schaftlichen Bedingungen überwundene Ausschlüsse einen wichtigen Ein- 
fluß auf das gegenwärtige Verständnis der Kategorie der Bürgerschaft ha- 
ben (sehr eindringlich für die USA Shklar 1991). 

Staatliche und gesellschaftliche Konzepte von Bürgerschaft. Konzepte von 
Bürgerschaft können entlang der Trennungslinie staatlich - gesellschaftlich 
unterschieden werden. Im Rahmen einer staatlichen Konzeption dient der 
Status der Bürgerschaft in erster Linie dem Zweck, eine Beziehung zwi- 
schen Staat und Individuum sicherzustellen, in der Gehorsam gegen Schutz 
getauscht wird. Idealtypisch liegt eine vertikale Beziehung zwischen Staat 
und Individuum vor, in welcher sich das Individuum in einem überwiegend 
passiven Status der Subjektion befindet. Im Rahmen einer gesellschaftli- 
chen Konzeption verkörpert sich in dem Begriff der Bürgerschaft das Be- 
streben, einen Raum zu definieren, in dem das Individuum gegen das Ein- 
dringen politischer Macht geschützt ist. Bürgerschaft schützt nach diesem 
Verständnis die unabhängige Stellung des Individuums in einer Welt pri- 
mär horizontaler sozialer Beziehungen wie dem Markt, freiwilliger Ver- 
bände oder der Familie. Hier können wir verschiedenen, im Status der 
Bürgerschaft ausgedrückten Bedeutungen von Unabhängigkeit begegnen, 
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wie z.B. einer mehr passiv-privatistischen (Deutschland im 19. Jh.), einer 
aktiv-privatistischen (anglo-amerikanische Konzeption) oder einer aktiv- 
republikanischen (Frankreich, Niederlande). 

Physische und symbolische Grenzen der Bürgerschaft. Als ein weiteres be- 
deutsames Element der Definition von Bürgerschaft betrachten wir den Cha- 
rakter der Grenzen, die Bürger von Nicht-Bürgern abgrenzen; dabei unter- 
scheiden wir zwischen physischen und symbolischen Grenzen. Der moderne 
Staat begrenzt seine Autorität und Souveränität entlang physischer Grenzen, 
und seine Forderung nach Gehorsam basiert (mit wenigen Ausnahmen) auf 
der physischen Kontrolle seines Territoriums (Conze 1990; Ruggie 1993). Die 
physischen Grenzen seiner Autorität sind ein wichtiges Mittel der Herstellung 
einer kohärenten sozialen Ordnung. Nicht-territoriale Institutionen wie die 
katholische Kirche, die Kommunistische Partei oder eine Nationale Befrei- 
ungsbewegung mit kaum weniger Kontrolle über ihre jeweiligen Mitglieder 
ziehen dagegen symbolische Grenzen zur außerhalb liegenden Welt. Ähnlich 
können wir einerseits Konzepte von Bürgerschaft beobachten, die mehr die 
überwiegend physischen, sichtbaren Grenzen dieses Status für soziale und 
politische Integration betonen, und andererseits jene, die auf weniger leicht 
identifizierbare, ungreifbarere Grenzen abstellen. Die Unterscheidung zwi- 
schen ius soli und ius sanguinis spiegelt diesen Gegensatz sehr treffend. Na- 
türlich gibt es kompliziertere Fälle, zum Beispiel den britischen Fall und 
wahrscheinlich auch den aller europäischen Länder, die eine koloniale Ver- 
gangenheit mit besonderen Verbindungen zu ihren früheren Einflußbereichen 
und deren Einwohnern haben. Eine unserer Hypothesen mit Bezug auf die 
Unterscheidung physisch-symbolisch ist die, daß die beiden Elemente zwei 
unterschiedliche Modi sozialer Integration darstellen und daß diese wiederum 
den jeweiligen Gehalt verschiedener Konzeptionen von Bürgerschaft prägen. 

Rechte versus ursprüngliche Zugehörigkeit. Konzepte von Bürgerschaft 
können danach unterschieden werden, ob sie hauptsächlich durch die dem 
Bürgerstatus zugewiesenen Rechte definiert werden oder durch Beziehun- 
gen, die solchen Rechten vorausliegen und das Individuum mit dem Staat 
verbinden. Wir kennzeichnen diese Unterscheidung mit dem Gegensatz- 
paar Rechte vs. ursprüngliche Zugehörigkeit. Im ersten Fall könnte die 
Zuweisung von Rechten die Entstehung einer Gemeinschaft zur Folge ha- 
ben; im zweiten Fall erfordert der Begriff umgekehrt, daß bereits eine Ge- 
meinschaft zwischen dem Individuum und dem Staat als Voraussetzung 
dafür besteht, daß dem Individuum bestimmte Rechte zuerkannt werden 
können. Mit gewissen Modifikationen, die hier unerörtert bleiben, ist diese 
Unterscheidung die gleiche wie die bekannte zwischen Liberalismus und 
Kommunitarismus. 

Repräsentation kollektiver Werte/Interessen vs. Verfolgung von Eigenin- 
teressen. Bedeutsam ist auch, ob der Bürgerstatus primär ein Element ist, 
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das auf die Verwirklichung und Darstellung bestimmter kollektiver Werte 
gerichtet ist und diese symbolisiert, oder ob er ein Instrument in den Hän- 
den von Individuen ist, die damit ihre persönlichen Zwecke verfolgen kön- 
nen. Im modernen Verfassungsstaat ist es die Aktivbürgerschaft, die durch 
die Wahrnehmung politischer Rechte alle Bewohner eines Territoriums 
rechtlich bindet. Angesichts relativ hoher Anteile von Nicht-Staatsangehö- 
rigen an der Wohnbevölkerung in einigen EU-Ländern kann es zu einer be- 
trächtlichen quantitativen Diskrepanz zwischen der Zahl derjenigen, die die 
Autorität zu binden haben und denjenigen, die gebunden werden, kommen. 
Sie läßt sich vielleicht nur, in Anlehnung an Burke's Theorie der 'virtuellen 
Repräsentation‘, durch die Betonung einer repräsentativen Funktion des 
Status der Bürgerschaft (bzw. der Aktivbürgerschaft insgesamt) überbrük- 
ken bzw. rechtfertigen. Er dürfte dann vermutlich nicht nur ein Status von 
Rechten, sondern auch von Pflichten und Verantwortlichkeiten sein. Oder 
wird, ganz im Gegenteil, Bürgerschaft primär als eine Art persönliches 
Guthaben, als ein Potential betrachtet und auch benutzt, das es einer Person 
ermöglicht, ihre oder seine Interessen effizienter zu verfolgen? Ist der Sta- 
tus der Bürgerschaft mit anderen Worten vorwiegend ein repräsentativer 
Status oder primär ein Status zum Schutz und zur Förderung des persönli- 
chen Selbstinteresses, der Selbstentfaltung oder der der persönlichen Iden- 
tität? Die Antwort dürfte einen gewissen Einfluß auf den Charakter der de- 
mokratischen Kultur im jeweiligen Land haben und damit zum Verständnis 
des politischen und kulturellen Kontextes des Begriffs der Bürgerschaft 
beitragen. 

Anrechte und Angebote. Der Gedanke, daß Bürgerschaft ein Guthaben sein 
kann, das dem Individuum Lebenschancen vermittelt, die ihm sonst nicht 
zur Verfügung stünden, liegt der von Dahrendorf vorgeschlagenen Unter- 
scheidung zwischen Anrechten und Angeboten zugrunde (Dahrendorf 
1992: 22ff, 31ff,; Dahrendorf 1994). Anrechte bieten Individuen einen nor- 
mativ legitimierten Zugriff auf Güter; in diesem Sinne sind z.B. legale An- 
sprüche oder Geld (Kaufkraft) Anrechte. Angebote umfassen die Menge 
und Vielfalt materieller und immaterieller Güter, nach denen die Individu- 
en streben. Wenn wir diese Unterscheidung mit dem Begriff der Bürger- 
schaft in Beziehung setzen, so wird erkennbar, daß der Bürgerstatus sei- 
nem Inhaber Zugang sowohl zu Anrechten als auch zu Angeboten gewährt. 
Unsere Hypothese lautet, daß Konzeptionen von Bürgerschaft sich je nach 
dem Nutzen, den sie gewähren, unterscheiden: je mehr Anrechte der Bür- 
gerstatus vermittelt, um so weniger Angebote werden real in der Gesell- 
schaft verfügbar sein, und umgekehrt. Diese Aussage ist eine grobe Versi- 
on der bekannten Tauschbeziehung von Sicherheit gegen Freiheit. In dem 
Forschungsprojekt wird es mithin um die Antwort auf die Frage gehen, ob 
der Bürgerstatus den Individuen primär den Zugriff auf Anrechte gewährt 
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oder ob er mehr die Angebotsseite betont, indem er den Zugriff auf dem 
Großteil des gesellschaftlichen Reichtums anderen, mit dem Bürgerstatus 
nicht verbundenen Ver- und Zuteilungsmechanismen überläßt wie zum 
Beispiel den zu- und verteilenden Kräften des Marktes, der Familie oder 
anderen Gemeinschaften. Daher stellt in dieser Dimension die Beziehung 
des Bürgerstatus zum Sozialstaat den Mittelpunkt der Analyse dar. 
Politische vs. nicht-politische Bedeutung von Bürgerschaft. Schließlich 
können sich Konzepte und Praktiken von Bürgerschaft entsprechend ihrem 
grundlegenden Charakter als politische oder nicht-politische Konzepte un- 
terscheiden. Offenkundig geht das politische Konzept der Bürgerschaft auf 
die französische Revolution zurück, nach deren staatsrechtlichen Prämis- 
sen sowohl die Nation wie auch der Status als Bürger letztlich auf einem 
Akt freiwilliger politischer Vereinigung beruhten (Finer 1975: 88f; Bruba- 
ker 1989; Safran 1991). In diesem Rahmen verkörpert der Bürgerstatus den 
Anspruch des Individuums, den Staat aktiv zu formen und an der Aus- 
übung seiner Autorität teilzunehmen. Ein cher nicht-politisches Verständ- 
nis von Bürgerschaft kann in verschiedenen Versionen vorkommen: es 
könnte z.B. an einen vor-politischen, in der Regel dann ethnisch be- 
stimmten Nationbegriff anknüpfen, sich in einem mehr kulturellen Begriff 
wie dem des deutschen 'Bildungsbürgers’ ausdrücken (Turner 1993a; 9ff) 
oder eine mehr wirtschaftliche Färbung wie im Begriff des Marktbürgers 
annehmen. Es sei betont, daß diese Dichotomie lediglich die hypotheti- 
schen Endpunkte eines Spektrums bezeichnet, in das die zu untersuchen- 
den Länder im Laufe der Forschungsarbeit eingetragen werden sollen, 
nicht aber eine mögliche Realität. 


Methoden der Untersuchung 


Da die Untersuchung darauf gerichtet ist, die sozialen und politischen Be- 
deutungen von Bürgerschaft in den untersuchten Ländern zu klären, muß 
die angewandte Methode in der Lage sein, die semantischen Mehrdeutig- 
keiten des Begriffs "Bürgerschaft (citizenship, citoyennete, cittadinanza) in 
ihren ensprechenden nationalen Zusammenhängen wahrzunehmen. Die 
primären Quellen der Untersuchung werden verfassungsrechtliche und ge- 
setzliche Texte sein. Folglich wird der erste Schritt rechtsvergleichend 
sein. Eine der grundlegenden Regeln der Rechtsvergleichung verlangt vom 
Interpreten, den Text entsprechend der Methoden seiner eigenen Rechts- 
ordnung zu lesen (Constantinesco 1972: 216ff). Daher werden die traditio- 
nellen Methoden rechtlicher Interpretation des entsprechenden Landes an- 
gewandt, um die genaue rechtliche Bedeutung des Begriffes 'Bürgerschaft' 
zu bestimmen. Doch können unserer Auffassung nach grundlegende recht- 
liche Konzepte durch die Interpretation des juristischen Texzes allein nicht 
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vollständig verstanden werden. Daher muß sich die Analyse in einem 
zweiten interpretierenden Schritt den Beiträgen zuwenden, die die juri- 
stische Profession sowie jene Kräfte der Zivilgesellschaft, die die öffent- 
liche Diskussion in einer demokratischen Gesellschaft konstituieren, 
prägend zum Verständnis des Begriffs beigetragen haben. Rechtliche 
Interpretation erweitert sich hin zur 'offenen Gesellschaft der Verfas- 
sungsinterpreten'. In einem dritten Schritt wird die Untersuchung um die 
Analyse der sozialen und kulturellen Zusammenhänge der Rechtstexte 
und ihrer Interpretation angereichert. Die Analyse der sozialen Zusam- 
menhänge konzentriert sich auf die soziale Funktion, die der Status der 
Bürgerschaft in einer bestimmten Gesellschaft ausübt (in einem Land 
kann sie für das wirtschaftliche Leben eine wichtige Rolle spielen, z.B. 
für den Zugang zu wirtschaftlichen Ressourcen, während sie in einem 
anderen Land primär als ein Element der symbolischen Reproduktion der 
Gesellschaft dienen könnte). Da wir eine Antwort auf die Frage finden 
möchten, ob die in den EU-Mitgliedsstaaten vorherrschenden Konzepte 
der Bürgerschaft miteinander vereinbar sind, ist für das Projekt die kul- 
turelle Dimension einer gegebenen Verfassung und rechtlichen Ordnung 
von besonderer Bedeutung, weil es die Kultur einer bestimmten Gesell- 
schaft ist, die die (verschiedenen und oft umstrittenen) politischen Begriffe 
formt, das kollektive Erinnerungsvermögen prägt, die beherrschende Rolle 
im Prozeß der Konstitution von Bedeutung spielt und damit die Besonder- 
heit einer Gemeinschaft zum Ausdruck bringt und aufrechterhält. Der kul- 
turelle Zusammenhang der rechtlichen Texte bietet m.a.W. den symboli- 
schen Rahmen für ihr richtiges Verstehen. Die Untersuchung betritt dabei 
das Feld der politischen Semantik und ihrer spezifischen Mehr- 
deutigkeiten, die u.a. auch den fließenden und unbestimmten Charakter des 
Begriffs der Bürgerschaft erklären (zu den methodischen Problemen der 
politischen Semantik Koselleck 1972; Koselleck 1989: 107ff). Dabei 
kommt es uns darauf an, nicht nur das bei den politischen und kulturellen 
Eliten vorherrschende Verständnis von Bürgerschaft zu identifizieren, 
sondern auch dasjenige, das bei den breiten Massen vorherrschend ist, 
weil angesichts des demokratischen Charakters der europäischen Staaten 
dieses Massenbewußtsein über das ob und ggf. den Charakter einer eu- 
ropäischen Bürgerschaft bestimmen dürfte. 

Daraus folgt, daß das Material der Untersuchung nicht auf offizielle juristi- 
sche Texte (Verfassungen, Gesetze, Gerichtsurteile) und deren Interpreta- 
tionen durch die juristische Profession beschränkt ist, sondern auch Äuße- 
rungen einschließt, die von den unterschiedlichsten Teilnehmern des öf- 
fentlich-politischen Diskurses stammen und das kollektive Bewußtsein 
mitprägen: publizistische Debatten, literarische Werke, Stereotype in der 
Massenkultur, Schlagworte in der politischen Auseinandersetzung u.ä. 
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können ergiebige Quellen für die Analyse des in der Gesellschaft herr- 
schenden Begriffs von Bürgerschaft sein. Natürlich kann die Studie nicht 
alle diese Materialien in allen untersuchten Ländern untersuchen. Dies ist 
aber auch nicht wünschenswert. Es kann angenommen werden, daß die 
verschiedenen Sphären die Herausbildung von kollektivem Wissen nicht 
überall gleichermaßen beeinflussen, und daß sie aufgrund geschichtlicher 
Besonderheiten verschiedene Rollen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
spielen. Es wird von dem jeweiligen Land abhängen, welche Art von 
Quellen für das Ziel der Studie am ergiebigsten ist. 


Die Auswahl der zu untersuchenden Länder 


Die Untersuchung soll sich auf die Länder Großbritannien, Frankreich, 
Deutschland, Italien und Belgien erstrecken. Begrenzte Ressourcen und 
Probleme der Handhabbarkeit sprechen dagegen, sämtliche (in nächster 
Zukunft 15) Mitgliedsstaaten einzubeziehen. Daher muß die getroffene 
Auswahl hinlänglich repräsentativ für die Unterschiedlichkeit der Mit- 
gliedsstaaten und ihrer politischen Kulturen sein. Zwei Kriterien haben die 
Auswahl geleitet: zum einen der Einfluß, den die einzelnen Mitgliedsstaa- 
ten aufgrund ihres wirtschaftlichen und politischen Gewichts auf die Ent- 
wicklung der Union haben könnten. Wir machen dabei die Annahme, daß 
der Einfluß der politischen und rechtlichen Kultur eines Mitgliedsstaates 
auf die Entwicklung einer europäischen Bürgerschaft zum größten Teil 
seiner jeweiligen wirtschaftlichen und politischen Stellung entsprechen 
wird. Dies ist mehr oder weniger ein quantitatives Kriterium. 

Das zweite Kriterium ist mehr qualitativer Natur und behandelt die beson- 
dere Rolle der Mitgliedsstaaten im Zusammenhang ihrer Geschichte als 
Nationalstaaten. Hier machen wir die Annahme, daß die historischen Ei- 
genschaften, die die Entwicklung der Mitgliedsstaaten zu Nationalstaaten 
geprägt haben, auch ihr grundlegendes Verständnis von Bürgerschaft ge- 
formt haben, und daß diese Eigenheiten wahrscheinlich einen gewichtigen 
Einfluß auf die Vereinbarkeit des entsprechenden Konzepts mit den An- 
forderungen supra-nationaler Integration haben. Es hat sicherlich keinen 
historischen 'Standardweg' zur Nationalstaatlichkeit gegeben, der als Maß- 
stab für die Entwicklung aller Mitgliedsstaaten dienen könnte. Jeder ein- 
zelne der europäischen Nationalstaaten hat seine ureigene Entwicklung 
durchgemacht, so daß jeder als Studienobjekt geeignet wäre. Die getroffe- 
ne Auswahl muß ausreichend verschiedenartige Fälle einschließen, um ei- 
ne möglichst breite Spanne von Varianten abzudecken. Daher sind Länder, 
deren Prozesse der Nationalstaatsbildung einige auffallende Merkmale 
aufweisen, die einen spezifischen Einfluß auf die Evolution einer Unions- 
bürgerschaft haben könnten, die geeignetsten Kandidaten. 
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Großbritannien ist nicht nur Zentrum des Commonwealth und damit auch 
historisch mit der politschen Organisation multi-nationaler und -ethnischer 
politischer Einheiten vertraut, sondern umfaßt auch als rein europäischer 
Nationalstaat eine Mehrheit von Nationalitäten, so daß sein Konzept von 
'citizenship' Elemente zu enthalten verspricht, die für eine europäische 
Unionsbürgerschaft bedeutsam sein können. Unter allen EU-Mitgliedsstaa- 
ten kommt Frankreich dem Idealtypus einer auf dem Prinzip gleicher Bür- 
gerschaft beruhenden Staatsbürgernation am nächsten. Das Konzept könn- 
te die radikalste Herausforderung an die Idee einer europäischen Unions- 
bürgerschaft darstellen. Deutschland, die 'verspätete Nation’, hatte beson- 
dere Schwierigkeiten mit der Herausbildung seiner Nationalstaatlichkeit; 
darüber hinaus ist es augenblicklich noch der einzige föderal gegliederte 
Staat in der EU (wenn man von Belgien absieht, das jedoch kein klassisch 
föderaler Staat ist). Beide Besonderheiten lassen eine gegenüber den ande- 
ren europäischen Staaten besondere Färbung des deutschen Bürgerschafts- 
begriffs erwarten. Italien ist ebenfalls ein Spätankömmling unter den euro- 
päischen Nationalstaaten, hatte aber wohl, anders als die Deutschen, keinen 
von der Staatsbildung unabhängigen, bedeutsamen Begriff von Nation. Be- 
merkenswert ist für dieses Land auch die historische Tradition der italieni- 
schen Stadtrepubliken des späten Mittelalters. Außerdem ist Italien ein 
klassisches Auswandererland - alles in allem sind dies Merkmale, die ein 
sehr eigentümliches Profil des Begriffs der Bürgerschaft erwarten lassen. 
Belgien schließlich wird allein aufgrund des zweiten Kriteriums in die 
Untersuchung einbezogen. Das Land ist ein bi-nationaler, föderal organi- 
sierter Staat im Kampf um seine Erhaltung. Es ist ein Beispiel für die Exi- 
stenz eines Staates, dessen Kohärenz nicht auf vor-politischen Eigenheiten 
beruht und dessen Begriff von Mitgliedschaft/Bürgerschaft daher für die 
Entwicklung der EU von besonderem Interesse ist. 


3, Schlußbemerkung 


In den letzten Jahren ist die politische Legitimität der Europäischen Union 
zunehmend von den Völkern Europas in Frage gestellt worden. Konse- 
quenterweise hat die Frage, ob und wie das Institut der Unionsbürgerschaft 
tatsächlich zur Herausbildung eines europäischen Gemeinwesens beitragen 
könnte, eine enorme Bedeutung gewonnen. Dieses Projekt geht davon aus, 
daß die noch zu entwickelnde Institution der Unionbürgerschaft auf den 
einzelnen Traditionen der Mitgliedsstaaten basieren wird. Es ıst zu hoffen, 
daß in den diversen nationalen Begriffen von 'Bürgerschaft‘, citizenship, ci- 
toyennete und cittadinanza genügend gemeinsame Anknüpfungspunkte 
existieren, um den Aufbau einer nicht nur symbolischen, sondern auch ge- 
haltsvollen Unionsbürgerschaft zu ermöglichen. Sollte es sich aber erge- 
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ben, daß die verschiedenen Konzepte von 'Bürgerschaft', citizenship, citoy- 
ennete und cittadinanza nicht mit einander kompatibel sind, ist dies eine 
wichtige Erkenntis: eine Mahnung an die Union, daß neue gesellschaftliche 
Formen gefunden werden müssen, um individuelle Europäer politisch an 
einander zu binden. 
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Klaus-Dieter Tangermann 


Politik in Demokratien ohne demokratischen 
Souverän 
Das Scheitern der demokratischen Konsolidierung 
in Mittelamerika! 


Als in den 80er Jahren die Militärregimes im südlichen Amerika zusam- 
menbrachen, wurde auch in Mittelamerika - wenngleich aus anderen Moti- 
ven - die Stunde der Demokratie eingeläutet. Das Militär zog sich von der 
politischen Bühne zurück und die mittelamerikanischen Übergänge zur 
Demokratie werden seitdem allgemein als gelungen angesehen. Von einer 
Konsolidierung der jungen Demokratien kann aber immer noch keine Rede 
sein. Breite Bevölkerungskreise scheinen die neuen Regimes als Fremd- 
körper wahrzunehmen, der auf Desinteresse und sogar Ablehnung stößt. 
Die in den Transitionen eingeführten institutionellen und normativen Re- 
quisiten der Demokratie korrespondieren kaum mit den politischen Arti- 
kulationsformen, die sich in den jeweiligen Gesellschaften außerhalb des 
staatlich-institutionellen Rahmens traditionell herausgebildet haben. Die 
Artikulation eines erheblichen Teils gesellschaftlicher Kollektivinteressen 
findet in mehr oder weniger unmittelbaren politischen Handlungsformen 
mit stark kollektiv-partizipatorischen Elementen statt. 

Die demgegenüber auf zentralstaatlicher Ebene implementierte symboli- 
sche Form politischen Handelns und die damit einhergehende Beschrän- 
kung politischer Partizipation auf den Wahlakt führt kaum zu einer politi- 
schen Integration, sie festigt eher den Ausschluß von der politischen Ent- 
scheidungssphäre. Der aufgrund seiner wirtschaftlich und sozial prekären 
Lage ohnehin geschwächte demokratische Souverän sieht sich dadurch um 
seine politischen Einflußmöglichkeiten gebracht. 

In Mittelamerika stehen sich unterschiedliche Repräsentationsfiguren ge- 
genüber, zwischen denen bisher keine Vermittlung existiert. Die demokra- 
tischen Regimes erweisen sich als unangepaßt und konsolidierungsunfähig, 


1 Dieser Text ist im Zusammenhang mit dem Forschungsprojekt »Die Demokratisierungen 
in Mittelamerika und die Einbeziehung der unteren Bevölkerungsschichten« entstanden 
(vgl. Tangermann/Rios 1994 und Tangermann 1995), das von 1992-95 in Nicaragua 
durchgeführt und von BUNTSTIFT gefördert wurde. 
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da sie sich nicht auf die politischen Repräsentationsformen der gesell- 
schaftlichen Interessen beziehen. 


1. Demokratisierung in Mittelamerika? 


Nachdem die Sandinisten in Nicaragua 1979 die Diktatur der Somozas be- 
seitigt und ein revolutionäres Regime errichtet hatten, verschwanden ab 
Anfang der 80er Jahre die Militärregimes in der ganzen Region. Die nahe- 
zu zeitgleiche Einführung der Demokratie in Guatemala, Honduras und El 
Salvador hatte nicht zuletzt externe Gründe. Von der damaligen US- 
Regierung unter Präsident Reagan wurde das Regime der Sandinisten als 
eine Bedrohung für die Stabilität in der Region angesehen, und so initiierte 
die US-Regierung - ähnlich wie sie es nach der kubanischen Revolution 
mit der kontinentalen »Allianz für den Fortschritt« getan hatte - eine regio- 
nale Anstrengung für mehr Demokratie und erreichte in den drei Ländern 
den baldigen Rückzug der Militärs von der politischen Bühne.? 

Nach der Wahlniederlage der Sandinisten 1990 wurde in Nicaragua ein 
ähnliches demokratisches Regime errichtet wie in den Nachbarländern. 
Damit bestehen seit 1990 in ganz Mittelamerika liberale Demokratien. 
Obwohl alle Länder über gleiche politische Regimes verfügen, ist der Zu- 
stand dieser Demokratien sehr unterschiedlich. Die vier (relativ) neuen 
Demokratien, Guatemala, Honduras, El Salvador und Nicaragua, gehören 


2 Mit Mittelamerika sind hier im traditionellen Verständnis die fünf Länder Guatemala, 
Honduras, El Salvador, Nicaragua und Costa Rica gemeint. 

3 Obgleich im Fall von El Salvador kein Zweifel an der Rolle der USA als treibender Kraft 
hinter dem Rückzug der Militärs von der politischen Bühne besteht, heißt das jedoch kei- 
neswegs, daß allein äußere Faktoren die Einführung der Demokratie bewirkt haben. Im 
Falle Guatemalas scheinen beispielsweise externe und interne Gründe gleichermaßen 
wirksam gewesen zu sein. Die Interessen der US-Regierung, in El Salvador eine demo- 
kratische Regierung mit dem Ziel zu etablieren, der US-amerikanischen Unterstützung der 
salvadorianischen Streitkräfte einen Anschein von Legitimation zu verschaffen, zugleich 
der Ausstrahlung des nicaraguanischen Beispiels zu begegnen sowie mit der Ablösung 
der Militärs in Honduras eine bessere Legitimation für die Führung des Contra-Kriegs ge- 
gen Nicaragua zu erreichen, verband sich mit dem Interesse der guatemaltekischen Mili- 
tärs, wieder Wirtschafts- und Militärhilfe aus den USA zu erhalten, wozu ebenfalls die 
Einführung der Demokratie angebracht war (Flora/Torres-Rivas 1989: 40). Darüber hin- 
aus mögen weitere endogene Gründe eine Rolle gespielt haben, die Lechner als Faktoren 
für den Rückzug der Militärs in Südamerika nennt: Die soziale Integration durch den 
Markt fand in Mittelamerika kaum statt und so stellte die Demokratie den Versuch dar, 
eine politische Integration zu bewerkstelligen, die mit den repressiven Methoden der Mi- 
litärherrschaft besonders ab Mitte der 70er Jahre nicht mehr gelang (Lechner 1993: 70; 
1994: 34). Insgesamt ist aber weitgehend unstrittig, daß endogene Ursachen in Mittelame- 
rika vergleichsweise weniger relevant waren als bei der Wiedererrichtung der südameri- 
kanischen Demokratien. Die mittelamerikanischen Demokratien der 80er Jahre sind eher 
verhängt denn erstritten worden. Die Einführung der Demokratie fand dann auch - anders als in 
Südamerika - weitgehend unter Ausschluß der oppositionellen demokratischen Bewegungen 
der jeweiligen Länder statt (Torres-Rivas 1990a; 1990b; Lungo 1993; Samour 1994). 
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nach »Freedom House« in die mittlere Gruppe der politischen Systeme, 
werden also weder den 76 »freien«, noch den 53 »nicht freien«, sondern 
der Gruppe der 62 »teilweise freien« Länder zugeordnet. Sie sind als nicht 
konsolidiert zu betrachten. Nur im Fall Costa Rica kann man von einer ge- 
festigten Demokratie sprechen. Sie gründet sich auf eine längere demokra- 
tische Tradition, eine gerechtere Einkommensverteilung, einen höheren 
Lebensstandard und eine höhere Zustimmung ın der Bevölkerung. Warum 
ist es bislang nicht gelungen, in den anderen Ländern Mittelamerikas die 
Demokratie zu konsolidieren? Wo liegen die Schwierigkeiten? 

Zunächst soll bei der Verfolgung dieser Fragen auf einige wichtige Unter- 
suchungen eingegangen werden (Kap. 2). Da diese Interpretationsversuche 
meines Erachtens viele wichtige Fragen gar nicht berühren, folgt die Aufli- 
stung einiger politischer Faktoren, die mir für das Studium des Themas 
von Bedeutung zu sein scheinen, aber in den vorliegenden Studien kaum 
vorkommen (Kap. 3). Auch zum Thema der Parteien erscheint es mir not- 
wendig, einige ergänzende Bemerkungen zu machen und die Frage nach 
ihrer Repräsentativität und Integrationsfunktion zu stellen (Kap. 4). Mit der 
anschließenden Darstellung der geringen Akzeptanz, die die politischen 
Regimes einschließlich der Parteien in der Bevölkerung finden (Kap. 5), 
stoßen wir auf das eigentliche Problem für die Konsolidierung der demo- 
kratischen Regimes: Die Bevölkerung lehnt bloß symbolische politische 
Handlungsoptionen ab und artikuliert sich in anderen politischen Hand- 
lungsformen (Kap. 6). Abschließend werden nicht-symbolische Hand- 
lungsoptionen vorgestellt, die in einem komplementären Verhältnis zu den 
repräsentativ-parlamentarischen stehen (Kap. 7). 


2. Theoretische Annäherungen und ihre Grenzen 


Die vorliegenden theoretischen Annäherungen an Mittelamerikas neue 
Demokratien kreisen - grob zusammengefaßt - um drei hauptsächliche Fra- 
gerichtungen. Da ist zunächst die aus der Modernisierungstheorie bekannte 
makrosoziologisch orientierte Grundfrage: Welches sind die Vorausset- 
zungen, die in einer Gesellschaft erfüllt sein müssen, damit Demokratie 
möglich wird? Hierbei werden die Chancen für die Entstehung und die Fe- 
stigung der Demokratie in Abhängigkeit vom Entwicklungsstand des je- 
weiligen Landes gesehen, wobei der wirtschaftlichen Entwicklung das ent- 
scheidende Gewicht beigemessen wird. Dieser makrosoziologische Ansatz 
trägt deutlich deterministische Züge. 

Den zweiten Komplex bildet die Untersuchung der Transformationspro- 
zesse, d.h. der Modalitäten der institutionellen und normativen Übergänge 
vom autoritären zum demokratischen Regime. Die Fragerichtung versteht 
sich als Gegensatz zur »makrohistorischen komparativen Soziologie«, der 
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auch der modermisierungstheoretische Ansatz zugerechnet wird, in dem 
»Geschichte stattfindet, ohne daß irgend jemand jemals irgend etwas tut« 
(Przeworski 1991: 96). Die neue Orientierung drückt sich im Wechsel von 
der sozialstrukturellen zur akteurszentrierten Perspektive aus. Ihr besonde- 
res Interesse gilt den Veränderungen auf der staatlichen Ebene und dem 
hierauf bezogenen Handeln der Akteure. Die demokratische Qualität dieser 
Handlungen wird als konstituierend für das Gelingen oder Scheitern der 
nachfolgenden Demokratie angesehen. 

Aus der Transitionsforschung hat sich eine dritte Richtung herausentwik- 
kelt, die sich den Problemen der Konsolidierung widmet (Bos 1994). Die- 
ses Thema wurde in bezug auf Mittelamerika virulent, als sich abzeichnete, 
daß trotz der als geglückt angesehenen Transitionen die demokratische 
Konsolidierung der neuen Regimes nicht gelingen wollte. Obgleich dieser 
Ansatz thematisch und methodisch eng an die Transitionsforschung an- 
knüpft, erscheint er mir einer gesonderten Darstellung wert, weil er m.E. 
den Punkt markiert, an dem die vorliegenden Ansätze aus konzeptionellen 
Gründen ihr Thema nicht mehr bewältigen können.* Hier gelangen die In- 
terpretationen an die Grenzen, die ihnen durch ihre Beschränkung auf das 
Institutionen- und Normengefüge gesetzt sind. 


2.1 Modernisierungstheoretisch inspirierte Interpretationen 


Wenn wie heutzutage weitverbreitet unter Demokratie ein bestimmtes In- 
stitutionengefüge, ein Regelsystem, kurz (wie schon seit Schumpeter): eine 
Methode verstanden wird, gilt sie als eine politische Organisationsform, 
die prinzipiell allgemeingültig und unabhängig vom jeweiligen Kontext 
realisierbar ist’: Demnach wird Demokratie möglich, wenn bestimmte 
Voraussetzungen erreicht sind.6 

In seiner klassischen Studie »Political Man« von 1959 fragt Lipset nach 
den Voraussetzungen für die Demokratie und kommt zu dem Ergebnis, daß 


4 So Schmitter (1993: 3), Linz/Stepan (1996: 14f); zur Kritik siehe O’Donnell (1996). 

5  »Die demokratische Methode ist diejenige Ordnung der Institutionen zur Erreichung poli- 
tischer Entscheidungen, bei welcher einzelne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines 
Konkurrenzkampfes um die Stimmen des Volkes erwerben. (...) Demokratie bedeutet le- 
diglich, daß das Volk die Möglichkeit hat, die Männer, die es beherrschen sollen, zu ak- 
zeptieren oder abzulehnen. (...) Demokratie ist die Herrschaft des Politikers« (Schumpeter 
1993: 428, 452). Dazu bemerkt Habermas: »Diese sozialtechnische Auffassung unterstellt 
die Demokratie als ein Modell, das sich vom realen Prozeß ihres gesellschaftlichen Ur- 
sprungs ablösen und, Anpassungen eingerechnet, auf beliebige Situationen übertragen 
läßt« (Habermas 1977: 10). 

6 Dieses institutionen- und normenzentrierte Demokratieverständnis benennt als Bezugs- 
rahmen explizit die liberale Demokratie und schließt umfassendere oder überhaupt andere 
Demokratievorstellungen ausdrücklich aus, darunter auch solche, die neben den individu- 
ellen kollektive Rechte, besonders wirtschaftliche und soziale, stärker in den Vordergrund 
stellen (beispielhaft: Diamond, Linz, Lipset 1990: 3). 
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diese hauptsächlich in der wirtschaftlichen Entwicklung zu sehen seien. Er 
hatte diese anhand von vier Indikatoren untersucht: Reichtum, Industriali- 
sierung, Verstädterung und Erziehung. Damals stellte er fest, daß in den 
demokratischen Ländern diese vier Faktoren sämtlich höher entwickelt wa- 
ren als in den nicht-demokratischen (Lipset 1993: 45). Er kehrte dann die 
Interpretation seiner Ergebnisse um und definierte so die Entwicklung die- 
ser vier Faktoren als Bedingung für die Demokratie. Noch 35 Jahre später 
findet er seine Ergebnisse von 1959 durch neue Entwicklungen bestätigt 
(Lipset et al. 1994: 49). Als wichtigster Maßstab für Demokratie gilt in der 
neuen Untersuchung weiterhin das Pro-Kopf-Einkommen (ebd.: 13). Ähn- 
lich dem Vorgehen in der Studie von 1959 schließt Lipset aus der Feststel- 
lung, derzufolge die entwickelten Länder demokratischer seien, daß Länder 
mit geringer kapitalistischer Entwicklung kaum Chancen auf demo- 
kratische Entwicklung aufweisen (ebd.: 16). Auf Mittelamerika bezogen 
wäre daraus zu folgern, daß die Chancen auf eine gefestigte Demokratie 
angesichts der gegebenen wirtschaftlichen Entwicklung schlecht stünden. 


2.2 Übergänge zur Demokratie 


Vergleichbare Korrelationen von wirtschaftlicher Entwicklung und Demo- 
kratie werden häufig aufgestellt - z.B. Diamond/Linz/Lipset (1990: 9ff) 
oder Diamond (1992: 106) - und manche Autoren halten derartige Postu- 
late gar für inzwischen durchgesetzt.” Wenngleich auch die empirische 
Feststellung nicht zu bestreiten ist, daß wirtschaftlich entwickelte Länder 
häufiger über demokratische Regimes verfügen als gering entwickelte und 
auch der Umkehrschluß belegbar ist, so äußern andere Autoren Zweifel, ob 
auf der allgemeinen Ebene von Voraussetzungen überhaupt Aussagen über 
Demokratie zu machen sind. 

Mit der Betrachtung der Transitionsprozesse wendet sich das Interesse den 
Einzelheiten der historischen Umbrüche zu. Wie in den modernisierungs- 


7 So schreibt Johannes Berger in dem der Modemisierungstheorie gewidmeten Heft des »Levia- 
than« zur sogenannten Lipset-These (»Democracy is related to the state of economic develop- 
ment. The more well-to-do a nation, the greater the chances that it will sustain democracy«): 
»Wenn ich recht sehe, darf diese Annahme heute im wesentlichen als bestätigt gelten« 
(Berger 1996a: 11; 1996b: 57). Tatsächlich jedoch kann von einer einhelligen Auffassung 
über die Art des Zusammenhangs von wirtschaftlicher Entwicklung und Demokratie kei- 
ne Rede sein, im Gegenteil. Immer öfter werden allgemeine Aussagen über eine solche 
Beziehung für untauglich gehalten. Die Äußerungen zum Thema werden differenzierter 
(Karl 1990; Karl/Schmitter 1991) oder bestreiten gar jeglichen Zusammenhang. So fragt 
Tetzlaff: »Ist Demokratie eine Folge oder eine Voraussetzung für wirtschaftliches 
Wachstum und gesamitgesellschaftliche Entwicklung? Die Antwort der vergleichenden 
Sozialforschung lautet: Es gibt keine eindeutige Korrelation zwischen den beiden Grö- 
Ben« (Tetzlaff 1992: 12) und Beyme stellt fest: »Inzwischen ist die Einsicht gewachsen, 
daß es keine fixierbaren Prärequisiten der Demokratie gibt« (Beyme 1994: 153). 
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theoretischen Ansätzen ist auch hier ein komparatistischer Ansatz domi- 
nant, der um vorwiegend institutionenbezogene generalisierungsfähige In- 
dikatoren bemüht ist. Anders aber als in der Modernisierungstheorie er- 
scheinen hier die politischen Akteure als die relevanten Faktoren für die 
Chance der Errichtung demokratischer Regimes. Der Perspektivwechsel 
von der Diskussion allgemeiner Vorbedingungen hin zum Blick auf den 
konkreten Ablauf des Umbaus autoritärer Regimes und auf die Akteure 
stellt einen Fortschritt in der Analyse der konstitutiven Faktoren der De- 
mokratie dar (Schmitter 1993: 3f; Bos 1994: 105), wie ebenso die Annah- 
me, daß den Spezifika des jeweiligen Übergangs eine prägende Bedeutung 
für die Gestaltung der Demokratie zukommt. 

Aber die stark staatskonzentrierte Perspektive, mit der der Institutionen- 
und Wertewandel im Verlauf des demokratischen Aufbaus betrachtet 
wird®, beeinflußt das Bild vom politischen Akteur. Als ein solcher gilt nur, 
wer am institutionellen und normativen Wandel teilnimmt, also in der Re- 
gel am staatlichen Handeln beteiligt ist (Bos 1994). Der Blick auf die in- 
stitutionell handelnden Eliten nimmt den politischen Akteur nur zur Hälfte 
wahr. Die übersehene andere Hälfte besteht in den nicht-institutionellen 
Kräften.? Wichtige - etwa kollektive - Akteure von prägender Bedeutung 
für die Demokratie befinden sich außerhalb des staatlich induzierten und 
untersuchten Transitionsbereichs. Die Beschränkung auf die staatliche 
Sphäre erschwert die Wahrnehmung solcher Kräfte, die für die Konsolidie- 
rung von großer Bedeutung sein können. 


2.3 Probleme der Konsolidierung 


Aus der Untersuchung der Transitionsprozesse lassen sich offenbar keine 
hinreichenden Kriterien für die Chancen einer demokratischen Konsolidie- 
rung entwickeln. Die ungeklärten Fragen lauten: Wo liegen die gesell- 
schaftlichen Hindernisse für die Konsolidierung? Und: Verfügen die Län- 
der Mittelamerikas überhaupt über die Möglichkeiten, ihre demokratischen 


8 Einer der wichtigsten Transitionsforscher, Przeworski, merkt selbstkritisch an, aufgrund 
der Fixierung auf den Staat den Zusammenhang zwischen den nunmehr umgebauten po- 
litischen Systemen und der Demokratie nicht gesehen zu haben. »Beim zweiten Thema 
(neoliberale Staatszerstörung, KDT) haben wir über die Demokratisierungsprozesse ge- 
sprochen, ohne das Verhältnis von Staat und Demokratie zu erkennen. Ich erinnere mich, 
als Guillermo (O’Donnell, KDT) über dieses Problem zu sprechen begann, erschrak ich 
und dachte: wir haben 15 Jahre über nichts anderes als den Staat geredet und hinter dem 
Wort 'Staat' ist er verschwunden. Immerhin haben wir 15 Jahre nur über die Transitionen 
und die Demokratie gesprochen. Wenn wir dieses Verhältnis untersuchen, so kommen wir 
heute, wie ich glaube, zu folgendem Schluß: Es gibt keine Demokratie ohne Staat« 
(Alarcön, O’Donnell, Przeworski 1994: 105). 

9 Die Transitionsvereinbarungen in Nicaragua wurden beispielsweise erheblich von den großen 
Streikbewegungen beeinflußt, die auf die Wahlniederlage der Sandinisten folgten (Rios 1995). 
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Regimes zu konsolidieren und worin bestehen diese? Welche sozialen 
Akteure kommen in Frage? 

Seit Beginn der 90er Jahre rücken diese Fragen in den Vordergrund und 
damit auch die Untersuchung der gesellschaftlichen Konstellationen in den 
jeweiligen Ländern. Vor allem die nicht-mittelamerikanische Diskussion 
bleibt dabei weiterhin der definitorischen Anstrengung um allgemeingülti- 
ge Kriterien verhaftet, die für die demokratische Konsolidierung Voraus- 
setzung seien.!® Thematisiert werden vor allem die einer Konsolidierung 
hinderlichen Elemente wie institutionelle Mängel, autoritäre Relikte, über- 
kommene Strukturen. Demgegenüber bleiben die einer demokratischen 
Konsolidierung förderlichen Faktoren - gesellschaftliche Akteure, Tradi- 
tionen, kulturelle Gegebenheiten, an denen angeknüpft werden könnte - 
bemerkenswerterweise bis zum heutigen Tag jenseits der Betrachtung. Das 
mag am liberaldemokratischen Demokratieverständnis mit seiner Institu- 
tionenorientiertheit liegen, von dem die meisten der nicht aus der Region 
stammenden Untersuchungen durchdrungen sind (Bos 1994: 101). Die li- 
berale Demokratieforschung tut sich offensichtlich schwer mit der Aner- 
kennung der Bedeutung nicht-institutioneller Faktoren für die Konsolidie- 
rung demokratischer Regimes, denn sie kann sie nur funktional in bezug 
auf die Funktionsfähigkeit der institutionellen Instrumente der Demokratie 
würdigen. 


3. Ausgangspunkte für die Demokratisierungsdiskussion 


Die bisher referierten Ergebnisse zeigen eine auffällige Diskrepanz zu den 
Beiträgen aus Mittelamerika selbst, die eine intensivere Beschäftigung mit 
den jeweiligen gesellschaftlichen Konstellationen in den einzelnen Ländern 
aufweisen. Allerdings beziehen sich die wichtigsten dieser Beiträge ihrer- 
seits kaum auf die allgemeine demokratietheoretische Diskussion außer- 
halb Mittelamerikas. Angesichts des kommunikativen Grabens zwischen 


10 Schmitter (1993: 3), Linz/Stepan (1996: 14f), O’Donnell (1996). Letzterer legt beispiels- 
weise die Dahlsche Polyarchie-Definition zugrunde, in der sieben Kriterien angeführt 
werden (Dahl 1992: 268): »1. Wahl des politischen Personals, 2. freie und gerechte Wah- 
len, 3. umfassendes aktives Wahlrecht, 4. passives Wahlrecht, 5. Redefreiheit, 6. freie In- 
formationsmöglichkeit, 7. Versammlungsfreiheit.« O’Donnell ergänzt diese Kriterien 
noch um einige weitere (O’Donnell 1996: 35). Linz und Stepan dagegen formulieren als 
Kriterien für Konsolidierung zunächst ein funktionierendes Institutionengefüge und dar- 
über hinaus: »1. freie und lebendige zivile Gesellschaft, 2. relativ unabhängige politische 
Gesellschaft, 3. Rechtsstaatlichkeit, 4. der demokratischen Regierung dienende staatliche 
Bürokratie und 5. institutionalisierte ökonomische Sphäre« (Linz/Stepan 1996: 17). Die 
meisten dieser Faktoren erwähnt auch Karl, ergänzt sie um das Kriterium eines zivilen 
Befehls über die Streitkräfte, und nimmt darüber hinaus die Frage nach den gesellschaftli- 
chen Hemmnissen der Konsolidierung mit auf (Karl 1990: 2). Eine Untersuchung des ge- 
sellschaftlichen Demokratiepotentials in den jeweiligen Ländern und ihre Einbeziehung in 
die demokratietheoretische Diskussion scheint bislang nicht angestellt worden zu sein. 
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der mittelamerikanischen und der außerregionalen Diskussion erscheint es 
mir sinnvoll, einige wesentliche Gesichtspunkte der mittelamerikanischen 
Forschung zu erwähnen. 

Ich will im folgenden auf fünf meines Erachtens in der allgemeinen Debatte zu 
Unrecht übergangene Aspekte aufmerksam machen, wobei der wichtigste 
Punkt die Frage betrifft, ob der Staatsbürger, auf den sich die Demokratie 
gründen soll, überhaupt existiert. Diese Punkte werden in der mittelame- 
rikanischen Diskussion hervorgehoben und ihre Vernachlässigung bleibt 
nicht ohne Folgen für die Interpretation der Demokratisierungen. 

Über diese fünf Aspekte der Demokratiefrage in Mittelamerika hinaus sind 
noch einige weitere zu nennen, die hier aber nicht ausgeführt werden kön- 
nen, ohne daß ihnen deshalb geringeres Gewicht zugemessen würde. Einer 
davon ist der Verlust der nationalen Souveränität der Staaten Mittel- 
amerikas, der vor allem auf wirtschaftspolitischem Gebiet stattgefunden 
hat. Für die Stabilisierung - oder Schwächung - eines politischen Regimes 
ist die Wirtschaftspolitik aber von entscheidender Bedeutung. Einen ande- 
ren Aspekt bilden die kulturellen, ethnischen und organisatorischen Tradi- 
tionen der jeweiligen Bevölkerungen. Am eindrücklichsten springt die 
Frage der Anerkennung autochthoner Formen in Guatemala ins Auge.!! 


3.1 Zwei Demokratisierungen 


Den Schlüssel für das Verständnis der Demokratisierung in Mittelamerika, 
die in den 80er Jahren begann, bildet die Feststellung, daß dieser Prozeß 
keineswegs kontinuierlich verlaufen ist, sondern tiefe Brüche aufweist, so 
daß von zwei Demokratisierungen gesprochen werden kann, eine in den 
80er und eine in den 90er Jahren, namentlich im Hinblick auf zwei Länder, 
El Salvador und Guatemala. Bei der ersten kamen in diesen beiden Län- 
dern die Unterschichten als politische Akteure nicht vor, sie drückte keinen 
gesellschaftlichen Kompromiß aus und hatte nichts mit der Vorstellung 
gemein, hier stritten gesellschaftliche Akteure um die Einführung und 
Vertiefung der Demokratie. Tatsächlich kam die Demokratisierung des po- 
litischen Systems von oben, und zwar in Folge erheblichen US-amerikani- 
schen Drucks. 

Während der nahezu synchronen Einführung der Demokratie in Honduras, 
El Salvador und Guatemala waren diese Länder mehr oder weniger im 
Kriegszustand!? und die Transitionen erfolgten unter Kontrolle der Streit- 


11 Dort sind 1996 erstmals die politischen Organisationen der indigenen Völker massiv in 
die staatlichen Institutionen eingezogen und haben nach den Kommunalwahlen 90 der 
330 Munizipien übernommen. Zur jüngsten organisatorischen Entwicklung der Mayas 
siehe Bastos/Camus (1995). 

12 El Salvador befand sich mitten im Bürgerkrieg, in Guatemala waren zu diesem Zeitpunkt 
die bereits 20 Jahre andauernden bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen in einen 
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kräfte. Entsprechend begrenzt war die Reichweite der Demokratisierung. 
Sie beschränkte sich auf wenige institutionelle und einige normative Be- 
standteile eines demokratischen Staatswesens (weitgehend unverändert 
blieben das Justizwesen, der beherrschende Einfluß der Streitkräfte, der 
Polizeien etc.) sowie auf die Neustrukturierung und selektive Zulassung 
politischer Akteure zum demokratischen System, wovon der Großteil der 
Opposition ausgeschlossen blieb.!3 Die Transitionen der 80er Jahre waren 
nicht vornehmlich auf die Demokratisierung der Gesellschaft gerichtet und 
hatten nicht die Stärkung, sondern die Schwächung der gesellschaftlichen 
Träger eines demokratischen Prozesses zum Ziel. Die Installierung der 
Demokratie war als eine Art Aufstandsprävention gegen die jeweiligen 
Gesellschaften gerichtet, wie am deutlichsten das salvadorianische Beispiel 
der frühen 80er Jahre zeigt (Bonner 1984: 181ff). Die Bemühungen der 
Opposition um eine Vertiefung des Demokratisierungsprozesses sind von 
den autoritären Demokratien unterbunden worden. In EI Salvador und 
Guatemala hat diese Art von autoritär implementierter Demokratie nicht 
zur politischen Integration, sondern zur Polarisierung, nicht zur Beendi- 
gung, sondern eher zur Verlängerung des Krieges beigetragen. 

In EI Salvador hat der zwölf Jahre währende Bürgerkrieg schließlich das 
autoritäre Modell der 80er Jahre zum Einsturz gebracht und ein neues auf 
die Tagesordnung gesetzt. So hat keine graduelle Erweiterung der Demo- 
kratie, sondern erst der Bruch mit dem autoritären demokratischen System 
die Möglichkeit für einen Neubeginn freigesetzt. Über die kathartische 
Wirkung eines solchen tiefen Einschnitts für einen demokratischen Neube- 
ginn bernerkt Merkl: 

»Um einen starken demokratischen Mythos zu erzeugen, der die Entwicklung der Demokratie 
in der Zukunft beflügelt, ist wahrscheinlich viel eher ein schreckliches Ereignis erforderlich 
wie ein Krieg, eine ausländische Intervention oder eine gewaltsame Revolution mit anschlie- 
Bendem Zusammenbruch eines autoritären Systems als ein gradueller Übergang« (Merkl 
1994: 83-84). 

Das Ende der autoritären und das Fundament einer neuen Demokratie in El 
Salvador ist mit dem Friedensschluß zwischen Regierung und FMLN im 
Januar 1992 besiegelt worden und möglicherweise wird der Friedensschluß 
in Guatemala 1996 eine ähnliche Funktion haben. Erst vom Zeitpunkt der 
Verhandlungen über das Friedensabkommen an begann die Opposition in 


Ausrottungsfeldzug durch die Regierung übergegangen und in Honduras ging der Um- 
baus des Landes in einen US-Militärstützpunkt und in ein Aufmarschgebiet der antisandi- 
.nistischen Contra vonstatten. 

13 Bendel/Krennerich 1996. Auf den Ausschluß der Opposition bei den Übergängen der 
80er Jahre weisen fast alle mittelamerikanischen Autoren hin, siehe etwa Torres-Rivas 
19902, 1990b; Lungo 1993, Samour 1994. In der theoretischen Debatte wurden die De- 
mokratien der 80er Jahre als beschränkte Demokratien, Demokratien von geringer Inien- 
sität (Torres-Rivas) oder als Fassadendemokratien, (Solörzano) bezeichnet. 
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beiden Ländern einen nennenswerten Einfluß zu erlangen. Der Guerilla 
wurde - und von dieser vermittelt auch der zivilen Opposition - eine gewis- 
se Mitgestaltungskompetenz zugebilligt. 

Damit ist nicht gesagt, daß es den bis dahin oppositionellen gesellschaftli- 
chen Kräften bisher gelungen wäre, an den politischen Entscheidungen in 
umfangreichem Maß teilzunehmen. Zwar sind nach 1992 in El Salvador - 
in Honduras schon in den 80er Jahren - zwei für die Demokratie konstitu- 
tive Elemente eingeführt worden, ein öffentlicher Raum, in dem der repres- 
sions- und angstfreie politische Diskurs möglich wird, und - langsam - die 
Schaffung einer Rechtsstaatlichkeit, die diesen Raum zu schützen vermag. 
Doch ist hervorzuheben, daß diese Elemente unter Bedingungen der Aus- 
nahmesituation militärischer Befriedungen unter Aufsicht der Vereinten 
Nationen erstritten wurden, die Ausdruck eines temporär veränderten poli- 
tischen Kräfteverhältnisses waren.!* Wieweit durch die mittlerweile ein- 
getretene Normalisierung der Bedingungen auch wieder traditionelle 
Kräfteverhältnisse in den Vordergrund treten, bleibt abzuwarten. Aufgrund 
der Bedingungen ihrer Einführung sind Rechtsstaatlichkeit, öffentlicher 
Raum und andere demokratische Fortschritte keineswegs so unan- 
gefochten, wie sie scheinen mögen. Nicht nur in El Salvador, sondern auch 
in Guatemala und in Honduras wirkt sich die Tatsache, daß auch die Er- 
richtung der zweiten Demokratie nicht auf den Triumph einer gesellschaft- 
lichen Bewegung gegründet ist, negativ auf den demokratischen Gehalt 
und die Stabilität der Institutionen und Normen aus. 


3.2 Reichweite der zweiten Demokratisierungen 


Die Demokratien Mittelamerikas - mit Ausnahme Costa Ricas - zeichnen 
sich durch ihre geringe gesellschaftliche Tiefe aus. Die demokratischen 
Veränderungen beschränken sich auf die staatliche Sphäre im engeren Sin- 
ne und haben auf der Ebene der Institutionen (saubere Wahlen, Parteien- 
konkurrenz, Regierungswechsel, Justizreform usw.) und auf der der Nor- 
men (reale Gewaltenteilung, Menschenrechte, Meinungs- und Versamm- 
lungsfreiheit usw.) stattgefunden. Andere gesellschaftliche Bereiche wur- 
den dagegen kaum oder nicht erfaßt. Mechanismen der Konsultation oder 
gar Möglichkeiten der Partizipation am politischen Entscheidungsprozeß 
gibt es für nicht-parlamentarische Organisationen bislang nicht. Demge- 
mäß fehlen institutionelle Wege zur Lösung sozialer Konflikte, was eine 


14 In El Salvador war das Instrument der zivilen Einflußnahme der »Foro de Concertaciön 
Econömica y Social«, der in den Friedensverhandlungen auf Druck der FMLN eingerich- 
tet worden war; in Guatemala die »Asamblea de la Sociedad Civil« und in Nicaragua ge- 
schah dies im Rahmen der Verhandlungen um die Übergabe der Regierungsgewalt von 
den Sandinisten an die konservative Präsidentin Chamorro. Alle drei Versuche zielten auf eine 
Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die Verhandlungen über den Aufbau des neuen Regimes. 
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häufig gewalttätige Austragung der Konflikte nach sich zieht und die Ge- 
sellschaften enorm polarisiert. Im Mangel an Vermittlungsmechanismen 
von Gesellschaft und Staat setzt sich die überkommene Abdrängung der 
Gesellschaft von der politischen Sphäre fort. Die integrative Kraft des de- 
mokratischen Institutionen- und Normengefüges ist entsprechend gering. 
Das einzige Instrument zur Herstellung der politischen Integration bleiben 
die Wahlen. 


3.3 Neuerrichtung statt Wiedererrichtung der Demokratie 


In den meisten Studien über lateinamerikanische Transitionen werden süd- 
amerikanische Erfahrungen mit der Wiedererrichtung der Demokratie re- 
flektiert. Dementsprechend bezeichnet Konsolidierung dort einen Prozeß, 
der sich weitgehend auf eine bestehende gesellschaftliche Akzeptanz des 
demokratischen Institutionen- und Regelwerks stützen kann. In Mittelame- 
rika bezeichnet Konsolidierung dagegen einen mühseligeren Prozeß. Es 
geht hier nicht um die Wieder-, sondern die Neuerrichtung der Demokra- 
tie. Der Rückgriff auf eine - durch die autoritären Regimes nur unterbro- 
chene - historische Akzeptanz des demokratischen Regimes ist hier ausge- 
schlossen. Wird das übersehen, werden die Schwierigkeiten für die Kon- 
solidierung der Demokratie leicht unterschätzt. 


3.4 Die politischen Regimes 


Nach den von äußeren Interessen induzierten Regimewechseln war besonders 
außerhalb Mittelamerikas die Neigung verbreitet, eine effektive Repräsentati- 
vität schon dann als gegeben zu unterstellen, als die ersten sauberen Wahlen 
abgehalten worden waren, also ab Anfang der 80er Jahre. Jedoch hat das 
repräsentative Prinzip in den meisten Ländern Mittelamerikas kaum eine 
Tradition. Wenn in Darstellungen diesem eine Funktionsfähigkeit in Ana- 
logie zu den entwickelten Demokratien unterstellt wird, ist eines der zen- 
tralen Probleme bereits ausgeklammert: die mangelnde Repräsentativität 
der Parteien und des politischen Systems insgesamt. Angesichts der langen 
autoritären Vorgeschichte ist hier die Frage relevant, ob die gewählten 
Kandidaten tatsächlich den Wählerwillen repräsentieren, also repräsentativ 
sind. In einigen Ländern etwa ist gerade diese Gleichsetzung völlig unbe- 
rechtigt, so in Guatemala und bis 1994 auch in El Salvador. 

Auch die Annahme, die Parlamente fungierten als Ort der über die Parteien 
vermittelten Einflußnahme gesellschaftlicher Interessen auf die Politik der 
Exekutive, führt in die Irre. Wie in den meisten lateinamerikanischen Län- 
dern erfüllen auch in Mittelamerika die Parlamente diese Funktion nur un- 
zureichend. Es handelt sich um zentralistische Präsidialdemokratien, in de- 
nen der vom Volk direkt gewählte Präsident mit der Autorität ausgestattet 
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ist, Politik weitgehend nach eigenem Ermessen zu realisieren, während die 
Parlamente eine geringe Rolle spielen. Anders als in parlamentarischen 
Demokratien und in einigen präsidialen Systemen, wie den USA, wird die 
Exekutive von der Legislative nicht oder kaum kontrolliert. Die Stellung 
des Präsidenten ist über die anderer Staatsorgane hinausgehoben. Autoritä- 
re Regierungspraktiken werden der Exekutive geradezu in den Schoß ge- 
legt.!? Die Geringschätzung des von den Parlamentsparteien repräsentier- 
ten Wählerwillens ist somit Wesensbestandteil dieser politischen Systeme. 
Die Parteien haben auf die von ihnen an die Macht getragene Exekutive 
noch nicht einmal Einfluß, was in diesem Fall auch für die sonstige Aus- 
nahme Costa Rica zutrifft (für Costa Rica siehe Rojas 1994; allgemein: 
O’Donnell 1994: 18ff). Die in der Regel impliziten Unterstellungen in be- 
zug auf Repräsentativität und Parlamentarismus weisen den Institutionen 
Partei und Parlament Funktionen zu, die diese nicht ausfüllen können. 


3.5 Demokratien ohne demokratischen Souverän 
Die schwache Präsenz des Staatsbürgers (citoyen, ciudadano) 


Die größte Beschränkung für die demokratische Konsolidierung liegt im 
Fehlen eines demokratischen Souveräns. Die Bevölkerung ist im Besitz der 
formalen staatsbürgerlichen Attribute, doch verfügt ein Großteil von ihr 
über keine politische Artikulationsfähigkeit. 

Obgleich in modernen Demokratien in bezug auf politische Einflußnahme 
nicht vom einzelnen Bürger, sondern von Verbänden als den politischen Sub- 
jekten ausgegangen wird, muß dennoch das einzelne Individuum, auch wenn 
es nur in organisierter Form politisch einflußfähig werden kann, über diejeni- 
gen Eigenschaften verfügen, die es als Bürger überhaupt erst konstituieren, 
um seine Interessen vernünftig in kollektive Formen umsetzen zu können. 
Diese Eigenschaften bestehen nicht nur aus dem formalen Rechtsstatus, 
sondern auch aus der individuellen Kompetenz zur politischen Artikulation 
sowie angesichts der gegebenen Verbandsorientiertheit der Demokratien 
auch aus einer kollektiven Handlungsmöglichkeit. 

Die Ausübung des Bürgerstatus als Fundament für eine funktionierende 
Demokratie hat dreierlei zur Voraussetzung, a. den Rechtsstaat, b. eine öf- 
fentliche Sphäre und c. materielle Mindestbedingungen, die auch kulturelle 
und informative Möglichkeiten einschließen. Es ist vor allem diese letztere 
Bedingung, die für die Bevölkerungsmehrheit in Mittelamerika nicht er- 
füllt ist. Es handelt sich um Gesellschaften, in denen ein erheblicher Be- 
völkerungsanteil strukturell aus den Marktbeziehungen ausgeschlossen ist, 
in denen mehr als zwei Drittel der Bevölkerung in Armut und die Hälfte 


15 Am Beispiel Guatemalas bezeichnet Gälvez das Präsidialregime als »Quelle der Unre- 
gierbarkeit« (Gälvez 1995: 32). 
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gar in extremer Armut leben, in denen hohe Arbeitslosigkeit und noch hö- 
here Unterbeschäftigung herrschen, in denen öffentliche Dienstleistungen 
wie Gesundheit und Erziehung für die arme Bevölkerung kaum noch zur 
Verfügung stehen.!® Die bloße Gewährung des Status eines bürgerlichen 
Rechtssubjekts macht die Individuen noch lange nicht zu Bürgern im prak- 
tischen Sinne! 7, weil es ihnen nicht nur an 


»Gütern und materiellen Dingen fehlt, sondern weil sie darüber hinaus insofern politisch 
machtlos sind, als sie nicht über die psychologisch-kulturelien Bedingungen verfügen, um ei- 
ne Selbstwahrnehmung ihrer gesellschaftlichen Lage zu entwickeln und dementsprechend die 
organisierte politische Verteidigung ihrer eigenen Interessen zu betreiben, stellt Torres-Rivas 
fest und fragt weiter: »Welche staatsbürgerlichen Eigenschaften können unter derartigen mate- 
riellen und kulturellen Gegebenheiten entstehen oder gefestigt werden, welche politische De- 
mokratie kann man damit aufbauen?« (Torres-Rivas 1992: 138). 


Diese mittelamerikanischen Bürger, die als Staatsbürger nur formal existie- 
ren, stellen in jedem Land, mit Ausnahme Costa Ricas, bei weiten die Be- 
völkerungsmehrheit.!$ Die Mehrheit in Mittelamerika, die den Unter- 
schichten angehören, sind zwar Staatsbürger, aber sie sind im Rahmen der 


16 Der unter der Armutsgrenze lebende Bevölkerungsanteil lag im mittelamerikanischen 
Durchschnitt 1985 bei 71,7%. Er betrug in Guatemala 82,6%; in El Salvador 86,9%; in 
Honduras 78,8%; in Nicaragua 68,7%; in Costa Rica 28,1% und in Panama 40,0% 
(FLACSO 1995: 104). Der Schwerpunkt der Armut liegt traditionell in ländlichen Gebie- 
ten. 1985 lebten auf dem Land 83% der Bevölkerung in Armut, in städtischen Gebieten 
58%. In den 80er Jahren hat eine starke Pauperisierung in der Region stattgefunden. Die 
Wachstumsrate der Armut lag doppelt so hoch wie die der Bevölkerung. Diese neue Ar- 
mutswelle ist ein vornehmlich städtisches Phänomen. Die Einkommensverteilung ist in 
Mittelamerika - außer Costa Rica - sehr ungleich: 1980 verfügte das ärmste Bevölke- 
rungsfünftel über knapp 4% des regionalen Einkommens, während das reichste Fünftel 
57% vereinnahmte (Menjivar/ Trejos 1992: 10, 34, 70, 74). In den folgenden Jahren ist 
der Anteil des untersten Fünftel weiter zurückgegangen: In El Salvador (1990-91) auf 
3,5%; in Guatemala (1989) auf 2,1%, in Honduras (1989) auf 2,7% und lag in Nicaragua 
(1993) bei 4,2% (Vilas 1996: 471). 

17 Ein erwerbs- und damit einkommensloser oder im informellen Sektor sein Überleben su- 
chender Bürger verfügt zweifellos über sehr eingeschränkte Möglichkeiten, sich zu in- 
formieren, ein politisches Interesse zu entwickeln und sich schließlich am organisierten 
politischen Meinungsaustausch zu beteiligen. Da seine über familiäre Beziehungen hin- 
ausgehende soziale Integration abnimmt, hat er immer weniger die Chance, sich an kol- 
lektivem politischen Handeln zu beteiligen. Folgenreich ist daneben, daß die Menschen 
ohne Erwerbsarbeit, Unterbeschäftigte, die große Zahl der im sogenannten »informellen 
Sektor« Aktiven und Kleinstunternehmer (microempresarios) von politischen oder ge- 
werkschaftlichen Organisationen kaum noch erreicht werden und infolgedessen ihrer 
kollektiven politischen Handlungsoptionen verlustig gehen. 

18 Zahlreiche Untersuchungen in westlichen Industrieländern haben ergeben, daß (liberal) 
demokratische Werte in den unteren Bevölkerungsklassen und dort besonders unter der 
unpolitischen Mehrheit - weniger verbreitet sind als in den gebildeteren Schichten und 
dort vor allem bei den politisch interessierten Eliten. Die Unvollkommenheit des Bürger- 
status in den Unterschichten dient in konservativen politischen Theorien als Beleg für das 
Postulat, daß die Funktionsfähigkeit der Demokratie wesentlich von den Eliten abhängt 
und durch erweiterte Bürgerbeteiligung eher gefährdet als gestärkt wird. Dementspre- 
chend wird die Teilnahme an Wahlen als ausreichende Beteiligung am politischen Ent- 
scheidungsprozeß angesehen. 
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gegebenen Demokratien politisch handlungsunfähige Staatsbürger. Die 
mittelamerikanischen Demokratien sind weitgehend Demokratien ohne 
Staatsbürger.!? Daher besteht wenig Grund zur Hoffnung auf eine Konso- 
lidierung der Demokratie, wahrscheinlicher ist das Gegenteil. 


4, Die Parteien 


Vertretung und Vermittlung gesellschaftlicher Interessen in der staatlichen 
Sphäre ist in Mittelamerika exklusiv den Parteien vorbehalten. Die Parteien 
tragen auf diese Weise zur politischen Integration bei - doch aufgrund die- 
ses institutionellen Kanalisierungsmonopols gesellschaftlicher Interessen 
behindern sie sie zugleich. Eine Repräsentation nicht-parteiförmig organi- 
sierter kollektiver Interessen ist innerhalb des institutionellen Systems der 
Demokratien nicht vorgesehen, sondern wird in den vorpolitischen Raum 
abgedrängt, in der Regel auf die Straße. Nicht-parteiförmige Organe der 
Zivilgesellschaft bleiben von der politischen Mitgestaltung ausgeschlossen. 
Die Repräsentativität der Parteien ist in den meisten Fällen gering, auch 
handelt es sich nicht um Mitgliederparteien. Ihre Funktion ist eher eine von 
"Wahlstimmen-Sammelstellen' (Offe 1980: 32). Nur in wenigen Ausnah- 
men sind die Parteien Mittelamerikas politischer Ausdruck breiter gesell- 
schaftlicher Strömungen, in der Mehrheit handelt es sich um Klientelpar- 
teien (Rojas 1995: 122). Zum Fortbestand dieses Zustands haben die lan- 
gen Verbote oppositioneller Parteien unter den Militärregimes beigetragen, 
mit denen das repräsentierte politische Spektrum stets eng begrenzt gehal- 
ten wurde. In den wenigen Fällen der Zulassung oppositioneller Parteien 
taten - besonders im El Salvador der 70er Jahre - die Wahlfälschungen ein 
übriges, um die Distanz der Bürger zum Parteiensystem insgesamt zu för- 
dern. Oppositionelle Interessen wurden so immer mehr im illegalen oder 
halblegalen Raum, aber nicht durch Parteien, organisiert. Das wirkt heute 
noch in schwachen Parteistrukturen nach. Das Parteiensystem kann die ihm 
zugedachte Rolle der politischen Repräsentation verschiedener gesell- 
schaftlicher Sektoren gegenüber dem Staat nur unzulänglich erfüllen (vgl. 
Maihold 1994: 212ff). 

Die Krise der mittelamerikanischen Parteien hat zum anderen mit ihrer 
schwachen Stellung im Präsidialsystem zu tun. Die Parlamentsparteien 
sind deswegen in der Mitgestaltung der Regierungspolitik nicht sehr aktiv 
und spielen bei der Lösung nationaler Probleme kaum eine Rolle. Viele 
von ihnen konzentrieren statt dessen Interesse und Aktivitäten stärker auf 
den Staatsapparat und seine Ressourcen mit dem Ziel der Befriedigung ih- 
rer Partikularinteressen (Torres-Rivas 1990b: 58ff; O’Donnell 1994: 20). 


19 O’Donnell spricht von »Demokratien mit Staatsbürgerschaften von geringer Intensität« 
(O’Donnell 1993: 75ff). 
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Weit verbreitete Phänomene wie Korruption und Nepotismus durch die 
Parteien innerhalb der staatlichen Institutionen haben in ihrer Funktionsbe- 
schneidung in Präsidialdemokratien eine ihrer Wurzeln. 

Torres-Rivas macht für die "Unregierbarkeit' einiger Gesellschaften, etwa 
der Nicaraguas, einen 'Parteienexzeß' dieser klientelistischen Notabelnpar- 
teien verantwortlich, in dem diese sich in »parteipolitischem Kannibalis- 
mus und gegenseitiger Selbstzerfleischung« ergehen (Torres-Rıvas 1994: 
63).20 Selbst in der stabilsten Demokratie Mittelamerikas, in Costa Rica, 
haben die Parteien Schwierigkeiten, eine politische Kontinuität über die 
Wahlperioden hinaus aufrechtzuerhalten (Rojas 1995: 123). 

Aus der mittelamerikanischen Parteienlandschaft heben sich jedoch zwei 
Parteien ab. Die beiden aus der Guerilla hervorgegangenen Linksparteien 
FSLN (Nicaragua) und FMLN (EI Salvador) sind Mitgliederparteien?!, de- 
ren Anhang vorwiegend den verarmten unteren Bevölkerungsschichten 
entstammt. Beide Parteien, die zugleich über bestimmenden Einfluß in den 
größten Gewerkschaften in ihren Ländern verfügen, haben die Vertretung 
der Interessen dieser Schichten auf ihre Fahnen geschrieben. 

FSLN und FMLN erklären, eine möglichst breite Einbeziehung der Bevöl- 
kerung in die politischen Entscheidungen anzustreben. Grundsätzlich soll 
die Beteiligung der Bürger nicht auf die Parteien beschränkt bleiben, son- 
dern weitere gesellschaftliche Organisationen umfassen. Sie soll über den 
Rahmen der liberalen Parteiendemokratie hinausgehen und auf die Auf- 
hebung der Trennung zwischen Gesellschaft und politischer Sphäre zie- 
len.22 


20 Beispiel Nicaragua: Zu den Präsidentschafts-, Parlaments- und Kommunalwahlen 1996 
traten 33 Parteien an. Um das Präsidentenamt bewarben sich 23 Kandidaten. Nahezu jede 
politische Strömung trat in mehrere Parteien aufgespalten und diese wiederum mit eige- 
nem Präsidentschaftskandidaten an. Die Gründe für diese Zersplitterung wiederholen sich 
in ganz Mittelamerika: Sie liegen erstens im Partikularinteresse des jeweiligen Wirt- 
schaftsclan- bzw. Sippenchefs, staatliche Pfründe für die eigene Klientel zu nutzen; in 
Verfolgung dieses Ziels sind Parteispaltungen nichts Unübliches. Zweitens liegen sie im 
Mangel an Bereitschaft zu Kooperation und Unterordnung vor allem in der Eroberung der 
Spitzenposition, der deutlich machistische Züge trägt. Nicaraguas Konservative haben 
sich allein aus diesem Grund in den letzten Jahren mehrfach gespalten. Ebenso ist die 
Bildung einer politischen Mitte aus mehreren Parteien an ebendiesem Verhalten ge- 
scheitert. 

21 Die FSLN hat 336.000 Mitglieder, wie die Einschreibungskampagne im Frühjahr 1995 
ergab. Damit ist sie eine der größten Parteien Lateinamerikas (Nicaragua hat eine Bevöl- 
kerung von knapp viereinhalb Millionen). Die FMLN ist erheblich kleiner. 

22 »Demokratie heißt nicht nur Wahlen. Es ist sehr viel mehr. Für einen Revolutionär, einen 
Sandinisten bedeutet es Beteiligung des Volkes an den politischen, wirtschaftlichen, so- 
zialen und und kulturellen Angelegenheiten. Je mehr die Bevölkerung daran teilnimmt, 
um so demokratischer sind diese Angelegenheiten. Die Demokratie beginnt im wirt- 
schaftlichen Bereich, wenn die sozialen Ungleichheiten aufhören zu bestehen, wenn die 
Arbeiter und Bauern ihr Lebensniveau verbessern. Dann entsteht die wirkliche Demokra- 
tie, vorher nicht. Sind diese Ziele erst einmal erreicht, dehnt sie sich sofort auf andere Be- 
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In der Praxis ist dieses Modell schon bald gescheitert. Die FSLN ist nach 
den Wahlen 1984 zum parlamentarisch-repräsentativen Modell übergegan- 
gen und auch die FMLN hat sich im Zuge ihrer Integration in das politi- 
sche System EI Salvadors ab 1992 umorientiert. 

Dennoch haben beide Parteien programmatisch an der Vertretung der In- 
teressen der verarmten Bevölkerungsschichten festgehalten, nicht zuletzt 
wohl deswegen, weil diese rechnerisch die Bevölkerungsmehrheit ausina- 
chen. Dieses Festhalten bewirkte heftige innerparteiliche Kontroversen. 
Die diskutierte Alternative bestand im Wechsel zu einer klassen- bzw. 
schichtenübergreifenden Politik mit dem Ziel, das Wählerreservoir der po- 
litischen Mitte zu erreichen, um damit die Wahlchancen zu verbessern. Die 
Wahlniederlage in Nicaragua 1990 hatte ja gezeigt, daß sich die rechneri- 
sche Mehrheit keineswegs automatisch in eine elektorale umsetzt. Diese 
Option unterlag jedoch in beiden Parteien und konstitutierte sich fortan als 
eigene Partei.3 

Wie schwierig jedoch eine Vertretung dieser Interessen im Rahmen des 
Parlaments ist, selbst wenn es sich um die der gesellschaftlichen Mehrheit 
handelt, zeigt sich an der Politik der FSLN seit ihrem Machtverlust 1990. 
Im parlamentarischen Verhandlungsprozeß kann sie als oppositionelle 
Partei die Interessen ihrer Klientel nicht oder nur geringfügig durchsetzen 
und ist zu Kompromissen gezwungen. Dadurch gerät sie wiederholt mit 
der Erwartungshaltung ihrer Wählerbasis in Konflikt und sieht sich dem 
Vorwurf des 'Verrats’ ausgesetzt. Um sich ihrer sozialen Basis zu versi- 
chern, verleiht sie deren Anliegen durch außerparlamentarische Aktionen 
Nachdruck?*, was sich jedoch als zweischneidig erweist, da diese sich ge- 
gen die parlamentarische Arbeit und damit gegen demokratisch zustande- 
gekommene Entscheidungen richten. Mit solchen Aktionen entwertet die 
FSLN vor den Augen ihrer Basis diese Entscheidungen und unterminiert 
damit zugleich ihre eigene parlamentarische Arbeit. Enthält so einerseits 
der Versuch der außerparlamentarischen Durchsetzung dieser Interessen 


reiche aus, erstreckt sich auf das Feld der Regierung: das Volk beeinflußt dann seine Re- 
gierung, bestimmt seine Regierung. In einer späteren Phase bedeutet Demokratie die Be- 
teiligung der Arbeiter an der Leitung der Fabriken, Landwirtschaftsbetriebe, Kooperativen 
und sozialen Einrichtungen. Zusammenfassend gesagt ist Demokratie die Einmischung 
der Massen in alle Aspekte des gesellschaftlichen Lebens.« (Barricada, 24. 8. 1980) Diese 
radikale Demokratieauffassung vertrat noch ein Jahr nach dem Sieg Humberto Ortega, der 
sandinistische Verteidigungsminister. Die nicaraguanische Revolution hatte ein Demokratie- 
konzept wieder auf die Tagesordnung gerufen, das in seiner Radikalität in Amerika seit der ku- 
banischen Revolution nicht mehr in Angriff genommen worden war (Tangerınann 1981). 

23 In den Partido Democrätico (PD), in El Salvador und in das Movimiento de Renovaciön 
Sandinista (MRS) in Nicaragua. Das von beiden anvisierte Wählerreservoir der Mitte ist 
sehr klein, dementsprechend auch die Wählerbasis beider Parteien. 

24 Nach ihrer Wahlniederlage 1990 hat sie mehrfach zu diesem Mittel gegriffen und vor al- 
lem Managua tage-, manchmal wochenlang paralysiert (vgl. Rios 1995). 
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ein hohes politisches Risiko für dıe FSLN als parlamentarischer Partei und 
erweist sich andererseits, daß dies innerhalb des parlamentarischen Rah- 
mens ebenfalls nicht gelingt?, so offenbart sich ein Dilemma im Hinblick 
auf die Vertretung von Unterschichtsinteressen. 

Im Rahmen parlamentarischer Politik scheint eine solche Interessenvertre- 
tung nur um den Preis des Verlusts der sozialen Basis möglich zu sein, 
während die außerparlamentarische Interessensartikulation eine Gefähr- 
dung für die parlamentarischen Handlungsmöglichkeiten darstellt. Noch 
genießen die großen Parteien der Linken aufgrund ihres zweigleisigen 
Handelns eine relativ breite Zustimmung in der Bevölkerung, doch steht 
außer Frage, daß die parlamentarische Option - allein schon aus elektoralen 
Gründen - die Oberhand gewinnen wird. Als Folge davon findet eine Re- 
präsentation von Unterschichtsinteressen durch die Linksparteien zunch- 
mend in nur noch symbolischer Weise statt. 

In El Salvador ist das nicht anders: Nach ihrer Integration in das parlamen- 
tarische Systern haben die beiden Linksparteien FMLN und PD angesichts 
des Fortbestehens überkommener vordemokratischer Kräfte die Ver- 
teidigung der Regierbarkeit des demokratischen Regimes zur obersten 
Priorität deklariert, wie die übrigen Parteien auch. Für die beiden bislang 
stark an den Interessen ihrer Basis orientierten Parteien hat das zur Folge, 
daß statt der Verteidigung der Interessen ihrer sozialen Klientel nunmehr 
die Regierbarkeit des Landes zur Scheidelinie zwischen Freund und Feind 
wird. Der seit langem andauernde organisierte Protest gegen die Anpassungs- 
und Stabilisierungspolitik der Regierung gilt ihnen daher nicht mehr als legi- 
times und parlamentarisch zu vertretendes Anliegen, sondern er 

»wird von der Regierung und der Linken als wichtiger Baustein der Unregierbarkeit aufgefaßt. 
In dieser Phase der Befriedung (gemeint ist 1993-94, KDT) und Errichtung der Demokratie 
wird die auch früher übliche gewerkschaftliche Mobilisierung von jenen Linken und Rechten 
abgelehnt, die die neue soziale und politische Ordnung zu stützen versuchen« (Guido Rejar 
1995: 166). 

Im Maße, wie diese Parteien zunehmend auf die Vertretung besonderer 
Interessen verzichten und die Bindung an ihre traditionelle soziale Basis 


25 Bobbio beschreibt sehr eindringlich die Unverträglichkeit von parlamentarischem Prinzip 
und der Repräsentation von Partikularinteressen (Bobbio 1988: 35-63). 

26 Besonders deutlich ist die Aufgabe des klientelbezogenen zugunsten des Gesamtinteres- 
ses in der Abwehr jener sozialen Bewegungen festzustellen, die die Erfüllung der im 
Friedensabkormmen - das ja die Grundlage der neuen Demokratie darstellt - vereinbarten 
staatlichen Leistungen wie Land, Kredite, Ausbildung oder Beschäftigung einfordern. Die 
Proteste nehmen häufig militante Formen an. »Regierung und Oppositionsparteien haben 
diese Formen sozialen Ausdrucks als Bausteine der Unregierbarkeit und sogar der Desta- 
bilisierung der neuen 'demokratischen Ordnung’ im Aufbau betrachtet. Angesichts dieser 
Probleme verlangen sie nach höherer Effizienz der Polizei und nehmen zustimmend zur 
Kenntnis, daß sich die Streitkräfte (...) an Sicherheitsaufgaben beteiligen, wovon sie durch das 
Friedensabkommen gerade ausgeschlossen worden waren« (Guido Bejar 1995: 168). 
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nur noch zu elektoralen Zwecken aktivieren, wandelt sich die ehemals po- 
stulierte Wahrnehmung der Unterschichtsinteressen in deren bloße symbo- 
lische Repräsentation. Für diese Schichten bedeutet das umgekehrt, daß sie 
die Repräsentation ihrer Interessen in der politische Sphäre, wie sie in den 
ersten Nachkriegsjahren in El Salvador von der FMLN und in den ersten 
Jahren nach dem Machtwechsel in Nicaragua von der FSLN wahrgenom- 
men worden war, allmählich verlieren. 


5. Demokratien ohne Akzeptanz 


Bisher wurde die Frage der Demokratie in Mittelamerika anhand von Ent- 
stehungsfaktoren, Institutionen und Organisationen behandelt. Im folgen- 
den Kapitel sollen die Meinungen und Haltungen der Menschen vorgestellt 
werden, von denen die Festigung demokratischer Verhältnisse letztlich ab- 
hängt. Damit sind im Unterschied zur Transitions- und Konsolidierungs- 
forschung nicht die politischen Akteure und ihre mehr oder weniger demo- 
kratischen Auffassungen gemeint, sondern die Bevölkerung und ihre Hal- 
tung zu den demokratischen Regimes. Wie die folgenden Umfrageergeb- 
nisse belegen, ist das Vertrauen in die jungen Demokratien gering. 

In Nicaragua hat sich dieses Vertrauen nach der Transformation des sandi- 
nistischen Systems in eine liberale Demokratie (1990) drastisch verringert 
(CID-Gallup 1992: 5, 11f). Ein Jahr nach dem Wechsel, 1991, war etwas über 
die Hälfte der Bevölkerung der Meinung, daß die Regierung ihre Interes- 
sen nicht vertrete; 1992 war dies bereits bei 72% der Fall und zwei Drittel wa- 
ren der Ansicht, daß auch die Parteien sich nicht um die Lösung der Probleme 
der Bevölkerung kümmerten (L.E.N. 1993: 8). Der repräsentative Aspekt der 
Demokratie stieß auf komplette Ablehnung: 98% (!) der Befragten mein- 
ten, damit »wirkliche Demokratie« herrsche, müsse »das Volk zu wichti- 
gen Entscheidungen konsultiert und an der Problemlösung beteiligt wer- 
den« (LE.N. 1993: 15; Delgado 1994: 308). Von einer Akzeptanz des par- 
lamentarischen Repräsentationsprinzip ist hier nichts zu erkennen. 

In Guatemala bietet sich ein ähnliches Bild. Eine umfragengestützte Studie 
konstatiert eine »allgemeine Enttäuschung (...) im Hinblick auf die Instru- 
mente der formalen Demokratie (und) noch mehr im Hinblick auf die poli- 
tischen Institutionen und die staatlichen Organe.« Nur 11,4% der Befragten 
sehen im Wählervotum einen geeigneten Mechanismus, die Probleme des 
Landes zu lösen (Gälvez 1995: 94ff). Von allen Ländern Mittelamerikas 
weist Guatemala die höchste Wahlabstinenz auf. Während in den anderen 
Ländern die jeweiligen Wahlbeteiligungen als ausreichende Legitimation 
angesehen werden, deutet die rund 70%ige Abstinenz in Guatemala darauf 
hin, daß hier das politische System nicht als legitime Interessenvertretung 
akzeptiert ist (Torres-Rivas 1991: 11; Jonas 1994). Diese Vermutung 
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scheint besonders deshalb berechtigt, weil die Abstinenz trotz Regierungs- 
und sogar Regimewechseln nicht abgenommen, sondern im Gegenteil von 
Wahl zu Wahl zugenommen hat.?? 

Die Daten für Z/ Salvador sind nicht weniger ernüchternd. Auch hier betrach- 
tet eine Mehrheit der Bürger Wahlen, die ja immerhin das einzige Instrument 
der Bürger zur politischen Einflußnahme darstellen, nicht als taugliches In- 
strument. 54,9% meinen, diese verliefen nie oder nur selten sauber (Briones/ 
Ramos 1995: 279). Die Institutionen kommen nicht besser weg. Drei 
Fünftel der Bevölkerung (60,2%) halten das Justizwesen für »immer oder 
häufig ungerecht« und etwa ebensoviele (59,2%) lehnen Parteien ab, da sie 
ihre Interessen nicht vertreten sehen, und 43,6% haben kein Vertrauen in 
das Parlament. Knapp die Hälfte (47,1%) ist der Ansicht, die Regierung 
handele nie oder nur selten zum Wohle der Bevölkerung (ebd.: 256f). 

Auf zwei Ergebnisse zu El Salvador sei noch hingewiesen. Zum einen, daß 
negative Auffassungen bei den besser Informierten weiter verbreitet sind 
als bei den weniger Informierten. Das verweist auf den erstaunlichen Zu- 
sammenhang, daß »die höchsten Indizes für Vertrauen an ebenso hohe In- 
dizes von Unkenntnis über die entsprechenden Instanzen geknüpft (sind).« 
Zustimmung und Vertrauen in die demokratischen Institutionen ent- 
springen also eher der Unkenntnis als demokratischer Überzeugung (ebd.: 
262). Zum anderen besteht eine vergleichbare Korrelation in bezug auf die 
Schulbildung. Je niedriger diese ist, desto weniger interessieren sich die 
Befragten für Politik, haben keine Meinung oder äußern sich nicht. Kritik 
am politischen System ist in dieser Bevölkerungsgruppe, die zugleich über 
die geringsten Einkommen verfügt, am wenigsten ausgeprägt. 
Bemerkenswert sind diese Untersuchungen auch deshalb, weil sie schicht- 
spezifische Aussagen ermöglichen. Die untersten sozialen Gruppen sehen 
ihre bedrückendsten Probleme im wirtschaftlichen Bereich, gefolgt von so- 
zialen Problemen, während politische an letzter Stelle folgen (ebd.: 266f). 
Das ist nicht überraschend, wenn man in Rechnung stellt, daß sich an der 
wirtschaftlichen Not nach dem Friedensabkommen nichts gebessert hat, 
sondern eher das Gegenteil eintrat.2® 


27 Die Wahlbeteiligung ist zwischen 1982 und 1991 von weniger als der Hälfte der Wahlbe- 
völkerung auf weniger als ein Drittel zurückgegangen (Torres-Rivas 1991: 11, 14f). Bei 
den letzten Präsidentschaftswahlen lag die Wahlabstinenz (der Eingeschriebenen) in der 
ersten Runde (November 1995) bei 54%, in der zweiten Runde (Januar 1996) bei 63%. 
Nur rund 70% der Berechtigten hatten sich einschreiben lassen (envio 167: 23f). Von al- 
len staatlichen Institutionen genießt in Guatemala das Parlament die geringste Wertschät- 
zung, gefolgt vom Justizwesen und den Parteien, während der Exekutive etwas mehr ver- 
traut wird: Ganze 11,7% geben an, Vertrauen in das Parlament zu haben, 13,1% in das Ju- 
stizwesen, nur 13,9% vertrauen den politischen Parteien und 35,8% der Regierung 
(Gälvez 1995: 102). 

28 Trotz der Befriedung der Region und der Einführung der Demokratie mit dem Verspre- 
chen einer Besserung haben sich seither die sozioökonomischen Bedingungen, die in den 
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Im einzigen Land mit vergleichsweise langer demokratischer Tradition, 
Costa Rica, wird zwar das Vorgehen der staatlichen Institutionen erstaunli- 
cherweise ähnlich negativ beurteilt. Hier sind 59,3% der Bevölkerung der 
Auffassung, die Parteien verträten nicht die Interessen der Bürger, 50,2% 
sind der Meinung, das Parlament verdiene nicht das Vertrauen der Bevöl- 
kerung und 46% halten das Justizwesen für nicht gerecht.2? Doch gibt es 
einen entscheidenden Unterschied zu den übrigen Ländern Mittelamerikas 
in der Bewertung der Wahlen und der Exekutive: 82,5% halten die Wahlen 
für sauber und 55,8% meinen, die Regierung »arbeite für das Wohl des 
Landes«. Die Wahlbeteiligung liegt hier im Durchschnitt bei über 80% 
(Sojo 1995: 154ff). 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Bevölkerung Mittelamerikas - 
mit Ausnahme Costa Ricas - die Institutionen und Handlungen der demo- 
kratischen Regimes mehrheitlich nicht für vertrauenswürdig hält. Diese Er- 
gebnisse beziehen sich auf das zentralstaatliche Institutionen- und Normen- 
gefüge und das Regierungshandeln. Die Bevölkerung sieht sich von diesen 
Instanzen nicht vertreten. Damit erweist sich die Repräsentation gesell- 
schaftlicher Interessen in den demokratischen Institutionen als fehlge- 
schlagen. Die Funktionsweise der neuen Demokratien beruht offensichtlich 
weniger darauf, daß diese von demokratischen Individuen getragen als von 
»apathischen« geduldet werden. 

Man kann annehmen, daß in Gesellschaften mit vergleichbaren sozioöko- 
nomischen Daten wie in Mittelamerika die Akzeptanz gleich welchen poli- 
tischen Systems ebenfalls nicht sehr hoch sein wird. Hinzu kommt die ge- 
ringe Neigung oder Fähigkeit der jungen Demokratien, die wirtschaftliche 
Lage der armen Bevölkerungsmehrheit zu verbessern, was cher die Enttäu- 
schung als die Zustimmung gefördert hat. Ohne eine Verbesserung des Le- 
bensniveaus ist eine demokratische Konsolidierung schwer vorstellbar.® 


70er Jahren zu den revolutionären Auseinandersetzungen geführt haben, nicht verbessert, 
sondern im Gegenteil in mancher Hinsicht sogar verschlechtert, wie in der Einkommens- 
verteilung (siehe Fußnote 17). 

29 Hierin drückt sich eine neue Tendenz aus. Seit Beginn der 90er Jahre nehmen die negati- 
ven Urteile zu. Während 1988 die Frage, ob das Justizwesen Vertrauen verdiene, noch 
von 43% bejaht wird, gilt das 1994 nur noch für 27%. Ähnlich die Auffassung über das 
Parlament: 1988 sind 28% der Meinung, es »tauge nichts«. 1994 hat sich deren Anzahl 
auf 41% erhöht (Sojo 1995: 159). 

30 Diese Aussage scheint von Meinungsumfragen insofern bestätigt zu werden, als selbst die 
tiefgreifenden politischen Veränderungen der letzten Jahre in der Hälfte der Bevölkerung 
offenbar keinen Eindruck hinterlassen haben. Die hier angeführten Daten stammen vom 
Anfang 1994, also zwei Jahre nach Beginn des Transformationsprozesses in El Salvador. 
Bereits drei Jahre zuvor, Anfang 1991 und damit ein Jahr vor dem Friedensabkommen, 
waren nahezu die gleichen Ergebnisse ermittelt worden (Briones/Ramos 1995: 258f). So 
ist zu vermuten, daß der mittlerweile vier Jahre währende Transformationsprozeß die 
Wahrnehmung des politischen Systems nicht verändert hat, wie auch eine Umfrage von 
Ende 1995 belegt (TUDOP- UCA 1995). Auf die 1994 gestellte Frage, ob in El Salvador 
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Die Staaten Mittelamerikas haben das von der Modermisierungstheorie an- 
gegebene Einkommensniveau als Schwelle zur Möglichkeit von Demokra- 
tie inzwischen erreicht, doch als wichtiger für eine Stabilisierung der De- 
mokratie erweisen sich Faktoren wie Verteilungsgerechtigkeit und die 
Schaffung institutioneller Repräsentationsmechanismen für die Unter- 
schichtsinteressen. Die Umfragen haben gezeigt, daß die für entwickelte 
Demokratien typische auf Wahlen beschränkte Repräsentation die Bevöl- 
kerung nicht anspricht. 


6. Akzeptanz nicht-delegativer Repräsentationsformen 


Erst wenn wir die Ebene des staatlichen Institutionen- und Normengefüges 
und des Regierungshandelns verlassen und uns niedrigeren Politikebenen 
zuwenden, die statt symbolischen Handelns die Chance zur praktischen 
Einflußname versprechen, finden wir eine weniger ablehnende Haltung zur 
Politik vor. Der Wechsel von der zentralstaatlichen Politikebene zur de- 
zentralen, lokalen oder gremialen beinhaltet zugleich eine andere Blick- 
richtung. Haben wir in der bisherigen Darstellung das Augenmerk auf die 
politischen Systeme und ihre Schwierigkeiten mit der demokratischen 
Konsolidierung gerichtet, sozusagen von oben geblickt, so schauen wir 
jetzt aus der anderen Richtung, nämlich von den politischen Handlungs- 
formen her, in denen sich die Interessen besonders jenes Bevölkerungsteils 
ausdrücken, der sich von der zentralstaatlichen Politikebene ausgeschlos- 
sen fühlt. 

Es ist insbesondere die Lokalpolitik, an die andere Politikerwartungen ge- 
richtet werden. Eine ähnlich hohe Ablehnung wie die zentralen staatlichen 
Institutionen erfahren die lokalen nicht. Einige formelle staatliche Institu- 
tionen der Lokalpolitik erfreuen sich sogar einer deutlich höheren Wert- 
schätzung. Diese Anerkennung wächst ihnen im Unterschied zu den zen- 
tralstaatlich orientierten Institutionen aus dem Grund zu, weil sie die Arti- 
kulation partikularer Interessen in nicht-delegativer Form zulassen. Sie 
bieten direkte Partizipationsmöglichkeiten an und ermöglichen die Erfah- 
rung eigener Einflußnahme. Dasselbe gilt für informelle Institutionen der 
Zivilgesellschaft. In beiden Fällen handelt es sich um unmittelbare Politik- 
formen im Unterschied zum symbolischen politischen Handeln. 

Einer Studie über El Salvador zufolge ist die Partizipation an lokaler insti- 
tutioneller Politik auf dem Land überraschenderweise hoch, während sie in 
größeren Gemeinden (ab 40.000 Einwohner) sehr gering ist.?! In den 


Demokratie und wirkliche politische Freiheit bestehe oder ob alles so geblieben sei wie 
vor dem Friedensabkommen, antwortete knapp die Hälfte (46%), es sei alles so wie frü- 
her. 42% meinten, es existiere Demokratie (Briones/Ramos 1995: 245). 

31 Die Untersuchung wurde 1994 im Auftrag des Büros für Wohnungs- und Stadientwick- 
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Städten ist demgegenüber eine höhere Beteiligung an der zentralstaatlichen 
Politik als auf dem Land ermittelt worden. Es zeigt sich hier im Vergleich 
mit den Haltungen zur zentralstaatlichen Politikebene ein umgekehrtes Re- 
sultat. Es läßt sich sagen, daß dort, wo die eigene Beteiligung die Chance 
auf Einflußnahme verspricht, d. h. vor allem auf dem Land und in kleinen 
Gemeinden, die Partizipation vergleichsweise hoch ist. Wo diese Chance 
nicht besteht, ist sie niedrig. Die Studie konstatiert eine enge Korrelation 
zwischen einer positiven Einschätzung der politischen Leistungen auf lo- 
kaler Ebene und einer positiven Haltung zur zentralstaatlichen Politik, die 
über die Partizipationserfahrung auf der lokalen Ebene vermittelt ist (Selig- 
son/Cördoba 1995: 31) Das ist außerordentlich bemerkenswert, besagt es 
doch nichts anderes, als daß die positive oder negative Haltung zur zentral- 
staatlichen Politik und den staatlichen Instanzen von der Bewertung der 
Politik auf der lokalen Ebene geprägt ist. 

Ein erheblicher Bevölkerungsteil, namentlich der Unterschichten, bildet 
sich seine Meinung gegenüber dem demokratischen Regime und zur De- 
mokratie überhaupt auf lokaler Ebene, wobei dies um so mehr der Fall ist, 
wo die Partizipation an der lokalen Politik hoch ist.?? Hier zeigt sich eine 
spezifische Konstitutionsvariante politischer Haltungen, die bislang für El 
Salvador nachgewiesen ist, aber - mit der eventuellen Ausnahme Costa Ri- 
cas - so ähnlich auch in den anderen Ländern Mittelamerikas angenommen 
werden muß: Die Haltung zum politischen System insgesamt konstituiert 


lung des USAID mit dem Ziel durchgeführt, die lokale Partizipation und die Haltung ge- 
genüber den Lokalverwaltungen zu ermitteln. Die zugrundeliegenden Meinungsumfragen 
wurden in allen fünf Ländern Mittelamerikas angestellt. Unter Partizipation wird Teilnahme an 
Sitzungen der lokalen Regierungen verstanden. In einigen Ländern Mittelamerikas 
(Honduras, El Salvador, Nicaragua) finden mehrmals jährlich derartige Sitzungen als 
»cabildos abiertos« (offene Bürgerversammlungen der ganzen Gemeinde) statt. Die Be- 
teiligung während zwölf Monaten (1994-95) lag im mittelamerikanischen Durchschnitt 
bei 11,3%. In El Salvador lag sie deutlich höher (Wahljahr 1994). Während die Partizipa- 
tion in vom Krieg nicht berührten Gebieten und in Städten allerdings sehr gering war, lag 
sie in ländlichen Gebieten erheblich höher und erreichte in den Gegenden, in denen die 
Unterstützung für die FMLN am höchsten ist, über 50% bei Frauen und mehr als zwei 
Drittel bei Männern (Seligson/Cördoba 1995: 23ff). 

32 In der erwähnten Untersuchung wird keine Korrelation zwischen Partizipation als solcher 
und Unterstützung des politischen Systems hergestellt, aber eine solche zwischen Partizi- 
pation und positiver Leistung der Lokalregierung etabliert, wobei die Erfahrung von der 
Wirkung des eigenen Handelns von Bedeutung ist. In den Gegenden, in denen die Partizi- 
pation an der lokalen Politik am höchsten ist - besonders Gebiete mit großer FMLN- 
Wählerbasis - fällt die Bewertung der Leistungen der Lokalregierung am positivsten aus. 
An dieser Korrelation von Zufriedenheit mit den Leistungen der lokalen Politik und Un- 
terstützung des politischen Systems, Toleranz und demokratischen Normen zeigt sich, daß 
eine positive Haltung zum System bei einem Großteil der BürgerInnen dort wurzelt, wo 
ein unmittelbarer Einfluß auf politische Entscheidungen besteht. Die Partizipation ist in 
Mittelamerika nicht durchgängig gleich hoch. Sie ist auf lokaler Ebene in EI Salvador hö- 
her als in den Nachbarländern (Seligson/Cördoba 1995: 26). 
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sich nicht so sehr über die Bewertung der zentralstaatlichen politischen 
Sphäre, sondern nimmt den »Umweg« lokaler Politikerfahrung. 

Hinter dieser für etablierte Demokratien eher untypischen Bedeutung der 
lokalen Politikebene kommt ein grundsätzliches Phänomen zum Vor- 
schein: Anders als in konsolidierten Demokratien kommt in Mittelamerika 
der Ebene des symbolischen politischen Handelns kaum eine integrative 
Funktion zu, statt dessen konstituieren bei der Mehrheit der Bevölkerung 
direktere Formen politischer Erfahrung die Haltung zur zentralstaatlichen 
Politiksphäre und bilden damit das Fundament für die Akzeptanz oder 
Ablehnung der politischen Regimes. 

Die direkte Politikform tendiert im Gegensatz zum atomisierenden Cha- 
rakter symbolischer Politik zu kollektiven Haltungen. Im staatlich-institu- 
tionellen Rahmen erhält diese Politikform einen besonderen Charakter. 
Während nämlich andere direkte Formen partikularer Interessensartikulati- 
on, etwa gewerkschaftliche, im Kern darin bestehen, Einzelinteressen zu 
kollektiven Partikularinteressen zu bündeln, geschieht im Rahmen staatli- 
cher Institutionen wie der Lokalpolitik etwas anderes: In der Vermittlung 
unterschiedlicher Positionen bilden sich überpartikulare Kompromisse und 
Haltungen heraus.?? Seligson und Cördoba haben entsprechende Ergeb- 
nisse ermittelt: In Gegenden mit hoher Partizipation besteht eine Korrelati- 
on mit Indizes hoher Toleranz und anderen demokratischen Eigenschaften 
(Seligson/Coördoba 1995: 28f). 

Von den erwähnten Umfragen erscheinen mir besonders drei Aspekte von 
besonderer Bedeutung zu sein: Zunächst zeigen die Ergebnisse, in welch 
erstaunlich hohem Maße die zentralstaatlichen Institutionen und das Regie- 
rungshandeln der demokratischen Regimes noch zehn Jahre nach ihrer Ein- 
führung und fünf Jahre nach der Befriedung der Region in der Bevölke- 
rung auf Ablehnung stoßen. Zum anderen zeigen sie eine deutlich andere 
politische Einstellung der Bürger, sobald es um die Politikebene geht, die 
diesen über symbolisches Handeln hinaus reale Partizipationschancen bie- 
tet. Dort ist besonders hervorzuheben, daß es diese partizipativen Erfah- 
rungen sind, die erheblich zur Konstitution der Einstellung zur lokalen wie 
zur zentralstaatlichen Politikebene beitragen und die Entstehung demokra- 
tischer Haltungen fördern. Und schließlich die Schlußfolgerung, daß weder 
die zentralstaatlichen Institutionen und Normen, noch das wichtigste In- 
strument symbolischer Partizipation an politischen Entscheidungen, die 
Wahlen, eine nennenswerte integrative Funktion haben. Damit setzt sich 


33 So auch Barber: Die öffentlichen Zwecke - wie er sie nennt - »werden buchstäblich im 
Akt der öffentlichen Partizipation geformt und durch gemeinsame Beratung wie gemein- 
sames Handeln geschaffen, wobei eine besondere Rolle spielt, daß sich der Gehalt und die 
Richtung von Interessen ändert, sobald sie partizipatorischen Prozessen dieser Art ausge- 
setzt sind« (Barber 1994: 148). 
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die soziale Spaltung der Gesellschaft unvermittelt auf der politischen Ebe- 
ne in die Trennung von Gesellschaft und politischer Entscheidungssphäre 
fort. Die politische Integration der Gesellschaft scheint ohne Einbeziehung 
gesellschaftlich akzeptierter Repräsentations- und Partizipationsmechanis- 
men nicht möglich zu sein. 


7. Partizipative Politikformen 


Ein breites Spektrum gesellschaftlicher Interessen ist in Mittelamerika 
nicht parlamentarisch, sondern außerparlamentarisch repräsentiert, so in 
Gewerkschaften, Kleinbauern- und Landarbeiterbewegungen, Unterneh- 
mer- und Selbständigenverbänden, Nachbarschafts-, Ökologie-, Frauenbe- 
wegungen und vielen mehr. Viele dieser Interessensorgane verfügen über 
eine erhebliche soziale Basis und üben einen starken Einfluß auf das politi- 
sche Leben aus. Die Schwäche der Parteien und der Mangel an Vermitt- 
lungsmechanismen zwischen Staat und Gesellschaft? und hat dazu ge- 
führt, daß diesen Organisationen traditionell die Repräsentation der kol- 
lektiven Interessen gegenüber der staatlichen Sphäre zugewachsen ist. 

Der wesentliche Aspekt in diesem Zusammenhang ist, daß diese politi- 
schen Instanzen vorwiegend in nicht-delegativen Partizipations- und Re- 
präsentationsformen agieren. Dabei ist zu betonen, daß Politik in Mittel- 
amerika in erheblichem Maße in diesen unmittelbareren Formen stattfindet. 
An drei Beispielen sollen Wirkungsbereich und Grenzen partizipativer Po- 
litikformen vorgestellt werden. Zwei von ihnen sind im lokalpolitischen 
Bereich angesiedelt und das dritte entstammt dem Bereich kollektiver In- 
teressenvertretungen. 

Der erste Bereich, der sich für politisches Handeln in nicht-delegativen 
Formen anbietet, ist die schon erwähnte lokale Politik im staatlich-institu- 
tionellen Rahmen. Die Form politischer Partizipation ist hier weitgehend 
direkt. Sie bezieht sich im wesentlichen auf das Rathaus oder die Munizipal- 
verwaltung und kanalisiert politische Interessen in die staatliche Sphäre. 


34 Gewerkschaften und andere Organisationen erarbeiten seit längerem konkrete Vorschläge 
zur Behebung des »Mangels an wirksamen Vermittlungsinstanzen zwischen Gesellschaft 
und Staat« (Rivera 1995: 246). Dabei geht es um institutionelle Strukturen, nachdem in 
den Vorjahren Erfahrungen mit ersten Verhandlungsforen in Form »nationaler Forde- 
rungskataloge der Zivilgesellschaft (gemacht worden sind), so in Guatemala (Instancia 
Nacional de Consejo; Asamblea de Sectores Civiles) und in Honduras (Plataforma de 
Lucha, Coordinadora de Organizaciones Populares)« (Rivera 1995: 241). 1994 ist eine In- 
stanz geschaffen worden, die eine mittelamerikanische Koordination der Zivilgesell- 
schaften anstrebt, die »Iniciativa Civil para la Integraciön Centroamericana«, ICIC. In je- 
dem Land nehmen Organisationen von Bauern- bis zu ökologischen Organisationen daran 
teil und koordinieren auf supranationaler Ebene ihre Forderungen und Vorschläge. Auch 
hier ist eines der Themen die Schaffung institutioneller Vermittlungsmechanismen zwi- 
schen Gesellschaft und Staat (ICIC 1996). 
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Neben dieser institutionellen Lokalpolitik bestehen in Mittelamerika zahl- 
reiche weitere lokalpolitische Ansätze, die nicht vorrangig auf die institu- 
tionelle Einbringung von Interessen, sondern auf ein vempowerment« der 
Bevölkerung unabhängig von den staatlichen lokalen Instanzen abzielen. 
Dabei werden nach einer Verständigung über die drängendsten Probleme 
in den jeweiligen Gemeinden Handlungsoptionen entwickelt, deren poten- 
tielle Wirkung vor allem von der Zahl der Beteiligten abhängt. Derart auf 
Partizipation gegründete lokale Initiativen sind oftmals bald in der Lage, 
die institutionelle Lokalpolitik zu beeinflussen und diese auf eine stark 
partizipative Grundlage zu stellen.>> 

Die dritte Variante betrifft die sehr einflußreichen kollektiven Interessens- 
organe (ländliche Organisationen, Arbeiterorganisationen, soziale Bewe- 
gungen usw.), die die hauptsächlichen Artikulationsinstanzen der Unter- 
schichten darstellen und unter denen die Zusammenschlüsse von Klein- 
und Mittelbauern das größte Gewicht haben. Diese Organe bündeln die 
vielen Einzel- zu Kollektivinteressen auf weitgehend partizipativer Grundlage. 
Allerdings sind weder die lokalen politischen Organe noch die Kollek- 
tivorganisationen auf den lokalen Raum beschränkt. Beide verfügen über 
regionale oder auch nationale Koordinationen. Auf der Ebene dieser höhe- 
ren Repräsentationsstufen besteht die Möglichkeit direkter Partizipation 
nicht mehr und es werden delegative Politikformen notwendig. Die nicht- 
delegative Partizipationsform stößt hier schnell an ihre Grenzen und bleibt 
im wesentlichen auf die unteren organisatorischen Fbenen beschränkt. Sie 
erweist sich nicht nur als lokal, sondern auch inhaltlich beschränkt, da die 
Begrenzheit des lokalen Rahmens für die Behandlung darüber hinausge- 
hender allgemeiner politischen Fragen nicht geeignet ist. 

Obgleich also auch diese Organe partizipativer Politikformen nicht auf die 
delegative Repräsentation verzichten können, ist die Wirkung der delegati- 
ven Form dennoch eine andere bei der staatlichen symbolischen Reprä- 
sentation. Im Unterschied zum Delegationsprinzip des parlamentarisch- 
repräsentativen Systems, wo der Delegierte die »Interessen (der Repräsen- 
tierten) nach eigenem Gutdünken interpretieren kann« (Bobbio 1988: 41), 
verfügt der Delegierte in diesen Organen zumeist nur über Vertretungs- 
und in wesentlich geringerem Maße über Verhandlungsmacht, da er einem 


35 In Mittelamerika kommt den Munizipien traditionell eine geringe institutionelle Bedeu- 
tung zu. Die politischen Parteien verfügen in der Regel über kein lokalpolitisches Kon- 
zept. Die zentraistaatliche Politik gegenüber den Munizipien trägt zumeist paternalistische 
Züge und wird weitgehend ohne Einbeziehung der Bevölkerung implementiert. Die sy- 
stematische Bedeutung des Lokalen als Ort für empowerment hat erst die Ende der 80er 
Jahre enstandene Kommunalbewegung entdeckt. Empowerment-orientierte Bewegungen 
haben sich inzwischen in ganz Mittelamerika gebildet und verfügen über diverse Koordi- 
nationen (vgl. zu Nicaragua: Desarrollo Municipal 1996). 
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stärkeren imperativen Druck unterliegt. Die delegative Repräsentation be- 
wahrt auf diese Weise einen gewissen Anschein von Unmittelbarkeit. 
Diejenigen Koordinationsebenen allerdings, in denen die Notwendigkeit 
der Verhandlung und des Kompromisses vorherrscht, vor allem die natio- 
nalen und supranationalen, unterliegen derselben Gefahr des Legitimati- 
onsverlusts, die weiter vorn anhand der Linksparteien geschildert wurde. 
Hier sind die Repräsentationswege zu lang und eine Kontrolle durch die 
Repräsentierten ist kaum noch möglich. Als um so notwendiger erweist 
sich das Instrument der Rechenschaftslegung und die innerorganısatorische 
Demokratie (Rivera 1995: 244ff). Tatsächlich ist in vielen dieser Organi- 
sationen und auch der Dachverbände eine Diskussion über interne Demo- 
kratie ausgebrochen. 

Wie im Bereich der Lokalpolitik, so kann auch die partizipative Politik- 
form der Interessenverbände nicht die parlamentarisch-repräsentative Poli- 
tik ersetzen. Allerdings bildet sie die komplementäre Politikform, die als 
politische Artikulationsform vor allem der unteren Bevölkerungsschichten 
anzusehen ist. 
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PROKLA 106 (März 1997): Klassen und Politik in Deutschland 


In den gewerkschaftlichen Debatten gelten Linke vielfach als ewig- 
gestrige »Traditionalisten«, diejenigen, die nicht nur auf Kooperation 
mit dem Kapital, sondern gleich auf Co-Management setze dagegen als 
entschiedene »Modernisierer«. Bei den Unternehmern wird nicht nur 
der Flächentarifvertrag in Frage gestellt, sondern die Existenz der eige- 
nen Verbände gleich mit. Das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital 
scheint sich in Deutschland neu zu strukturieren. Ist dies alles nur eine 
Anpassung an die europäisch-nordamerikanische Normalität oder drük- 
ken sich hier grundsätzliche Veränderungen aus? In Deutschland neh- 
men die Geldvermögen nicht nur immer schneller zu, die Politik unter- 
wirft sich auch immer stärker der Logik ihrer Verwertung. Die Kehr- 
seite des privaten Reichtums ist die Öffentliche Armut. Welche Rolle 
kann unter diesen Umständen noch ein Sozialstaat spielen? Leistet sich 

| jetzt auch der entwickelte deutsche Kapitalismus die langfristige Exklu- 
sion einer »Underclass«? 


Eric Hershberg 


Demokratischer Übergang und 
Sozialdemokratie in Spanien 
Kritische Überlegungen zur Konstruktion von Idealtypen! 


Mittlerweile ist mehr als ein halbes Jahr vergangen, seit es der knappe 
Wahlsieg der Volkspartei oder Partido Popular (PP) der spanischen Rech- 
ten ermöglichte, zum ersten Mal seit dem Ende der Franco-Ära eine Regie- 
rung zu stellen. Die Angelegenheit war komplizierter, als man vor den 
Wahlen am 3. April voraussehen konnte. 

Die vor der Wahl erhobenen Meinungsumfragen zeichneten die amtierende 
Spanische Sozialistische Arbeiterpartei (PSOE) nach mehr als einem Jahr- 
zehnt an der Macht als durch und durch diskrediert aus. Sie war auf Grund 
einer Reihe weithin bekanntgewordener Skandale in ihrer Substanz ange- 
kratzt. Gleichwohl - nach der Stimmenauszählung überrundeten Jose Maria 
Aznars Konservative Felipe Gonzälez und die PSOE mit lediglich einem 
Prozent der abgegebenen Stimmen. Zum bittersüßen Ende seiner so trium- 
phal begonnenen Kampagne wurde Aznar letztlich nur deshalb Premier- 
minister, weil sich die PP mit jenen regionalen Mitte-Rechts-Parteien, die 
Aznar während der Wahlkampagne öffentlich verunglimpft hatte, zusam- 
mentat. In der Folge bildete sich eine ziemlich seltsame Koalition, in der 
sich die marktorientierten Europhilen der spanischen Peripherie mit den 
Erben eines denkbar rigiden insularen Zentralismus vereint fanden. Diese 
Allianz muß nicht unbedingt länger halten als jene frühere, die während 
der Transitions- oder Übergangsperiode vor sich hin gekränkelt hatte, das 
heißt zwischen 1977 und 1982: dem Jahr, in dem Adolfo Suärez’ Union 
des Demokratischen Zentrums (UCD) zerfiel, obwohl sie den Grundsatz 
reformistischen Vorgehens gegenüber den auf einen Bruch, die ruptura, 
abzielenden Ambitionen der Opposition verankern konnte. Erst mit der 
Zeit wird sich zeigen, inwieweit die spanische Rechte - und zwar zum er- 
sten Mal - dazu in der Lage ist, in Übereinstimmung mit der Bevölkerung 
zu regieren. 


1 Der nachfolgende Beitrag ist die überarbeitete Fassung eines Vortrags an der Universität 
Princeton vom Frühjahr 1996. Ich möchte mich an dieser Stelle bei den Diskussionsteil- 
nehmern für Hinweise und bei Eduardo Subirats für die Organisation der Gesprächsrunde 
bedanken. 
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Auf den ersten Blick erscheint diese Möglichkeit nicht sehr wahrschein- 
lich, auch wenn sich inzwischen die sozialen, ideologischen und regionalen 
Spannungen, welche die spanische Gesellschaft in dem Jahrhundert vor 
General Francisco Francos Tod im Jahre 1975 heimgesucht hatten, ver- 
ringert haben. Bei der Ehe zwischen der PP und den Regionalparteien han- 
delt es sich um eine reine Zweckgemeinschaft. Das heißt, man muß davon 
ausgehen, daß sich der Verwirklichung einer Politik, die diesem Bündnis 
größere Stablität verleihen möchte, mächtige Interessen widersetzen. Bevor 
wir allerdings die Möglichkeit einer längeren konservativen Regierungszeit 
ganz abtun, sollten wir uns in Erinnerung rufen, daß die letzten zwanzig 
Jahre der spanischen Geschichte noch viel unwahrscheinlichere Entwicklun- 
gen gezeitigt haben. Und während es unsicher ist, ob eine längere, von einer 
rechtslastigen Regierung bestimmte Periode bedeutende Wirkungen entfaltet, 
läßt die jüngste spanische Geschichte vermuten, daß das Schicksal der neuen 
konservativen Regierung auch in den intellektuellen Kreisen jenseits der iberi- 
schen Halbinsel ein breites Echo finden wird. 

Dieser Essay will weniger die Zukunft voraussagen als vielmehr die neue- 
ren Trends und Veränderungen der spanischen Politik, wie sie sich dem 
außenstehenden Beobachter darstellen, analysieren. Ob wir uns nun auf 
den akademischen Diskurs oder aber auf die öffentlichen Debatten kon- 
zentrieren, unsere Vorstellungen vom politischen Wandel in Spanien bil- 
den einen kritschen Bezugspunkt vieler intellektueller Zirkel - und zwar 
weltweit. Die hier dargestellte Geschichte dreht sich nur zum Teil um die 
spezifische Art der Entwicklungsprozesse in Spanien; vielmehr soll gleich- 
zeitig gezeigt werden, inwiefern die Phänomene eines komplexen sozialen 
und politischen Wandels in bestimmte Kategorien gepreßt werden, die es 
gestatten, unterschiedliche Konstellationen zu vergleichen und die Erfah- 
rung eines Landes als Beispiel für die Ereignisse in anderen Ländern her- 
anzuziehen. Bevor wir m.a.W. darangehen, die spanische Gegenwart - von 
der Zukunft ganz zu schweigen - zu analysieren, müssen wir überprüfen, 
ob nicht unsere Vorstellungen über die jüngste spanische Vergangenheit 
auf erstaunlich brüchigen Voraussetzungen beruhen. 


1. Idealtypen und Darstellungen der spanischen Geschichte 


Meine These ist kurz gesagt die, daß die Sozialwissenschaftler im Lauf der 
letzten beiden Jahrzehnte bei ihrer Interpretation der spanischen Ge- 
schichte zwei Idealtypen ausarbeiteten, die nun zunehmend in einschlägi- 
gen Untersuchungen zum politischen und sozialen Wandel verwendet wer- 
den. Diese Idealtypen entstanden nicht völlig losgelöst von den Diskussio- 
nen in Spanien, und sie wirken selbstverständlich ihrerseits auf die internen 
Debatten über das, was sich hier seit dem Tod Francos abgespielt hat, zu- 
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rück. Gleichwohl überrascht das Ausmaß, in dem die Darstellungen der 
spanischen Ereignisse sowohl die öffentlichen Debatten als auch die aka- 
demische Forschung in anderen Ländern, speziell in Lateinamerika und 
Osteuropa, beeinflußt haben. Nimmt man nur den Fall der früheren So- 
wjetunion, so darf man ohne zu übertreiben behaupten, daß innerhalb der 
letzten fünfzehn Jahre kein einziges Land für das begriffliche Instru- 
mentarium der vergleichenden Politikwissenschaft als akademischer Diszi- 
plin größere Bedeutung erlangt hat als Spanien. 

Da nun das Konzept der »Idealtypen« zwar den Sozialwissenschaftlern doch 
nicht unbedingt dem interessierten Laien bekannt sein dürfte, ist eine Definiti- 
on angesagt. Der von Max Weber verwendete Begriff bezieht sich auf ei- 
nen heuristischen Kunstgriff, der es ermöglicht, zwischen verschiedenen 
Spielarten ein und desselben Phänomens zu unterscheiden. Nimmt man 
zum Beispiel seine Untersuchungen der Herrschaftsformen, so unterschei- 
det Weber zwischen charismatischen, bürokratischen und despotischen 
Formen der Herrschaft. Es handelt sich dabei um analytische Abstraktio- 
nen, um künstlich anmutende, theoretische Kategorien, die eher die Cha- 
rakteristika »idealer« denn »realer« Fälle festhalten. Das heißt, man wird 
keine einzige reine Form dieser oder jener Herrschaft auffinden. Gleich- 
wohl ist es hilfreich, auf einen standardisierten, einen »idealen Typ«, re- 
kurrieren zu können, an dem der empirische Fall gemessen werden kann. 
Die vergleichende Sozialwissenschaft greift regelmäßig auf Idealtypen zu- 
rück. Wir sprechen zum Beispiel von pluraler, korporativer oder direkter 
Demokratie oder von fordistischen, tayloristischen oder postfordistischen 
Systemen der industriellen Produktion. Wir unterscheiden dietablandas 
und dictaduras, das heißt abgemilderte und rigide Formen der Diktatur. 
Derartige Unterscheidungen können sehr nützlich sein, wobei man freilich 
nicht unterschlagen darf, daß eine korrekte theoretische Verwendung die- 
ser Kategorien den besonderen Fall keinesfalls in allen Einzelaspekten mit 
den Merkmalen des »Idealtyps« identifiziert: In einer pluralistischen De- 
mokratie finden sich korporativistische Elemente und solche direkter De- 
mokratie, und eine »milde« Diktatur oder dietablanda kann zeitweilig 
ziemlich brutal vorgehen. 

Welches nun sind die beiden Idealtypen, die das postfranquistische Spani- 
en hervorgebracht hat? Zum einem stellte uns Spanien einen »idealen« Ty- 
pus der Transition vom Autoritarismus zur liberalen Demokratie zur Ver- 
fügung. Zum anderen schenkte es uns den Idealtyp einer sozialdemokrati- 
schen Wirtschaftspolitik. 


Der ausgehandelte Übergang zur Demokratie 
Die Übergangsverhandlungen zur Demokratie fanden in Spanien etwa zwi- 
schen dem Ende des Jahres 1975 und Ende 1982 statt. Die beiden Daten 
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entsprechen dem Tod Francisco Francos auf der einen und dem friedlichen 
Machtwechsel von der Mitte-Rechts orientierten UCD zur PSOE nach de- 
ren erdrutschartigem Sieg im Oktober 1982 auf der anderen Seite.? Die 
Bedeutung der spanischen Transition für die vergleichende Erforschung 
von Regimewechseln wurde erstmals an der Literatur zu Lateinamerika 
deutlich, die seit Mitte der 80er Jahre rapide anwuchs. 

Mir persönlich hingegen trat die Breitenwirkung des spanischen Modells 
zum ersten Mal vor Augen, als ein obskures Magazin berichtete, Samuel 
Huntington, ein prominenter Konservativer der Harvard Faculty, habe das 
Modell dem südafrikanischen Regime gegen Ende des letzten Jahrzehnts 
ans Herz gelegt. 

Seit 1989 erfreute sich der spanische Übergang auch in Osteuropa weit- 
verbreiteter Aufmerksamkeit. Hier waren die Beobachter an beidem in- 
teressiert: an der Leichtigkeit, mit der sich die Transition vollzogen hatte 
und an Spaniens anschließender Rückkehr in den wohlhabenderen Teil 
Westeuropas. 

Man sieht, der Einfluß der spanischen Transition überschreitet die akade- 
mische Sphäre: Spanien stellte den politischen Eliten in vielen Teilen der 
Welt ein Modell für den Regimewechsel zur Verfügung, an dem sie den 
Erfolg ihrer eigenen Politik messen konnten. Und tatsächlich warben die 
offiziellen Madrider Verlautbarungen auch mit der Anwendbarkeit des 
spanischen Modells auf andere Gesellschaften, die danach trachteten, das 
Erbe einer autoritären Herrschaft zu überwinden. Volle zehn Jahre vor dem 
gegenwärtigen Investionsboom in Lateinamerika schien die Demokratie 
der Hauptexportartikel in die früheren Kolonien zu sein, die sich bald zu- 
sammen mit der madre patria unter dem Banner der /beroamerikanischen 
Gemeinschaft Demokratischer Nationen vereint fanden. 

Darüberhinaus lieferte Spaniens Transition das implizite Modell für Philli- 
pe Schmitters und Guillermo O’Donnells klassischen sozialwissenschaft- 
lichen Begriff der »paktierten« Übergänge vom Autoritarismus (vgl. 
Schmitter/O’Donnell/Whitehead Hrsg. 1986). Ein wenig vereinfacht lassen 
sich folgende zentrale Charakteristika dieser Transitionen festhalten: 

Es handelt sich erstens um friedliche, von einer Elite gelenkte Vorgänge. 
Die Reform geht vom existierenden Regime aus und verbreitet sich auf 
dem Weg von Verhandlungen zwischen den Autoritäten und der gemä- 
Bigten Opposition, so daß ein Fortschreiten des Prozesses durch implizite 
und explizite Verträge garantiert wird. Der Übergang ist nicht die Folge 
eines Regime-Zusammenbruchs oder einer Volkserhebung. Reformisti- 


2 In einem strengeren Sinn könnte man die Übergangsperiode auf den Zeitraum zwischen 
1975 bis 1979 beschränken, wobei die Periode zwischen 1979 und 1982 eine Zeit der 
Konsolidierung darstellt. Allerdings handelt es sich letztlich um eine technische Frage, 
die uns an dieser Stelle nicht zu interessieren braucht. 
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sche Eliten behaupten die Initiative gegenüber der demokratischen Op- 
position. 

Die durch Verhandlungen vermittelte Transition ermöglicht zum zweiten 
einen politischen Wettstreit zwischen Akteuren, die bereitwillig die demo- 
kratischen Spielregeln akzeptieren - wobei einige dem alten System ver- 
bunden waren, andere zu ihm in Opposition standen. 

Drittens akzeptieren die Verhandlungspartner den Vorrang des Marktes für 
die Ökonomie und respektieren, während sie den Primat der zivilen Auto- 
rität gegenüber den militärischen Institutionen wiederherstellen, die Kom- 
mandoabfolge innerhalb den der Diktatur verbundenen Streitkräften. 

An Schmitter und O’Donnell anknüpfende Arbeiten fügen diesem Ensem- 
ble von Merkmalen zwei weitere Elemente hinzu, die sich auf die Abfolge 
der Reformen beziehen: Zum einen war die politische Transition auf der 
Ebene des Nationalstaates in groben Zügen vorgezeichnet, bevor man dar- 
an ging, die drängenden - und potentiell konflikthaften - Fragen der territo- 
rialen Organisation zu lösen.? Zum anderen konzentrierten sich die Über- 
gangsregierungen zunächst ganz entschieden darauf, das neue politische 
System zu konsolidieren. Erst dann versuchten sie, die Ökonomie zu re- 
strukturieren. 

Da dieser Idealtyp der Transition in der Wissenschaft weitgehend akzep- 
tiert wird, muß man darauf hinweisen, daß keine der Schlüsselvariablen 
vollständig der standardisierten Darstellung der spanischen Transition 
entspricht: Autoritäre Regimes können (wie in Rumänien) zusammen- 
brechen; über das wünschenswerte Modell der ökonomischen Organisa- 
tion mag (wie in Portugal) fundamentale Uneinigkeit herrschen; die ter- 
ritorialen Grenzen können (wie in der Tschechoslowakei) nicht erst spä- 
ter, sondern schon zu Beginn des Regimewechsels zur Diskussion ste- 
hen; oder die Regierungen können (wie in großen Teilen Osteuropas) 
versuchen, eine politische Transformation zu vollenden, während sie 
Programme zur ökonomischen Restrukturierung durchführen. Eine um- 
fangreiche akademische Literatur - von den praktischen Problemen vieler 
Staaten ganz zu schweigen - läßt kaum daran zweifeln, wie bedeutsam die 
genannten Unterschiede sind. 

Während die spanische Transition einen Idealtyp in der Weberschen Be- 
deutung des Wortes hervorbrachte, repräsentierte sie in einem davon sehr 
verschiedenen normativen Sinn zugleich einen idealen Übergang. Allge- 
mein gesagt: die spanische Transition war erfolgreich. Nach vier Jahr- 
zehnten einer anachronistischen und oft brutalen Regierung, zeigte sich das 


3 Der »Staat der autonomen Gemeinschaften« (estado de las autonomias), unter dem das 
quasi-föderale spanische Staatswesen bekannt wurde, wurde in der Periode der demokra- 
tischen Konsolidierung entworfen und in Kraft gesetzt. 
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Spanien der ausgehenden 70er Jahre als eine relativ friedliche und wohlha- 
bende Gesellschaft, die zu guter Letzt auf dem internationalen Parkett re- 
spektiert und als angeschenes Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ak- 
zeptiert wurde. 

Dies ist ein entscheidender Punkt, auf den wir zurückkommen werden - 
entscheidend, wenn man verstehen will, wie die Deutungen der spanischen 
Transition in eine lineare Abfolge gezwängt und einem größeren Publikum 
bekannt gemacht wurden. Doch bevor wir uns diesem Problem zuwenden, 
wollen wir uns mit dem zweiten Idealtyp befassen: dem der spanischen 
Sozialdemokratie. 


Sozialdemokratie im Zeitalter der Globalisierung 

Das von den spanischen Sozialisten zwischen 1982 und 1995 durchge- 
führte sozioökonomische und politische Projekt ist der zweite entscheiden- 
de Vorgang, der zu einem Idealtyp komparativer Analyse avancierte. Zur 
Diskussion steht jener »sozialdemokratische« Weg, der auf der einen Seite 
zu wirtschaftlicher Modernisierung und Verteilung, auf der anderen zur 
Bildung politischer Koalitionen geführt haben und der die Ära Gonzälez 
geprägt haben soll. Um unsere Überlegungen zur Politik der spanischen 
Sozialdemokratie und dem internationalen Echo auf diese Politik darzule- 
gen, müssen wir auf zwei miteinander verklammerte Phänomene rekurrie- 
ren: Das erste beinhaltet die Herausforderungen, mit denen sich die Sozia- 
listen konfrontiert sahen, als sie in Spanien an die Macht kamen; das 
zweite dreht sich um die Übereinstimmungen zwischen jenen Herausforde- 
rungen und den Aufgaben, vor die sich die in anderen Ländern entstehen- 
den neuen Demokratien gestellt sehen. 

Die PSOE (Spanische Sozialistische Arbeiterpartei) beerbte einen »Wohl- 
fahrtsstaat«, der gemessen an europäischen Standards hoffnungslos zu- 
rückgeblieben war und einen entsprechend hohen Grad sozialer Ungleich- 
heit aufwies. Die Partei kam mit dem Mandat an die Macht, die Moderni- 
sierung voranzutreiben - Spanien, so wie es war, zu europäisieren. Zum 
Teil erreichte sie ihr Ziel, indem sie die politische Trägheit überwand, wel- 
che die letzten Jahre der Übergangsregierung unter der zentristischen UCD 
charakterisiert hatte. Doch zugleich erbte die PSOE eine Wirtschaft, die im 
Vergleich mit den europäischen Nachbarn erschreckend wenig kon- 
kurrenzfähig war. Schmerzhafte Maßnahmen waren angesagt. Gleichwohl 
mußten Gonzälez und seine Mitstreiter nicht, wie etwa Miitterand, erst von 
den Finanzmärkten oder - wie so viele Linke und Populisten - vom IWF 
dazu gedrängt werden, diese Auflagen zu akzeptieren. Wie sich der Mini- 
sterpräsident ausdrückte, hatte die PSOE den Mut, das zu tun, was der In- 
ternationale Währungsfond getan hätte, ohne erst darauf zu warten, daß er 
es auch tun würde. 
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Das erste Phänomen, das ich hier aufzeigen möchte, bezicht sich also dar- 
auf, daß die PSOE sich zweierlei beugen mußte, ihrem Wählerauftrag als 
auch der Notwendigkeit, die ökonomischen Reformen aggressiv zu forcie- 
ren. Zum zweiten will ich an dieser Stelle auf die in Zeiten einschneidender 
ökonomischer Restriktionen an die Macht getragenen demokratischen Re- 
formpolitiker verweisen - ein Phänomen, das während der 80er Jahre rela- 
tiv häufig auftrat. Lateinamerika ist reich an Beispielen, und Ost- und so- 
gar Südeuropa bestätigen den Trend. 

Den Regierungen stehen verschiedene Möglichkeiten offen, mit der skiz- 
zierten Situation umzugehen. In einer stark vereinfachten Perspektive bie- 
ten sich ihnen meines Erachtens vier idealtypische Optionen (an): 

Bei der ersten handelt es sich um den Neoliberalismus: Er reduziert dra- 
stisch die Rolle des Staates in der Ökonomie, liberalisiert den Handel, be- 
schneidet die Sozialausgaben, demontiert die Gewerkschaften, dereguliert 
die industrielle Produktion und ermuntert in der Hoffnung auf steigende 
Ersparnisse und Investitionen die private Kapitalakkumulation bzw. ver- 
schafft ihr neue Freiräume. Wenn sich die Neoliberalen überhaupt um die 
Verteilung der Früchte des Wachstums kümmern, dann nach dem Motto 
des berühmten »zrickle down«-Effekts: »Wenn es den Reichen besser geht, 
dann fallen auch für die Armen ein paar Krümel vom Tisch«. 

Die zweite Option kann man als populistisch etikettieren. Sie kennt viele 
Unterarten, die sich fast alle im einen oder anderen Ereignis der jüngsten 
lateinamerikanischen Geschichte spiegeln. Das auf den Populismus setzen- 
de, alltägliche Verständnis der Dinge - das sich wie alles Alltagsverständ- 
nis zugleich aus einer guten Portion weiser Einsicht aber eben auch aus 
alltäglichen Stereotypen speist - besteht darin, die durch Umverteilung der 
Einkommen erreichte kurzfristige Befriedigung einfach gegen ein langan- 
dauerndes, durch Patronage, Ineffektivität und Verschwendung erzeugtes 
Leiden einzutauschen. 

Eine dritte Option, die gleichfalls zuweilen populistische Züge zeigt, um- 
faßt das, was ich als »Durchwursteln« bezeichnen möchte: Eine schwache 
Regierung vermeidet es, sich mit den fundamentalen Krisen, seien sie nun 
ökonomischer oder politischer Art, zu befassen und versucht schlicht ir- 
gendwie durchzukommen. Darin bestand nicht zuletzt die Methode der 
UCD unter Suärez und seinen Nachfolgern: sie führte zunächst eine gemä- 
Bigte Steuerreform durch, um die öffentlichen Finanzen zu stabilisieren 
und trug letztlich doch zur Vergrößerung des Defizits bei, indem sie dieser 
oder jener Gruppe finanzielle Wohltaten zukommen ließ. 

Eine zunehmend lebhaftere Diskussion rankt sich um eine vierte, um die 
von Jose Maria Maravall, Luiz C. Bresser Pereira und Adam Przeworski 
als Sozialdemokratische Option bezeichnete Handlungsalternative, die die 
Autoren ausdrücklich mit der Regierungszeit der spanischen Sozialisten in 
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Verbindung bringen (Maravall/Bresser Pereira/Przeworski 1993). Dieses 
vierte Modell begegnet der Krise mit sozioökonomischen und soziopoliti- 
schen Methoden, die beide eng miteinander verquickt sind. So erscheint 
das sozialdemokratische Modell in sozioökonomischer Perspektive als ei- 
nerseits wachstumsorientiert und marktfreundlich, d.h. offen für Privatisie- 
rungen und die Öffnung der Märkte, auf der anderen Seite aber setzt es 
mit seiner Ausweitung der wohlfahrtstaatlichen Regulierung auch auf 
Umverteilung. Letztere zeigt sich besonders im Gesundheits- und Erzie- 
hungswesen, in Transferzahlungen, die den Benachteiligten zugute kom- 
men, und in den Versuchen, regionale Ungleichgewichte zu reduzieren. 
Die soziopolitische Dimension des sozialdemokratischen Modells besteht 
in der Verpflichtung zu umsichtigem Vorgehen und deliberativer Demo- 
kratie, wobei zivilgesellschaftlich organisierten Akteuren ausdrücklich eine 
partizipatorische Funktion zugestanden wird. Darüberhinaus werden in ei- 
nigen Fällen die kulturelle Modernisierung, individuelle Freiheiten und der 
Pluralismus als Teil des »Modernisierungsprojekts« begriffen. 

Im Zeitalter der Globalisierung ist nichts entmutigender für eine fort- 
schrittliche Reformpolitik, als unter dem Druck der Notwendigkeit die 
Wirtschaft konkurrenzfähiger machen zu müssen und dabei ihrem histori- 
schen Erbe treu bleiben zu wollen. Die spanische Sozialdemokratie wird 
zunehmend als das seltene Beispiel für eine Modernisierungspolitik darge- 
stellt, die mehr als ein Jahrzehnt und vier allgemeine Wahlen überstand 
und von einem Wählerblock unterstützt wurde, der sich aus der Arbeiter- 
und Mittelklasse rekrutierte und ihr zunächst an die Macht verholfen hatte. 
Und ausgerechnet dieser zweite »Idealtyp« - aufgefaßt in einem, um es 
noch einmal zu wiederholen, zugleich analytischen wie normativen Sinn - 
wird nun als ein potentiell weltweit gültiges Paradigma gehandelt. 

Über sein gemeinsam mit Bresser und Przeworski verfaßtes Buch hinaus- 
gehend wird Maravall in Kürze eine längere Arbeit veröffentlichen, in der 
er die Überschneidungen der politischen und der ökonomischen Transiti- 
onsprozesse vergleicht. Dabei zeigt er, daß die PSOE ein in demokratie- 
wie modemisierungtheoretischer Hinsicht gleichermaßen bemerkenswertes 
Projekt begründete.* Ähnlich argumentieren Nancy Bermeo und Jose 
Garcia Durän in ihrem Buch Voting for Reform, das den politischen Unter- 
bau des PSOE-Experiments hervorhebt (vgl. Bermeo/Durän 1994). 

Die Zukunft von Demokratie und wirtschaftlichem Wohlstand in den Län- 
dern des ehemaligen Warschauer Pakts im Blick, befürchtet Adam Prze- 
worski (1992), daß der Osten zum Süden werden könnte. Przeworski be- 
dauert, daß es wahrscheinlich nur wenigen Ländern gelingen werde, dem 
spanischen Vorbild zu folgen. Hingegen überträgt William Smith in seiner 


4 Die Studie Maravalls wird demnächst bei der Oxford University Press erscheinen. 
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ehrgeizigen zweibändigen Diskussion verschiedener lateinamerikanischer 
Fallbeispiele das Argument auf diesen Subkontinent, indem er die sozial- 
demokratische, mit Felipe Gonzälez verbundene Lösung der Modermisie- 
rungsfragen lobt und, trotz der ökonomischen und politischen Hindemisse, 
die einer Wiederholung des spanischen Experiments entgegenstehen, ein 
entsprechendes Echo in der westlichen Welt einklagt (vgl. Smith in 
Smith/Acufa/Gamarra 1994 sowie Smith 1993). Laurence Whitehead 
schließlich bemerkt in einer überzeugenden allgemeinen Darstellung der 
komparativen politikwissenschaftlichen Literatur, »Spanien erscheine sehr 
häufig als exemplarischer Fall, mit dem die anderen verglichen, an dem sie 
implizit gemessen und dem gegenüber sie im Großen und Ganzen als defi- 
zitär beurteilt werden« (vgl. Whitehead 1994). 

In politischen Kreisen hingegen ist man optimistischer. Kein Geringerer als 
Fernando Henrique Cardoso vertrat die Auffassung, mit der brasilianischen 
Krise könne am besten eine sozialdemokratische Politik fertigwerden, was 
ihr schließlich schon in Spanien gelungen sei; und ähnlich äußerten sich 
führende Mitglieder der chilenischen Sozialistischen Partei und der regie- 
renden »Concertaciön für Demokratie«. 

Der entscheidende, auf die Sozialdemokratie und die politische Transition 
bezogene Punkt ist der, daß Spanien das empirische Referenzmodell für 
einen idealtypischen Umgang mit jenen grundlegenden Problemen bereit- 
gestellt hat, mit denen sich eine ganze Reihe gegenwärtiger Gesellschaften 
konfrontiert sehen. 


2. Was geschah tatsächlich in Spanien? 


Entsprechen die wirklichen Ereignisse in Spanien der idealtypisch ausge- 
handelten Transition, und markiert die Regierungsperiode der PSOE einen 
sozialdemokratischen Umgang mit den Entwicklungsproblemen, mit denen 
sich die Semiperipherie am Ende des 20. Jahrhunderts konfrontiert sieht? 
In beiden Fällen ist die Sache viel verwickelter als die akademische Lite- 
ratur oder der öffentliche Diskurs durchscheinen lassen. 

Wenden wir uns zunächst der Transition zu. Eine Rekonstruktion dessen, 
was Ende der 70er Jahre geschah, nähert sich in vielfacher Hinsicht den ge- 
wohnten stilisierten Deutungen. In der Tat berührt ja jeder der fünf Charak- 
terzüge der idealtypisch ausgehandelten Transitionen die Dynamik der politi- 
schen Veränderungen in Spanien. Von den legitimen Erben des Franco- 
Regimes in Gang gesetzt, integrierte der Reformprozess die Gegner der Dik- 
tatur auf eine Art, die die Kontinuität des ökonomischen Modells und die 
Integrität der militärischen Institutionen garantierte. Auch entspricht die 
Reihenfolge der Aufgaben, vor die sich die Übergangsregierungen gestellt 
sahen, dem von der Literatur übermittelten idealtypischen Abfolgemodell. 
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Nichtsdestoweniger ignorieren die retrospektiven, durch die Linse der 
Transitions-Literatur gebrochenen Deutungen der Ereignisse in Spanien 
viele entscheidende Debatten jener Zeit und verhindern so eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Entscheidungen der Hauptakteure. 

Ein Grundzug der spanischen Politik seit 1980 war es, für jene Teile der 
Bevölkerung, die links von der linken Mitte standen, keine institutionelle 
Form der Partizipation am politischen System bereitzustellen. Um diese 
Besonderheit zu verstehen, sollten wir uns daran erinnern, daß während der 
Transition ein großer Teil der ehemaligen Diktaturgegner vergeblich ver- 
sucht hatte, einen vollständigen Bruch mit der Vergangenheit zu erreichen 
- eine ruptura, die es erlaubt hätte, den ganzen Bereich der demokratischen 
Institutionen im Sinne der öffentlichen Meinung mitzustrukturieren. Die 
Spannungen, die im Zusammenhang mit der Entscheidung auftraten, der 
ruptura die reforma vorzuziehen, provozierten ernste.innere Spaltungen in 
der PSOE wie auch in der Spanischen Kommunistischen Partei (PCE). 

Den Sozialisten gelang es, sich wieder zu erholen, indem sie sich in eine 
alles integrierende »cazch-all«-Partei verwandelten, indem sie ferner ihre 
ideologisch motivierte Bindung an die Idee der sozialen Gerechtigkeit 
durch ein vages Eintreten für »den Wandel« ersetzten und 1982, als sie als 
einzige eine stabile Regierungsbasis versprachen, die Mehrheit stellten. 
Dagegen litten die Kommunisten und die verschiedenen linken Splitterpar- 
teien unter andauernden internen Krisen. Sie gewannen die Glaubwürdig- 
keit, die sie in der antifranquistischen Opposition genossen hatten, nie 
mehr zurück. Eine bemerkenswerte Folge des verbleibenden Vakuums auf 
der linken Seite des politischen Spektrums ist, daß die PSOE bis 1996 
weiterhin die allgemeinen Wahlen gewann, obgleich sie es abgelehnt hatte, 
die Forderungen der Gewerkschaften und anderer basisnaher Akteure zu 
berücksichtigen. 

Spätestens mit Beginn der 90er Jahre hatten die Rechten die PSOE in den 
Bürgermeisterämtern und Rathäusern nahezu aller größeren spanischen 
Städte verdrängt: eine überwältigende Umkehrung einer Wählergeogra- 
phie, die im 20. Jahrhundert großenteils unverändert geblieben war - auch 
wenn der Einbruch in der Wählergunst letztlich erst 1996 der Partido Po- 
pular die Pforten des Moncloa-Palastes geöffnet hat. 

Indem sie die Repräsentationsmöglichkeiten der wichtigsten oppositio- 
nellen Wahlkreise einschränkte, schuf die spanische Transition mächtige 
Hindernisse für die Zukunft einer sozialdemokratischen Entwicklung in 
den 90er Jahren. Gerade in dieser Hinsicht trügt das Alltagsverständnis 
vielleicht am meisten. Tatsächlich haben sich weder die ökonomischen 
noch die soziopolitischen Aspekte des sozialdemokratischen Idealtyps in 
den Erfahrungen mit dem spanischen Sozialismus seit 1982 niederge- 
schlagen. 
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Trotz bedeutender Verbesserungen in der Gesundheitsvorsorge und bei den 
Renten hat die wirtschaftliche Ungleichheit während der zwölfjährigen 
Regierungszeit der PSOE zugenommen. Zum großen Teil hat das chro- 
nisch hohe Niveau der Arbeitslosigkeit schuld an diesem entmutigenden 
Rekord. Die Arbeitslosenrate, die, als die PSOE an die Macht kam, mit 
steigender Tendenz bei etwa 14% lag, erreichte mit nahezu 23% der Ar- 
beitskräfte ihren Höchststand und überschritt nach einer bescheidenen 
Verbesserung neuerlich die 20%-Grenze - ein Niveau, das sich in absehba- 
rer Zeit wohl kaum verbessern wird. Und auch wenn Verfechter der sozi- 
aldemokratischen Sache den beachtlichen Anstieg der sozialstaatlichen 
Ausgaben unter den Sozialisten hervorheben, ist dieser Trend nur teilweise 
Ausdruck gewachsener gesellschaftlicher Ansprüche. Denn der größte Teil 
des Anstiegs jener Ausgaben verdankt sich schlicht und einfach den un- 
vermeidlich steigenden Kosten der Arbeitslosigkeit. 

Noch bedeutsamer ist die Frage, ob die PSOE ihre soziopolitische Moder- 
nisierungskoalition tatsächlich mit dem Ziel schmiedete, Unterstützung bei 
der spanischen Wirtschaft zu finden und die ökonomische Wettbewerbsfä- 
higkeit auf den internationalen Märkten anzukurbeln. Auf alle Fälle hatten 
sich Ende der 80er Jahre die Beziehungen zwischen der Regierung und der 
Arbeiterschaft so sehr verschlechtert, daß sich die Führer der beiden wich- 
tigsten Gewerkschaftsföderationen zusammenschlossen, um den regressi- 
ven Charakter der Regierungspolitik anzuprangern und implizit der Verei- 
nigten Linken, der /zquierda Unida (TU), beizupflichten - einem gleicher- 
maßen schwachen Wahlbündnis, das aus den Resten der mehr oder weni- 
ger abgewirtschafteten PCE hervorgegangen war. Die Popularität der Ge- 
werkschaftsposition wurde vom Erfolg des Generalstreiks im Dezember 
1988 bekräftigt, den die Gewerkschaften ausriefen, um die Regierung zu 
zwingen, ihre jüngsten Maßnahmen zurückzunehmen, die den Arbeits- 
markt deregulieren und den Unternehmern ermöglichen sollten, Arbeiter 
auf Zeit einzustellen, und die ferner im privaten Sektor eine Lehrlingsaus- 
bildung für arbeitslose Jugendliche auf niedrigem Lohnniveau subventio- 
nieren sollten. 

Bald nachdem die PSOE die Ämter übernommen hatte, bahnten sich 
schwerwiegende Konflikte zwischen der Regierung und der organisierten 
Arbeit an. Entschiedener als ihre zentristischen Vorgänger begannen die 
Sozialisten mit der Verwirklichung eines ehrgeizigen Programms, mit dem 
nicht konkurrenzfähige Betriebe stillgelegt und die betroffenenen Arbeiter 
und Gemeinden durch zeitlich befristete Subventionen und Umschu- 
lungsprogramme entschädigen werden sollten. Allerdings zeigten sich die 
Arbeiter nicht bereit, über Streitfragen zu verhandeln, deren Lösung von 
staatlichen Technokraten vorgegeben worden war. Die bevorstehende Um- 
strukturierung per Dekret produzierte »im Zeitraum zwischen 1983 bis 
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1988 mehr Streiks, mehr durch Streiks verlorene Arbeitsstunden und mehr 
Streikteilnehmer als in jeder anderen Fünfjahresperiode seit dem Bürger- 
krieg« (Wozniak 1991). 

Daß die Verselbständigung der Regierung gegenüber den Ansprüchen ihrer 
Wähler den Bereich der Wirtschaftspolitik überschritt, wird besonders an 
der Abkehr der PSOE von ihrer ihrer oppositionellen Haltung gegenüber 
Spaniens Mitgliedschaft in der NATO deutlich. Neutralistische und anti- 
militaristische Gefühle und Ansichten waren in der spanischen Öffentlich- 
keit tief verwurzelt, und Gonzälez’ Versprechen, unverzüglich ein Refe- 
rendum abzuhalten, um Spaniens Verhältnis zur Atlantischen Allianz zu 
bestimmen, gehörte 1982 zu den populäreren Programmpunkten der politi- 
schen Plattform der PSOE. Bei der Amtsübernahme allerdings änderte die 
Regierung ihre Position zugungsten einer ständigen spanischen Beteiligung 
an dem von den USA dominierten Bündnis. Da sie ein Referendum indes 
nicht ganz umgehen konnte, griff die Partei zunächst zur Verzögerung und 
dann, in Brüskierung der breiten Volksbewegung, die sich formiert hatte, 
um auf ein »Nein«-Votum zu drängen, zur Manipulation der den Wählern 
vorgelegten Frage. Im Wissen um die von den Meinungsumfragen vorher- 
gesagte mehrheitliche Unterstützung eines spanischen Rückzugs aus der 
Allianz, kippte Gonzalez das Referendum zugunsten der Regierung, indem 
er am Vorabend der Abstimmung zu verstehen gab, daß er zurücktreten 
und eine politische Krise provozieren würde, falls seine Position nicht 
durchkäme. 

Nach einem ähnlichen Muster gestrickte Vorkommnisse wiederholten 
sich ın den 80er Jahren - und auch noch in den frühen 90ern, als es der 
Regierung gelang, trotz organisierter, zivilgesellschaftlicher Proteste in 
verschiedenen Politikbereichen weitreichende neoliberale Reformen 
durchzusetzen. In jedem einzelnen Fall? wurde die Position der Regie- 
rung durch das Fehlen überzeugender parteipolitischer Alternativen zu 
den Sozialisten gestärkt - eine verzögernde Wirkung des oben diskutier- 
ten Transitionsmodells. 

1981 war Suarez' Mitte-Rechts-Koalition ohne Hoffnung auf Wiederher- 
stellung zerbrochen; die rechte Volksallianz oder Alianza Popular, aus der 
später die PP hervorging, erschien den Wählern, von etwa einem Drittel 
abgesehen, bis zum Urnengang von 1996 nicht akzeptabel; und die euro- 
kommunistische Linke hatte sich durch interne Streitigkeiten und durch ih- 
re Unfähigkeit dezimiert, eine in sich stimmige Vision für die Rolle der 
Linken in einer konsolidierten Demokratie zu entwerfen. Gleichzeitig stei- 


5 Unter den Beispielen finden sich die Friedensbewegung und der Militärdienst, die Studen- 
ten und die Reform der sekundären und der höheren Ausbildung, die Bauernproteste und 
die Agrarpolitik, Menschenrechtsgruppen und die »Antiterrorismus«-Gesetzgebung usw. 
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gerten regional verankerte Parteien ihren Stimmenanteil bei den landes- 
weiten Wahlen und schmälerten auf diese Weise die Aussichten der Oppo- 
sition, den Sozialisten regierungsfähige Mehrheiten entgegenzusetzen. 
Dieses politische Vakuum hatte letzteren im Jahre 1982 ermöglicht, zehn 
Millionen Stimmen auf sich zu vereinen, und es blieb - verschärft durch 
ein Wahlsystem, das die großen Parteien mit einem überproportionalen 
Anteil an Sitzen in den Cortes belohnte - die zentrale Trumpfkarte der 
PSOE während ihrer zwölfjährigen Herrschaft. 

Als einzige Partei mit einer überzeugenden regierungsfähigen Mehrheit 
hatte die PSOE wenig Veranlassung, die auf zivilgesellschaftlicher Ebene 
organisierten Akteure in spürbarem Umfang einzubeziehen. Die Parteimit- 
gliedschaft belief sich in den 80er Jahren im Durchschnitt auf nicht mehr 
als 100.000, und eine der führenden wissenschaftlichen Autoritäten im Be- 
reich der spanischen Politik, Richard Gunther, schätzt, daß ein gutes Drittel 
dieser Personen Regierungspositionen besetzen. Die PSOE war also nicht 
wenig erfolgreich, vor allem wenn sich der Erfolg an den vier aufeinander- 
folgenden Siegen bei den allgemeinen Wahlen bemißt. Gleichwohl gab sie 
nicht das Beispiel einer wiederbelebten Sozialdemokratie ab, sondern 
spielte jene Rolle, die Otto Kirchheimer dreißig Jahre zuvor der integrativen, 
der »catch-all«-Partei zugesprochen hatte, einer Organisation, »die durch ihre 
Rolle innerhalb des Wahlsystems... jene begrenzte politische Partizipation 
und Integration der breiten Masse erreicht, die das Funktionieren der offizi- 
ellen politischen Institutionen verlangt« (Kirchheimer 1966). 


3. Schlußfolgerungen 


Ich habe mit diesem Essay nicht gegen die Verwendung von Idealtypen ar- 
gumentieren und auch ihre Brauchbarkeit als Bausteine vergleichender 
Forschung nicht in Frage stellen wollen. Ferner ging es mir nicht darum, 
dem spanischen Experiment des politischen und sozialen Wandels jegliche 
Bedeutung für die in anderen Teilen der Welt ablaufenden Transformati- 
onsprozesse abzusprechen. Ganz im Gegenteil. Gleichwohl sollte man 
nicht vergessen, daß Idealtypen eine stilisierte Version der Tatsachen wie- 
dergeben, daß sie diese mit anderen Worten notwendiger Weise so stark 
vereinfachen, daß man all die komplexen Zusammenhänge, die einen kon- 
kreten Fall ausmachen, aus den Augen zu verlieren droht. In diesem Sinn 
sind Idealtypen Abstraktionen, die sich in der Praxis verwirklichen oder 
aber nicht, die jedoch keinesfalls die empirischen Untersuchungen der je- 
weiligen Ereignisse ersetzen können. Ignoriert man das, wird die kompa- 
rative Analyse durch einen schiefen Ausgangspunkt verzerrt. 

Darüberhinaus ist auch das Verständnis des Falls, der den Idealtyp gene- 
riert, das heißt der Erfahrungen Spaniens mit der politischen Transition 
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und der Umstrukturierung der Wirtschaft, anfällig für Verzerrungen. Ent- 
sprechende Fehlinterpretationen wurden ironischerweise durch das Interes- 
se provoziert, das dem Land in zunehmendem Maße von Nichtspezialisten 
entgegengebracht wurde - seien es nun nordamerikanische Sozialwissen- 
schaftler oder lateinamerikanische Transitionspolitiker. 

Und weil in diesem Fall die Idealtypen in einem gleichermaßen normativen 
wie analytischen Sinn als »ideal« gelten, ist die spanische Gesellschaft bis 
zu einem gewissen Grad selbst davon überzeugt, daß ihre jüngste Vergan- 
genheit der stilisierten, von den meisten öffentlichen Diskursen und der 
akademischen Literatur vorgezeichneten Darstellung der Ereignisse ent- 
spricht. Letztere ist freilich nicht ganz unstrittig; aber die verbleibende Un- 
gewißheit erzeugt mit dem Zweifel zugleich den Wunsch nach Klarheit. 
Nichtsdestoweniger wird gerade heute, da sich das Land von neuem am 
Rand einer möglichen Transition bewegt, recht selten darüber diskutiert, 
ob denn die vergangenen zwanzig Jahre tatsächlich so sehr auf Konsens 
bedacht, so integrativ und partizipativ, gerecht und sozialdemokratisch wa- 
ren. Auch darf man in den kommenden Jahren keine neuaufgelegte Debatte 
über diese Fragen erwarten, die ja gerade deshalb so heikel sind, weil sie 
an demokratische Grundprinzipien rühren und weil die wichtigsten Akteu- 
re immer noch um die Macht konkurrieren. 

Diesem Schweigen zum Trotz sollte man sich daran erinnern, daß es be- 
stenfalls riskant ist, sich auf der Basis eines mangelhaften Verständnisses 
entfernter und vermeintlich erfolgversprechender Vorbilder auf einen 
Transformationsprozeß einzulassen. Sollten wir daher in fünf Jahren auf 
den Versuch der Partido Popular zurückblicken, neue Rezepte zur Wie- 
derbelebung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit sowie der Moder- 
nisierung des Wohfahrtsstaats, der Konsolidierung des Wählerverhaltens 
und weiterer, augenblicklich schwer zu definierender demokratischer Ziele 
durchzusetzen, so sollten wir das nicht ohne eine gewisse Skepsis tun. Ist 
doch die Wirklichkeit um so vieles komplexer und konfliktreicher als die 
idealisierenden Darstellungen der Ereignisse, die in oder außerhalb einer 
bestimmten Gesellschaft zirkulieren. 


Aus dem Amerikanischen übersetzt von Susanne Dittberner 
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PROKLA 107 (Juni 1996): Verkehr und Mobilität 


Fast überall ist fast alles zu kaufen: Transportkosten fallen kaum noch 
ins Gewicht. Oder es wird dafür gesorgt, daß sie nicht ins Gewicht fal- 
len, wie mit der Einführung eines 2.Schifffahrtsregisters. Beschleunigter 
Verkehr und verbilligter Transport erweitern nicht nur die Kon- 
summöglichkeiten (für diejenigen, die zahlen können), auch die Pro- 
duktion kennt (bald) keine Grenzen mehr. Verschmutzte Luft und ver- 
stopfte Straßen sind nur eine der Kehrseiten dieser Entwicklung. Die 
Zerstörung regionaler Ökonomien eine andere. Revolutioniert wurde in 
den letzten Jahrzehnten aber nicht nur der Transport materieller Güter, 
revolutioniert wurde auch der weltweite Transport von Information über 
die elektronischen Netze. Und über die werden nicht nur Nachrichten, 
sondern auch jede Menge spekulativer Kapitalanlagen geschickt. Nach- 
dem der Kapitalismus keine räumlichen Grenzen kennt, schickt er sich 
an, auch die zeitlichen zu sprengen. Welches sind die sozialen, ökologi- 
schen und ökonomischen Konsequenzen dieser Entwicklungen? Wer 
sind die Gewinner und wer sind die Verlierer in dieser schönen, neuen 
Welt ohne Grenzen? 


Sergio Costa 


Medien, Zivilgesellschaft, und »Kiez« 
Kontexte des Aufbaus der politischen Öffentlichkeit 
in Brasilien! 


Die Feststellung, daß in den zeitgenössischen Demokratien öffentliche 
Kommunikationsformen zu einem zentralen Instrument der politischen Le- 
gitimationsvermittlung wurden, ist mittlerweile trivial. Ebenfalls banal 
scheint die Behauptung zu sein, daß klientelistisch geprägte Loyalitätsbin- 
dungen in der politischen Landschaft Lateinamerikas noch (vor)herrschen. 
Spannend ist jedoch die Frage, wie in den »neuen Demokratien« Latein- 
amerikas traditionelle politische Praktiken und massenmediale Instrumente 
der Loyalitätsbeschaffung zusammenwirken und den Politikalltag zu einer 
Collage widersinniger Fragmente machen. Diesem Fragenkomplex soll 
hier anhand des brasilianischen Beispieles nachgegangen werden. 


1. Die kollektiven Akteure in der modernen Öffentlichkeit 


Innerhalb verschiedener Denktraditionen wurde die Rolle der Öffentlich- 
keit in demokratischen Gesellschaften untersucht und entsprechend diffe- 
renziert geschildert (vgl. als Überblick Benhabib 1992). In der gegenwärti- 
gen demokratietheoretischen Debatte stehen vor allem ein funktionalisti- 
sches und ein diskurstheoretisches Konzept von Öffentlichkeit im Mittel- 
punkt. 

In dem funktionalistischen Modell? wird Öffentlichkeit als ein intermediä- 
res System aufgefaßt, 


1 Dieser Beitrag beruht auf einem Abschnitt meiner unter Betreuung von Prof. Renate Rott 
an der FÜ-Berlin abgeschlossenen Dissertation. Für kritische Bemerkungen danke ich der 
PROKLA-Redaktion, den Mitgliedern des von Prof. A. Honneth geleiteten wissenschaft- 
lichen Colloquiums sowie Ursula Ferdinand und Christoph Wichtmann. 

2 Obwohl dieses Öffentlichkeitskonzept von der Systemtheorie geprägt wird, weisen ihre 
Vertreter - anders als Luhmann (vgl. Gerhards 1993, 23) - dem politischen System eine 
Sonderstellung zu: Diesem wird »sowohl eine übergeordnete Stelle als Problemadressat 
als auch eine Sonderstellung als Problemlösungssystem« zugeschrieben (ebd.). D.h., daß 
das politische System seine Steuerungsfunktion aufrechterhält. Die Bezeichnung »funk- 
tionalistisch« wurde hier aus praktischen Erwägungen gewählt, wird aber dem vorge- 
stellten Modell nicht vollkommen gerecht, denn es handelt sich eigentlich um ein Misch- 
konzept, das Züge verschiedener theoretischer Ansätze trägt. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 105, 26. Jg. 1996, Nr. 4, 611-631 
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»dessen politische Funktion in der Aufnahme (input) und Verarbeitung 
(throughput) bestimmter Themen und Meinungen sowie in der Vermittlung 
der aus dieser Verarbeitung entstehenden öffentlichen Meinungen (output) 
einerseits an die Bürger, anderseits an das politische System besteht« 
(Gerhards/Neidhardt 1990, 6). 

Aus dieser Definition läßt sich das Bild der Öffentlichkeit als ein Mei- 
nungsmarkt ableiten, auf dem die verschiedenen gesellschaftlichen Akteure 
(Parteien, Verbände etc.) um die knappe Ressource »öffentliche Aufmerk- 
samkeit« konkurrieren. Dabei versuchen die Akteure, sich am Generie- 
rungsprozeß der öffentlichen Meinung zu beteiligen, um Einfluß auf die 
Entscheidungsträger zu nehmen. 

Nach diesem Konzept von Öffentlichkeit nimmt die durch die Mitwirkung 
der verschiedenen sozialen Akteure gestaltete öffentliche Meinung nicht 
unmittelbar die Form von politischen Entscheidungen an. Diese »Konver- 
sion« erfolgt nach einem zweistufigen Modell: Im ersten Stadium geht es 
um die öffentliche Formulierung eines Themas und diesbezüglichen Posi- 
tionen (Meinungsbildung). Erst wenn die thematisierte Frage vom politi- 
schen System aufgenommen worden ist (zweites Stadium), kann sie sich in 
eine konkrete Entscheidung umwandeln (Gerhards 1993, 26). 

Diese beiden Stadien entsprechen verschiedenen Entwicklungsphasen einer 
»Karriere«, die die Themen durchlaufen, während die öffentliche Auf- 
merksamkeit auf sie gerichtet wird. Dabei hängen die Aussichten, daß ein 
Problem ein öffentliches Thema wird, weniger mit dessen inhaltlichem Ge- 
halt zusammen, als mit praktisch-strategischen Interessen. So haben Pro- 
bleme, die sich mit einem attraktiven Etikett versehen lassen oder die von 
Akteuren gefördert werden, die über mächtige Kommunikationsressourcen 
verfügen, bessere Chancen thematisiert und in die politische Agenda auf- 
genommen zu werden als etwa die Belange alternativer Gruppen oder po- 
litischer Außenseiter (Pfetsch 1994, 16 ). 

Die Regierung versucht, Probleme aufzugreifen, deren Lösungen mög- 
lichst umfassende Akzeptanz finden. Dabei fungiert die Exekutive sowohl 
als Adressat als auch als Mitgestalter von Öffentlichkeit, d.h. die Regie- 
rung kann durch Öffentlichkeitsarbeit entweder die Thematisierung von 
Problemen fördern, wenn es um konsensfähige Probleme geht, oder Kar- 
rieren von Themen verhindern, deren Behandlung die »etablierten Interes- 
sen bedrohen« oder die potentiell konfliktiv sind (ebd., 15). 

Doch ım institutionellen Rahmen der Parteienkonkurrenz bleibt die Regie- 
rung durchweg auf die Berücksichtigung der Meinungslage angewiesen. 
Die regierenden Parteien fungieren wie alle anderen Parteien als » Akteure 
der Interessenaggregation«, die gesellschaftliche Belange zu einem pro- 
grammatischen Themenbund binden und sich damit periodisch dem Wäh- 
lerpublikum stellen (Gerhards 1993, 35ff). Die Vernachlässigung von 
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Themen kann den künftigen Stimmenverlust von Wählergruppen darstel- 
len, dıe hinter diesen von der Regierung nicht weiterbearbeiteten Proble- 
men stehen. 

Im Gegensatz zu den Parteiakteuren der »Interessenaggregation«, die um 
Exekutivposten konkurrieren, werden - nicht trennscharf - die Akteure der 
»Interessenartikulation« unterschieden, die unmittelbaren Einfluß auf die 
Exekutive nehmen wollen. Zu diesen Akteuren werden sowohl die Interes- 
sengruppen und Verbände als auch soziale Bewegungen, Protestgruppen 
und Bürgerinitiativen (»Protestakteure« genannt) gezählt (ebd.). 

Im Vergleich zu den anderen Akteuren der »Interessenartikulation« weisen 
die Protestakteure ein geringeres Organisationsniveau auf und verfügen 
über eine andersartige Ressourcenbasis: Während den Verbänden und In- 
teressengruppen verschiedene Mittel der Einflußnahme auf die Entschei- 
dungsträger (Geld, Kontakte zu den Eliten, Organisationsmacht) zur Ver- 
fügung stehen, stellt die Mobilisierung der Öffentlichkeit für die Pro- 
testakteure den wichtigsten - häufig den einzigen - Weg dar, um politische 
Entscheidungen zu beeinflussen (Gerhards/Neidhardt 1990, 27, Anm. 18). 
Normativ wird den Protestakteuren jedoch kein differenzierter Gehalt zu- 
geschrieben. Sie zählen zu den strategisch handelnden »Öffentlichkeits- 
akteuren«, die ausgehend von ihren eigenen Interessen versuchen, über die 
Medien ein »unterhaltungs- und orientierungsbedürftiges Publikum« zu er- 
reichen (Neidhardt 1994, 7). Dabei werden die typischen Ausdrucksformen 
der Protestbewegungen (wie Protestaktionen und Kundgebungen) konzep- 
tionell mit Instrumenten einer symbolischen Politik gleichgesetzt, die Er- 
eignisse für die Medien inszeniert. Beide Erscheinungen werden als Pseu- 
doereignisse gekennzeichnet, die im Rahmen des »news managements« 
u.a. durch ihren Schaueffekt einen Nachrichtenwert erzeugen sollen 
(Pfetsch 1994). 

In der hauptsächlich von Habermas entwickelten diskurstheoretischen 
Konzeption wird dieses Bild einer restlos vermachteten Öffentlichkeit be- 
stritten.? Nach diesem Konzept kreuzen sich in der politischen Öffentlich- 
keit »die kommunikative Erzeugung legitimer Macht mit der manipulati- 
ven Inanspruchnahme der Medienmacht zur Beschaffung von Massen- 
loyalität, Nachfrage und 'compliance' gegenüber systemischen Imperati- 
ven« (Habermas 1990, 45). Habermas geht also über den empirisch evi- 
denten Kampf um öffentliche Aufmerksamkeit hinaus, der im geschilder- 
ten funktionalistischen Modell als Öffentlichkeit schlechthin gilt, und re- 
cherchiert die Herkunft der »Inputs«, die in die Öffentlichkeit gelangen. 


3 Hier beziehe ich mich nicht auf die Studie »Strukturwandel der Öffentlichkeit«, die den 
Zerfall der bürgerlichen Öffentlichkeit beschreibt, sondern auf jüngere Beiträge von Ha- 
bermas, welche die Aufrechterhaltung einer »politisch fungierenden Öffentlichkeit« be- 
handeln (Habermas 1990). 
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Dabei stellt er fest, daß es hinter dem Kampf um Medienpräsenz eine tiefe- 
re Ebene gibt, die mit der »Erzeugung legitimer Macht« zusammenhängt. 
Die Habermassche Konzeption der politischen Öffentlichkeit steht in Zu- 
sammenhang mit seiner Antwort auf die Frage, wie gesellschaftliche Ord- 
nung ohne »Transzendenz und Tradition«, also in einem säkularisierten 
Kontext, überhaupt möglich ist. Habermas erkennt die bindende Kraft der 
systemischen Steuerung, er erfaßt jedoch auch einen zweiten Bereich, die 
Lebenswelt, die durch verständigungsorientierte Handlungen gekennzeich- 
net ist.* Daraus resultiert das Bild einer politischen Öffentlichkeit, die nicht 
zur bloßen Bühne strategisch handelnder Akteure degradiert wird, sondern 
»eine Mischung von systemischen Steuerungsversuchen einerseits und le- 
bensweltlicher, autonomer Willensbildung mündiger Privatleute anderer- 
seits ist« (Rödel u.a. 1989, 161). Mit anderen Worten: Die Öffentlichkeit 
besteht nicht nur aus Diskursen, die lediglich den ökonomischen und ad- 
ministrativen Machtanspruch partikularer Gruppen verdecken, sondern in 
sie fließen auch im Alltag kristallisierte Kommunikationsströme ein, die 
gesamtgesellschaftlich relevante Fragen aufwerfen. 

Im diskurstheoretischen Modell besteht die normative Bedeutung der poli- 
tischen Öffentlichkeit darin, zwischen diesen in der Lebenswelt generierten 
Impulsen und den Körperschaften, die die politische Willensbildung insti- 
tutionell artikulieren, als Vermittlungsinstanz zu fungieren.’ Wenn die 
Kommunikationsströme, die aus den »Mikrobereichen der Alltagspraxis« 
entstehen, die Grenzen der »autonomen Öffentlichkeiten«® extrapolieren, 
können sie in die demokratisch verfaßten Beschlußgremien hineinfliessen und 
die dort getroffenen Entscheidungen prägen. Die flüssige kommunikative 
Macht wird also »im Modus der Belagerung«? ausgeübt: »Sie wirkt auf die 
Prämissen der Urteils- und Entscheidungsprozesse des politischen Systems 
ohne Eroberungsabsicht ein« (Habermas 1992a, 208). 


4 Nach Rödel u.a. (1989, 158f) »entdämonisiert« Habermas mit dem dualen Modell Sy- 
stem/Lebenswelt die formale Rationalität. Ohne den Rekurs auf kontrafaktische Potentiale 
kann man sich nun einen politischen Ausweg aus der Entfremdung vorstellen, die mit der 
Verbreitung formaler Rationalität zusammenhängt: Es gibt noch eine Instanz, die nicht 
»kolonisiert« wurde, nämlich die Lebenswelt. Einer emanzipatorischen Politik geht es 
dann nicht mehr, wie bei der klassischen kritischen Theorie, um eine »Unterordnung der 
Zweckrationalität«, sondern lediglich darum, einen institutionellen »Sicherheitszaun« 
zwischen System und Lebenswelt zu errichten. 

5 Aufgrund der Fragestellung meines Beitrags wird lediglich die Öffentlichkeit als gesell- 
schaftliche Vermittlungsinstanz dargestellt, und nicht das Rechtssystem, das im diskur- 
stheoretischen Demokratieverständnis im Vordergrund steht. 

6  »Autonom« nennt Habermas (1985, 422) Öffentlichkeiten, »die nicht vom politischen Sy- 
stern zu Zwecken der Legitimationsbeschaffung erzeugt und ausgehalten werden«. 

7 Das Bild der Belagerung wird in Habermas (1992c, 429ff) durch das Schleusenmodell er- 
setzt: sukzessive institutionelle Schleusen filtern die Kommunikationsströme, die sich von 
der Peripherie in die Entscheidungszentren hineinbewegen. 
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Die demokratisch institutionalisierten Verfahren sollen dafür sorgen, daß die 
spontane Meinungsbildung auf den verschiedenen Entscheidungsebenen 
gewürdigt wird. Somit wird prozedural gesichert, daß die sozialintegrative 
Kraft der Solidarität, die den lebensweltlichen Kommunikationsimpulsen 
innewohnt, den (systemischen) Ressourcen, die den »Integrations- und 
Steuerungsbedarf« (Habermas 1992b, 23) moderner Gesellschaft befriedi- 
gen, nämlich Geld und administrative Macht, entgegenwirkt. 

Sorgen die rechtsstaatlichen Garantien dafür, daß die Kommunikationsströme, 
die im Rahmen verständigungsorientierter Interaktionen generiert wurden, in 
die Entscheidungsebene einfließen, so bleibt noch die Frage nach der gesell- 
schaftlichen Basis einer solchen spontanen lebensweltlich verankerten Mei- 
nungsbildung offen. Hierbei rückt die Zivilgesellschaft in den Vordergrund. In 
diesem Kontext sind damit unterschiedliche freiwillig organisierte Zusam- 
menschlüsse (Vereine, Initiativen etc.) gemeint, »die die Resonanz, die die 
gesellschaftlichen Problemlagen in den privaten Lebensbereichen finden, 
aufnehmen, kondensieren und lautverstärkend an die politische Öffentlich- 
keit weiterleiten« (Habermas 1992c, 443, Herv. S.C.). 

Den zivilgesellschaftlichen Akteuren kommt in diesem Konstrukt eine Dop- 
pelrolle zu. Die »Kondensierung« der im Alltag auftretenden Problemlagen 
entspricht der defensiven Dimension dieser Akteure. Dabei handelt es sich 
um die Aufrechterhaltung und die Erweiterung der »kommunikativen In- 
frastruktur der Lebenswelt« bzw. um die Herstellung von autonomen Öf- 
fentlichkeiten. Mit der »Weiterleitung« der im Rahmen von alltäglichen 
Praktiken thematisierten Probleme schaltet sich die offensive Dimension 
zivilgesellschaftlicher Akteure ein. Dabei geht es um den Versuch, 


»Beiträge zu Problemlösungen zu liefern, neue Informationen beizusteuern, Werte anders zu 
interpretieren, gute Gründe zu mobilisieren, schlechte zu denunzieren, um so einen breiten- 
wirksamen Stimmungsumschwung herbeizuführen, die Parameter der verfaßten politischen 
Willensbildung zu verändern und zugunsten bestimmter Politiken Druck auf Parlamente, Ge- 
richte und Regierungen auszuüben« (Habermas 1992c, 448). 


2. Die Öffentlichkeit in Brasilien 


Politische Aspekte 


Schon aus den bahnbrechenden klassischen Studien (Oliveira Vianna 
1942; Freyre 1936), die die Konturen einer brasilianischen »Sozialpsycho- 
logie« nachzeichnen, geht ein wesentliches Merkmal der brasilianischen 


8 Indem Habermas die sozialen Bewegungen generell als zweidimensionale (defensiv/of- 
fensive) Akteure betrachtet, nimmt er offenbar die Kritik von Cohen und Arato (1992, 
531ff) auf. Noch in seiner Theorie des kommunikativen Handelns schrieb Habermas 
(1981, 575ff) ihnen (mit Ausnahme der Frauenbewegung) lediglich einen defensiven 
Charakter zu. 
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Öffentlichkeit hervor: die übergroße Rolle des den öffentlichen Raum be- 
grenzenden Privatbereichs. 

»Wir Brasilianer sind alle ungefähr so: das häusliche Leben nimmt uns in einem solchen Maße 
in Anspruch, daß das öffentliche und soziale Leben vor dieser Vorherrschaft kapituliert und 
sich zurückzieht« (Oliveira Vianna 1942, 34). 

Viele zeitgenössische Beiträge unterstützen diese klassische Diagnose. Sie 
legen dar, daß die Logik der Privatsphäre, ja der Familienbindungen, ın 
den öffentlichen Raum eindringt und die Beziehungsmuster auf dieser 
Ebene prägt. So zeigt zum Beispiel der Anthropologe DaMatta (1985) auf, 
wie die »Vetternwirtschaft« im weitesten Sinne nicht eine Entstellung, 
sondern einen konstitutiven Bestandteil der brasilianischen politischen 
Kultur verkörpert. Sie stellt den Kontrapunkt jenes politisch-öffentlichen 
Diskurses dar, der den liberal-universalistischen Charakter der Politik be- 
tont, während die politische Praxis durch die differenzierte Behandlung der 
Freunde, die Privilegierung der Verwandten etc. charakterisiert wird. Da- 
bei handelt es sich lediglich um eine Beziehungsloyalität, die keinerlei 
rechtliche oder ideologische Verankerung aufweist. In DaMattas originel- 
ler Formulierung: 

»[Wenn wir] zwischen einem unpersönlichen Gesetz, das besagt: 'Verboten!' und einem guten 
Kumpel, der sagt: 'Ich will es!' [entscheiden müssen], stehen wir hinter dem Freund und ver- 
gessen das Gesetz« (DaMatta 1992, 17). 

Ausgehend von diesen »häuslichen« Mustern werden die öffentlichen 
Kontakte aufgenommen: Man versucht, im öffentlichen Raum stets neue 
Loyalitäten zu gründen und neue Kompromisse zu schließen. Wenn Kon- 
flikte auftauchen, wird erwartet, daß diese nicht sachlich, aufgrund be- 
stimmter Rechte und Pflichten, sondern persönlich gelöst werden, also 
durch ein Ritual, das die fremde Gegenpartei in Freund (oder Feind) um- 
wandelt: !0 

»Man weiß, daß die Erwähnung einer unpersönlichen und universalistischen Behandlung eine 
Form darstellt, um ein Problem entweder nicht zu lösen oder um dessen Lösung zu erschwe- 
ren« (ebd., 67). 

Die Implikationen dieser sozialen Dynamik für die Konsolidierung der 
Staatsbürgerschaft liegen auf der Hand. Der Staatsbürger ist nicht die 
Grundeinheit der politischen Gemeinschaft. Nicht über allgemein geltende 


Übersetzung dieses und der übrigen Zitate vom Verfasser. 

10 Santos (1993, 102ff) zeigt in einer umfassenden empirischen Studie, daß die Verheimli- 
chung von Konflikten ein konstitutives Element der politischen Kultur Brasiliens ist. In 
der Untersuchung erklärte nur ein kleiner Teil der brasilianischen Erwachsenen, an ir- 
gendeinem Konflikt (im Rahmen der Arbeit, der Ehe etc.) beteiligt gewesen zu sein. Die 
Mehrheit derjenigen, die die Beteiligung an einem Konflikt zugaben, löste die Angele- 
genheit mit ihren eigenen Mitteln - also ohne Rekurs auf institutionelle oder gerichtliche 
Wege. Dies belegt, so Santos, das schwache gesellschaftliche Vertrauen in die institutio- 
nellen Mechanismen der Konfliktlösung. 
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Normen werden die Teilnehmer der politischen Gemeinschaft integriert, 
sondern über die Familien, die Freundschaftskreise etc., in denen sich der 
Vollgenuß der »Staatsbürgerrechte« realisiert - oder eben nicht. 

Doch mit dieser politischen Integrationsform hängen offensichtlich Um- 
stände zusammen, die es erschweren, daß die Öffentlichkeit ihre im demo- 
kratischen Kontext zugeschriebenen Funktionen erfüllen kann, nämlich als 
Arena zu fungieren, in der es zu einer mehr oder weniger freien Willens- 
bildung kommt und die dann als Legitimation der politischen Ordnung 
dienen kann. Hier zeigen sich mindestens drei miteinander zusammenhän- 
gende Problembereiche, und zwar: 


1) Ungleiche Intensitäten politischer Integration. Es wird ersichtlich, daß 
in einem Kontext, in dem Art und Ausmaß des Zugangs zu öffentlichen 
Gütern (von staatlichen Leistungen bis hin zu der Gewährleistung der Ver- 
fassungsrechte durch den Justiz-, Polizeiapparat etc.) von persönlichen Be- 
ziehungen abhängt, nur eine äußerst hierarchisierte Form der Staatsbürger- 
schaft entstehen kann. Diejenigen, die keine Beziehungen zu einflußrei- 
chen Personen oder Institutionen haben, können nur partiell (qualitativ und 
quantitativ betrachtet) die geltenden Verfassungsrechte in Anspruch neh- 
men. D.h. es gibt Bevölkerungsgruppen, die sich selbst nicht als Bürger 
bzw. als Mitglied einer auf allgemein geltenden Normen beruhenden poli- 
tischen Gemeinschaft wahrnehmen, und die darüber hinaus die Legitimität 
dieser Normen nicht anerkennen können. Diese Gruppen leben in einer, 
wie es Prandi (1992, 84) nennt, »vorethischen Welt«. Damit meint der 
Autor einen Kontext, in dem die rasante Urbanisierung zu einem Verlust 
tradierter Werte und Normen führte: Die religiösen Normen, die historisch 
als ethische Referenz für diese Bevölkerungsgruppen galten, haben bereits 
ihre bindende Kraft verloren, ohne daß an deren Stelle sozial tragfähige sä- 
kularisierte Werte und ein entsprechender Normenkodex getreten wären. 


2) Zerstörung der Legitimationsgrundlage der Verfassungsordnung. Wer- 
den die universell geltenden Normen einer Logik der persönlichen Bezie- 
hungen untergeordnet, so wird ungewiß, auf welcher Grundlage (schrift- 
lich fixierte Normen oder Logik der Beziehung) die sozialen Interaktionen 
überhaupt erfolgen sollen. So muß bei jeder öffentlichen Kontaktaufnahme 
das zweckmäßige Verhalten erst herausgefunden werden, da dieses nicht 
unbedingt mit den Vorschriften übereinstimmt. Dadurch geraten aber Prä- 
missen der Verfassungsordnung in Gefahr, nämlich der Glaube an die Ef- 
fektivität des vorschriftsgemäßen Handelns und die Erwartung, daß sich 
die Gesamtheit der Gesellschaftsmitglieder an diese Normen hält. 

Santos (1993, 108ff) zufolge entspricht der Zerfall der universellen Nor- 
men einem Entzug jeglicher positiver symbolischer Bedeutung, die die Ge- 
sellschaft dem öffentlichen Raum im Prinzip zuschreibt. Dies kann zu ei- 
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nem Rückzug ins Private führen, aber auch die Entstehung kleiner sozialer 
Gruppierungen (Verbrecherbanden, Korruptionsnetzwerke usw.) hervorru- 
fen, die das Strafgesetzbuch völlig ignorieren und nach ihren eigenen Eh- 
renkodexen handeln. 


3) Unausgewogenheit zwischen Partizipation und Repräsentation. In einer 
umfassenden Studie über Politik und Gesellschaft in Lateinamerika geht 
auch Alain Touraine (1989) auf die Bedeutung der Beziehungsloyalität für 
die Konstituierung des lateinamerikanischen öffentlichen Raumes ein. Hier 
werden einige Aspekte seiner Argumentation wiedergegeben, die die bra- 
silianische Realität, so wie ich meine, treffend beschreiben. Touraine zu- 
folge läßt sich die Dynamik der politischen Öffentlichkeit in Lateinamerika 
nicht durch das europäische Muster einer Parteienkonkurrenz erklären, in 
der die politischen Akteure (Parteien, Fraktionen, Einzelpolitiker etc.) zwi- 
schen sozialen Interessen und einem Staat vermitteln, dessen politische 
Amtsinhaber periodisch neugewählt werden. Ebensowenig eignet sich das 
amerikanische Demokratiemodell, in dem Interessengruppen auf dem poli- 
tischen Markt konkurrieren und sich somit gegenseitig begrenzen. Für La- 
teinamerika zeigt sich eher, daß die mächtigen ökonomischen Gruppen 
kaum versuchen, über die Öffentlichkeit einen entsprechenden Einfluß auf 
die politischen Entscheidungen zu nehmen. Statt dessen werden die Inter- 
essen unmittelbar über Amtsinhaber innerhalb des Staatsapparates vertre- 
ten, indem die ökonomischen Gruppen Einzelpolitiker bestechen, Behör- 
den »feudalisieren« und sie für die Umsetzung bestimmter Zwecke ausnut- 
zen (vgl. O’Donnell, 1993). 

Die Parteien haben in diesem Kontext keine Inhalte einer organischen 
Ideologie, auf die sich die innerparteilichen Diskurse und Handlungen be- 
ziehen. Die politischen Akteure stützen sich vielmehr auf die Familien- 
und Freundschaftsnetzwerke, die an die Stelle der fragil organisierten so- 
zialen Akteure treten. In einem solchen öffentlichen Raum, so Touraine, 
rücken Kategorien wie Ehre, Loyalität, Verrat, affektive Präferenzen statt 
strategischer Koalitionen und politischem Kalkül ins Zentrum der politi- 
schen Sprache bzw. des politischen Handelns. Damit ist Politik nicht nur 
eine Frage von »Interessen«, sondern auch eine von »Leidenschaften«. In 
diesem Politikverständnis gibt es keinen Raum für die »Kälte« und die 
»didaktischen« Diskurse, die die europäische Politik kennzeichnen: Man redet 
eher von den im Alltag erlebten Härten und Beklemmungen, von Freude und 
Trauer, von konkret existierenden Gemeinschaften und Menschen. 

Dieser »expressiven Erscheinungsform der Politik«, so Touraine (1989, 
178), entspricht ein Muster des kollektiven Handelns, das mit zwar explo- 
siven, aber episodischen Sozialerschütterungen einhergeht, als ob »die 
Leidenschaften eher kurze und gewaltsame Dramen als /angfristig organi- 
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siertes Handeln erzeugen könnten«. Ein politisches Engagement, das nicht 
von reflektionsgestützten Urteilen ausgeht, sondern lediglich von Betrof- 
fenheit, Empörung und diffusen gemeinschaftlichen Zugehörigkeitsgefüh- 
len, kann zwar in spektakuläre Massendemonstrationen münden, aber kei- 
ne Dauerakteure entstehen lassen, die zu einer sinnvollen Teilnahme am 
Willensbildungsprozeß fähig sind. Somit kann die verflüssigte gesell- 
schaftliche Solidarität, die bei diesen episodischen Mobilisierungsprozes- 
sen zum Ausdruck kommt, nicht kontinuierlich auf die Domäne der Politik 
einwirken. 


Die Medienlandschaft 


Nachdem der Hörfunk über mehrere Jahrzehnte seine Vormachtstellung als 
wichtigstes und verbreitetstes Massenmedium Brasiliens aufrechterhalten 
konnte, macht ihm das Fernsehen derzeit diese hegemoniale Stelle streitig. 
Inzwischen erreicht das Fernsehen - je nach Region - bis zu 92% der Bra- 
silianer. Der Empfang und die Zeit, die beim Fernsehen verbracht wird, 
stehen in umgekehrter Proportion zu dem Einkommensniveau: Je ärmer die 
Bevölkerungsgruppe ist, desto mehr und öfter wird ferngesehen (Miceli 
1989, 23). 

Im Bereich der Printmedien ist dagegen eine positive Wechselbeziehung 
zwischen Einkommen und Verbreitung von Zeitungen bzw. Zeitschriften 
zu beobachten: Stuft man die brasilianische Bevölkerung in fünf Einkom- 
mensklassen ein, so erreichen die Zeitungen 87% der obersten und nur 
16% der untersten Bevölkerungsschicht. Die Leserdichte (Anzahl der Zei- 
tungsexemplare pro 1000 Einwohner) liegt bei 57 - ein im Vergleich mit 
Deutschland (350), den USA (268) aber auch Mexiko (120) oder Vene- 
zuela (186) bescheidener Koeffizient (Wilke 1992, 97ff). 

Besteht in der Zeitschriftenproduktion eine eindeutige Besitzkonzentration 
(ein einziger Verlag gibt neun der zehn auflagenstärksten Zeitschriften 
heraus - ebd., 104), so existieren auf dem Zeitungsmarkt mehrere wichtige 
Organe, die im Besitz verschiedener Unternehmensgruppen sind und un- 
terschiedliche Meinungen repräsentieren. Doch unter den überregionalen 
Zeitungen läßt sich eine Tendenz zur Oligopolbildung erkennen: Den vier 
größten Organen gehört über die Hälfte des Vermögens bzw. des Umsatzes 
der insgesamt etwa 300 brasilianischen Tageszeitungen (Silva 1986, 41; 
Michahelles/Leite 1994, 566). 

Kein anderer Medienbereich weist aber eine solche Machtballung auf, wie 
sie im Bereich des Fernsehens herrscht. Vier!! privatrechtlich organisierte 


11 Die Privatnetze haben eine Einschaltquote von insgesamt 98%. Die Entstehung neuer TV- 
Formen - wie »community TV«, »local relay stations« und »subscription TV« - trägt nicht 
groß dazu bei, die Machtballung im Fernsehbereich abzubauen, denn die neuen Anstalten bie- 
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Fernsehnetze kontrollieren fast den gesamten Markt, dabei erreicht Rede 
Globo, das mächtigste Medienunternehmen Brasiliens und das viertgrößte 
der Welt, durchschnittliche Einschaltquoten von über 70%. Der Einfluß 
von Rede Globo auf die Meinungsbildung in Brasilien wird allgemein als 
»gewaltig« (Michahelles/Leite 1994) bezeichnet: Nach einer 1988 durch- 
geführten Umfrage halten 80% der Brasilianer Rede Globo für die einfluß- 
reichste brasilianische Institution, noch vor dem Staatspräsidenten, der 
Kirche und dem Nationalkongreß (Wilke 1992, 125). Rede Globo ist sich 
seiner gesellschaftlichen Macht bewußt und spielt eine entsprechend be- 
deutende Rolle. Während des Wahlkampfs wählt das Medienunternehmen 
seine Kandidaten aus und favorisiert diese in ihrer Berichterstattung. Das 
augenfälligste und meistzitierte Beispiel stellte die Unterstützung des Kan- 
didaten Collor dar, der 1989 dank zahlreicher TV-Auftritte als »well- 
trained television performer« (Flynn 1993, 357; vgl. auch Lima 1993) in 
wenigen Monaten von einem unbedeutenden Provinzpolitiker zum Staats- 
präsidenten aufstieg. 

Im Vergleich zum Fernsehwesen herrscht im Hörfunkbereich eine viel dezen- 
tralisiertere Besitzstruktur. Jedoch kann auch die Radiolandschaft nicht als ein 
freier Markt bezeichnet werden, da auch hier politische Präferenzen eine 
wichtige Rolle spielen. Die Konzessionen für den Betrieb von Radiosen- 
dern (sowie Fernsehanstalten) werden von der Regierung meistens auf- 
grund politischer Kriterien erteilt. Das inhaltliche und technische Konzept 
eines Lizenzantrages wird kaum berücksichtigt, maßgebend ist die politi- 
sche Loyalität zur Regierung, die die Antragsteller versprechen. !? 


3. Der Aufbau der Öffentlichkeit in Brasilien 


Nach der gerade erfolgten Schilderung scheinen in der von Medienriesen 
beherrschten brasilianische Öffentlichkeit traditionell-populistische For- 
men der Loyalitätsbeschaffung mit medialen Manipulationsstrategien der 
politischen Massenpräferenzen zusammenspielen. Allerdings gibt es auch 


ten auch nur die Programme der größten Netze an (Amaral/Guimaraes 1994, 37). 

12 Im Jahre 1987 war der damalige Präsident Sarney Protagonist eines der skandalösesten 
Mißbräuche des Vorrechts der Exekutive, über die Konzession von Radio- bzw. Fernseh- 
sendern zu entscheiden. Durch eine generöse Erteilung von Lizenzen gelang es ihm, eine 
positive Stellungnahme des Nationalkongresses für die Verlängerung seiner Amtszeit für 
ein weiteres Jahr zu erhalten. Von den 91 Parlamentariern (16,3% der Parlamentsmitglie- 
der!), die in der Regierung Sarney eine Betriebslizenz für eine Radio- bzw. TV-Anstalt 
erhielten, stimmten 82 der verlängerten Amtszeit zu (Motter 1994, 94ff). Die 1988 gebil- 
ligte Verfassung änderte zwar die bis dahin geltenden Lizenznormen, jedoch nicht grund- 
sätzlich. Dem neuen Verfassungstext zufolge müssen die neuen Konzessionen bzw. ihre 
Verlängerung vom Nationalkongreß in Einklang mit einem aus Vertretern der »Zivilge- 
sellschaft« zusammengesetzten Kommunikationsrat erteilt werden. Diesem Rat wird al- 
lerdings lediglich eine Beratungsfunktion und keine Beschlußkompetenz zugewiesen 
(Herscovici 1995, 26). 
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neuere Entwicklungen im Bereich der Massenmedien, in der Zivilgesell- 
schaft und im Rahmen der »kleinen Offentlichkeiten«, die die Entstehung 
einer »politisch fungierenden« Öffentlichkeit begünstigen. 


Jüngste Transformationen im Medienbereich 


Hintergrund für die zunehmende Bedeutung der Massenmedien in Rah- 
men des Aufbauprozesses der Offentlichkeit in Brasilien sind zwei Ent- 
wicklungen: 


1) Die Etablierung eines neuen Journalismus: In den siebziger Jahren, als 
Vertreter des Militärregimes in den Redaktionen der großen Presseorgane sa- 
Ben, ihre eiserne »vorbeugende Zensur« übten und die Zeitungen zur Hofbe- 
richterstattung zwangen, erlebte die »alternative Presse« ihre Blütezeit. Es ent- 
standen zahlreiche Zeitungen (Movimento, Pasquim, De Fato, Coojornal, Em 
Tempo, Versus etc.), die aufgrund ihrer im Vergleich mit den etablierten 
Organen kleinen Auflage von den Militärs weniger streng kontrolliert wur- 
den. In ihrer Mehrzahl erschienen sie wöchentlich und wurden in den Ki- 
osken, aber auch im Handverkauf vertrieben. Eine neue Redaktionsstruktur 
- zumeist selbstverwaltete Kollektive von Journalisten - und vornehmlich 
ein neuer Stil kennzeichneten diese Organe. Sie brachten »eine andere 
Sprache und eine gewagte Thematisierung von Anklagen, Entmystifizie- 
rung und neue politische Projekte« (Festa 1986, 17) ein. 

Als Ende der siebziger Jahre die „demokratische Öffnung« begann, konnte 
allerdings kaum eines dieser alternativen Organe überleben. Sie starben 
allmählich aus finanziellen und organisatorischen Gründen aus. Der Stil 
dieser Blätter überlebte jedoch, da er die journalistische Kultur Brasiliens 
nachhaltig geprägt hatte. Nach der Lockerung der Pressezensur wurde 
1978 nicht nur das Personal der alternativen Blätter in die etablierten Or- 
gane aufgenommen, einige dieser Zeitungen versuchten auch, den kriti- 
schen Joumalismus der » Alternativen« fortzusetzen. 

Die heute auflagenstärkste Zeitung Brasiliens Folha de Sao Paulo verkör- 
pert diesen Versuch, ihr Konzept von Journalismus mit der gesellschaftli- 
chen Forderung nach mehr Demokratie und Transparenz im politischen 
Prozeß unmittelbar in Einklang zu bringen, am deutlichsten. Durch ihr ent- 
schiedenes Engagement für die Forderung nach der Direktwahl des Staats- 
präsidenten 1984 erwarb die Zeitung das Vertrauen der liberalen und lin- 
ken Intellektuellen und konnte in wenigen Jahren ihre Auflage verdoppeln 
(Michahelles/Leite 1994, 567). 

Nach der Erfolgsstory der Fol/ha machten sich die anderen wichtigen 
Presseorgane auch auf die Suche nach offensiveren Kommunikationsfor- 
men. Dabei wurde neben der Umgestaltung der graphischen Profile ein 
journalistischer Stil gefördert, der nach dem Vorbild des amerikanischen 
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Journalismus die eigenständigen Recherchen fördert (Silva 1991, Kap. IV). 
Damit wurde die Presse zu einem aktiven »Akteur«, der Korruptionsaffä- 
ren, heimliche Vereinbarungen und politische Machtmißbräuche aufdeckt 
und denunziert. Derzeit lassen sich Züge dieses investigativen Joumnalis- 
mus eindeutig auch in den wöchentlichen Nachrichtenmagazinen und nicht 
zuletzt im TV-Journalismus erkennen. 


2) Die Heterogenität der über die Massenmedien vermittelten ideologi- 
schen Inhalte. Berücksichtigt man die monopolisierte Besitzstruktur der 
brasilianischen Massenmedien - besonders des Fernsehsektors -, so könnte 
man eine unproblematische Durchsetzung der Machtansprüche der Me- 
dieninhaber vermuten. Vorausgesetzt wird dabei, daß die massenmedialen 
Botschaften eine geradlinige Resultante aus dem Konzept der Medienei- 
gentümer und der Nachfrage ihres Zielpublikums sind. Doch die Dynamik 
der Kulturindustrie ist auch, so die These von Miceli (1989, 27ff), durch 
die Polarisierung in der »Verteilung des schulischen und kulturellen Kapi- 
tals« geprägt, die die hierachisierte brasilianische Gesellschaft kennzeich- 
net. Eine überqualifizierte Elite von Intellektuellen (Publizisten, Politolo- 
gen, Soziologen, Schriftsteller, Künstler, etc.), die in ihrem spezifischen 
Berufszweig keine Beschäftigung finden, fungiert als Kulturproduzent in 
einem hochtechnisierten und professionalisierten Mediensektor. Im Gegen- 
satz zu dieser intellektuellen Gruppe, die das Massenkulturangebot gestal- 
tet, stehen die Konsumenten der Kulturindustrie, insbesondere der TV- 
Sendungen, die überwiegend eine geringe Schulbildung besitzen. 

Diese Kulturproduzenten weisen ein linksorientiertes weltanschauliches 
Profil auf, das für die Intellektuellen und Künstler in Brasilien typisch ist. 
Nach Miceli sind progressive, sozial engagierte und kosmopolitische An- 
sprüche konstitutive Elemente ihres Weltbildes, was sich notwendigerwei- 
se im Werk dieser Kulturproduzenten reflektiert. Die relative Autonomie 
dieser Intellektuellen in den jeweiligen Medien, also die Freiheit der Kul- 
turproduzenten, das massenmediale Angebot mit ihrer Weltanschauung zu 
färben, wird folgendermaßen erklärt: 

»[Sie] beherrschen die technischen Sprachen der elektronischen und der Printmedien, die er- 
folgreichsten Botschaften und Kulturgüter, wie beispielsweise die soap operas und Fernsehse- 
rien, und die inhaltlichen und graphischen Umgestaltungskonzepte der wichtigsten Zeitungen 
und Zeitschriften. In ihren Arbeiten lassen sich diese Professionellen von einer Diagnose der 


brasilianischen Gesellschaft leiten, die sich auf eine Fülle von Akteuren und sozialen Erfah- 
rungen bezieht« (ebd., 31). 


13 Die Selbsteinschätzung der brasilianischen Journalisten stimmt weitgehend mit der Dar- 
stellung Micelis überein. Einer jüngeren - und im brasilianischen Kontext innovativen - 
Untersuchung zufolge behauptet nur ein im Vergleich mit ihren amerikanischen Berufs- 
koliegen kleiner Anteil der brasilianischen Journalisten, daß ihre Arbeit von den Vorge- 
setzten kontrolliert wird (Cardoso 1995, 133). Ferner schreiben sie sich selbst den Lesern 
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Damit wird behauptet, daß in der brasilianischen Medienlandschaft folgen- 
de originelle Personalkonstellation besteht: Riesenunternehmen müssen in- 
haltlich und ästhetisch fortschrittlichen Konzepten bzw. Kulturproduzenten 
gewisse Freiräume zugestehen, um die Qualität und Verkäuflichkeit ihrer 
Produkte aufrechtzuerhalten. Die Größe dieser Spielräume ist jedoch nicht 
konstant und wird von finanziellen und ideologischen Verhandlungen be- 
stimmt, »die typisch für die Produktionsverhältnisse der Kulturindustrie 
sind« (Silva 1986, 35).!* 

Die von Massenmedien vermittelten Botschaften ergeben sich somit aus 
einem dreipoligen Spannungsfeld, in dem sich die Weltanschauung der 
Kulturproduzenten, die Nachfrage des Publikums (Einschaltquoten) und 
die Interessen der Medieneigentümer bzw. ihrer politischen Bundesgenos- 
sen gegenüber stehen. Deshalb sind diese Botschaften inhaltlich ambiva- 
lent. Ein Teil dieser Produktionen, selbst im besonders massenwirksamen 
TV-Bereich, enthält eine wirklichkeitsnahe Darstellung der brasilianischen 
Gesellschaft und schafft die Grundlage für eine kritische Wahrnehmung 
und Reflektion der gegenwärtigen Probleme.!5 


Der Aufbau der Zivilgesellschaft 


Eine mittlerweile fast unüberschaubare Fülle von Beiträgen widmete sich 
bereits der Untersuchung der Rolle, die die seit den siebziger Jahren wach- 
senden sozialen Bewegungen, Bürgerinitiativen und andere zivilgesell- 
schaftliche Akteure im Demokratisierungsprozeß Brasiliens spielten bzw. 
weiterhin spielen (so etwa Alvarez 1989; Boschi 1987; Cardoso 1992; 
Scherer-Warren 1993). In diesen Beiträgen wird sowohl auf die Schwie- 
rigkeiten hingewiesen, die die vorhandenen politischen Strukturen und die 


bzw. Zuschauern gegenüber eine »Aufklärungsmission« zu: Sie wollen »ein Publikum 
ausbilden, das in der Tat nicht an einer Ausbildung interessiert ist. Das Publikum muß gut 
informiert werden, denn es handelt sich um eine manipulierbare Gruppe« (ebd., 135). 

14 Ein extremes Beispiel für diese Verhandlungen führt Straubhaar (1989) an. Er zeigt auf, 
wie 1984 Rede Globo, die anfangs in ihrer Berichterstattung die Bewegung für eine Di- 
rektwahl des Präsidenten ignorierte bzw. negativ darstellte, allmählich zu einer positiven 
Schilderung, ja zu einer Ermutigung der Demonstranten kam. Diese Positionswende führt 
der Autor neben anderen Faktoren auch auf die »interne Kritik« zurück: »a number of TV 
Globo joumalists were highly critical of the station's position and may even have threate- 
ned to strike if Globo did not begin to support the campaign elections.« 

15 Die hier aufgeführte, gemäßigt optimistische Darstellung der brasilianischen Massenme- 
dien nimmt Abstand sowohl von der immer wiederkehrenden Bewertung jener Linken, 
die im Bildschirm und in den etablierten Printmedien nur Manipulation und Desinforma- 
tion sehen, als auch von m. E. unrealistisch enthusiastischen Ansichten, wie der von Alain 
Touraine (1989, 143). Diesem Autor zufolge ist das Fernsehen in Lateinamerika ein In- 
strument zur Rückkehr in die soziale Realität: Während in Europa das Fernsehen ange- 
sichts der verfestigten Sozialstrukturen einen Raum für »Imagination und Antizipation« 
darstelle, »weist dieses Medium dagegen in Lateinamerika Pfade in einem Kontext, in 
dem unbeschränkte und sozial unbestimmte Aspirationen vorherrschen«. 
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etablierten Formen der Interessenvertretung für die Handlungen dieser 
Bewegungen darstellen, als auch auf die Bedeutung dieser Bewegungen für 
die Transformation der politischen Konstellation. An dieser Stelle soll nun 
lediglich versucht werden, die Mitwirkung zivilgesellschaftlicher Akteure 
beim Aufbau einer poröseren, aber auch transparenten Öffentlichkeit zu 
verdeutlichen. Die politischen Beiträge dieser neuen Akteure entfalten sich 
auf mindestens drei sich gegenseitig ergänzenden Ebenen: 


1) Erzeugung von Gegenöffentlichkeit:1° Noch während der Militärherr- 
schaft gab es Organisationen, die sich darauf spezialisiert hatten, systema- 
tisch Informationen zu einem Sachgebiet auszuwerten und die der offizi- 
ellen Betrachtung der gesellschaftlichen Realität widersprachen. Die ka- 
tholische Kirche leistete verschiedenen Initiativen dieser Art Beistand. Der 
katholische Klerus und andere Institutionen waren beispielsweise die In- 
itiatoren des bekannten Buchprojektes »Tortura Nunca Mais« (Nie wieder 
Folter), das zu einer Bastion des Widerstandes gegen die Verletzung der 
Menschenrechte und der Aufdeckung der von den Militärs verübten Ver- 
brechen wurde (Eloysa 1987). Ebenfalls innerhalb der Kirche bildeten sich 
Arbeitsgruppen heraus, wie das 1972 gegründete Indianerkomitee (CIM]) 
und die 1975 gegründete Kommission für Landprobleme (CPT), die durch 
ihren Kontakt mit den Indianern bzw. mit Gebieten, in denen unklare 
Landbesitzverhältnisse vorherrschen, Informationen über verdeckte Kon- 
flıkte (Indianer/Goldsucher, Landbesetzer/Großgrundbesitzer etc.) in die 
Öffentlichkeit bringen. Weder die Presse noch die Behörden hatten de 
facto bis zu der Entstehung dieser Gruppen ihre Aufmerksamkeit auf diese 
Regionen und die dort herrschenden Konfliktfelder gerichtet (Della Cava 
1989, 151ff; Schürger, 1994, 244ff). 

Ebenfalls durch die Unterstützung der katholischen Kirche entstand 1981 
das IBASE (brasilianisches Institut für soziale und wirtschaftliche Analy- 
sen), ein Institut, das statistische Daten und soziale Informationen zu be- 
stimmten Sachfragen zusammenstellt (Merz/Wernicke 1995, 10). Ver- 
schiedene soziale Bewegungen berufen sich auf diese Daten, um ihre For- 
derungen und Argumentationsstrategien zu formulieren. 

Abseits der Kirche stellen DIEESE (Abteilung für soziale und wirtschaftli- 
che Studien und Statistiken) und DIAP (Abteilung für parlamentarische 
Beratung) Beispiele von Initiativen dar, die seit ihrem Entstehen eine 
wachsende öffentliche Bedeutung gewonnen haben. Beide Initiativen wur- 
den von einem Pool von Gewerkschaften auf die Beine gestellt. DIEESE 
wertet Wirtschaftsstatistiken aus, die die Gewerkschaften ihren Lohnver- 


16 Der Begriff Gegenöffentlichkeit (bzw. Gegendiagnose) wird hier wie bei Rucht (1988, 
291) im Sinne »einer über Einzelfragen hinausgehenden Opposition zu 'etablierten' Fach- 
positionen und Öffentlichkeitsstrukturen« verwendet. 
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handlungen zugrunde legen. DIAP kontrolliert die parlamentarische Betä- 
tigung der Abgeordneten und unterstützt Gewerkschaften und soziale Be- 
wegungen bei ihrem Umgang mit parlamentarischen Fragen. 

Neben diesen landesweiten Organisationen gibt es noch eine Vielzahl klei- 
nerer Nichtregierungsorganisationen, die auf der jeweiligen lokalen Ebene 
Relevanz besitzen. Das Verdienst all dieser Organisationen besteht darin, 
Informationen zu würdigen, die sonst verborgen geblieben wären. Diese 
Informationen dienen auch der etablierten Presse, die sich auf die Daten 
der Gegenöffentlichkeit beruft, um offizielle Informationen und Diagnosen 
zu überprüfen. Dadurch erwerben diese Institutionen ein zunehmendes so- 
ziales Gewicht und wachsenden publizistischen Einfluß. Mit ihnen treten 
aber auch deren öffentliche Vertreter ins Licht der Öffentlichkeit: Sie wer- 
den zu prominenten Persönlichkeiten, auf die das Ansehen und die Repu- 
tation der Organisation übertragen werden. Ihnen gelingt es oft, neue The- 
men in die öffentliche Debatte einzuführen, da ihre Äußerungen häufig 
unmittelbar von der Presse aufgenommen werden, als würden sie per se ei- 
nen »Nachrichtenwert« besitzen. 


2) Die Erweiterung der öffentlich diskutierten Problembereiche: Die Her- 
ausbildung von kollektiven Akteuren entspricht normalerweise einer the- 
matischen Erweiterung des öffentlichen Diskurses, da die neuen Akteure 
die öffentliche Aufmerksamkeit auf neue Problemlagen lenken bzw. neue 
Ansichten über gesellschaftlich bereits erfaßte Probleme hervorbringen. In 
der jüngsten brasilianischen Geschichte löste die Entstehung einiger Be- 
wegungen eine breite öffentliche Diskussion über Fragen aus, die noch 
nicht als gesamtgesellschaftlich relevant wahrgenommen worden waren. 
Die öffentliche Behandlung dieser Themen führte nicht selten zu politi- 
schen bzw. staatlichen Interventionen im betreffenden Bereich. 

Die Anliegen der Frauenbewegung sind paradigmatisch dafür, wie soziale 
Bewegungen neue Themenschwerpunkte in die Öffentlichkeit hineintragen 
können. Fragen, wie Gewalt gegen Frauen, Kindertagesstätten, Empfäng- 
nisverhütung und Sexualität galten noch vor zwanzig Jahren als privat - 
und damit als öffentliche Tabuthemen. Anfang der achtziger Jahre hinge- 
gen wurden diese Probleme bereits in die Wahlprogramme zahlreicher 
Parteien und Kandidaten mit Nachdruck aufgenommen und erhielten da- 
durch öffentliche Bedeutung. Diese schnelle politische Wende ist, so Alva- 
rez (1989), neben der zunehmenden Anerkennung geschlechtsspezifischer 
Fragen auf internationaler Ebene dem öffentlichen Druck der brasiliani- 
schen Frauenbewegung zu verdanken. 

Die Schwarzenbewegung, die ebenfalls in den siebziger Jahren wiederauf- 
lebte, zeigt, daß die Entstehung neuer sozialer Akteure die Aufnahme neu- 
artiger Problemlagen in die öffentliche Thematisierung befördern kann. 
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Dies geht unmißverständlich aus der Untersuchung von Andrews (1993) 
hervor. In Anbetracht der jüngsten Geschichte der brasilianischen Schwar- 
zenbewegung zeigt der Autor wie diese »forced the issues of racial discri- 
mination and inequality on to the national political agenda and provoked 
a society-wide debate on how to deal with them« (Andrews 1993, 170, 
Herv. S.C.). 

Als drittes Beispiel läßt sich die Ökologiebewegung nennen, die auch An- 
fang der siebziger Jahren entstand. Sie konnte im Hinblick auf die Sensibi- 
lisierung der Öffentlichkeit für ihre Botschaften einige Erfolge verbuchen. 
Der in puncto Umweltschutz fortschrittliche Charakter der 1988 entstande- 
nen Verfassung ist zu einem großen Teil der Ökologiebewegung zu ver- 
danken (Viola/Nickel 1994). 

Die landesweit organisierte Landlosenbewegung versucht ebenfalls, durch 
spektakuläre Aktionen (Landbesetzungen, Straßensperren usw.) die Gesell- 
schaft von der Wichtigkeit ihres Protests bzw. der Richtigkeit ihrer Forde- 
rungen zu überzeugen und darüber hinaus Druck auf die Entscheidungsträ- 
ger auszuüben (Navarro 1994). 


3) Förderung der in der Lebenswelt verankerten Kommunikationsmöglich- 
keiten: Wahrscheinlich würden nur noch sehr wenige Sozialwissenschaftler 
die These vertreten, nach der die sozialen Bewegungen Keimzellen sind, in 
denen horizontale Beziehungsmuster herrschen und postmaterialistische 
Lebensformen kultiviert werden. Dieser noch Anfang der achtziger Jahre 
in Lateinamerika sehr verbreiteten Ansicht zufolge würden sich die in den 
Bewegungsmilieus geförderten Werte und Umgangsformen allmählich auf 
die gesamtgesellschaftlichen Beziehungen übertragen und somit die Fun- 
damente der herrschenden autoritären politischen Kultur untergraben 
(Evers 1984). Mehrere Untersuchungen haben indessen gezeigt, daß die in 
Lateinamerika aufgetretenen sozialen Bewegungen aufgrund ihrer zykli- 
schen Dynamik lediglich in wenigen Phasen ihrer Geschichte - wenn über- 
haupt - alternative Organisationsmuster aufweisen. Im übrigen Zeitraum 
reproduzieren sie jene bürokratischen und hierarchisierten Umgangs- und 
Organisationsformen, die in der Gesellschaft überwiegen (Boschi 1987, 
60). Außerdem - so wird herausgestellt - umfassen diese Bewegungen ei- 
nen so geringen Anteil an der Bevölkerung, daß es äußerst unrealistisch 
wäre, mit der Verallgemeinerung der bei ihnen angeblich kultivierten Sit- 
ten und Werte zu rechnen (Vigevani 1989, 105). 

Hier soll nicht versucht werden, die erstgenannte enthusiastische These zu 
rehabilitieren. Es soll lediglich darauf aufmerksam gemacht werden, daß 
Transformationen in der »kommunikativen Infrastruktur der Lebenswelt« 
mit dem Aufkommen neuer Vereinigungen (soziale Bewegungen, Bürger- 
initiativen, christliche Basisgemeinden, Mütterclubs etc.) zusammenhän- 
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gen. Anhand on kollektiven Aktionen entstehen neue Treffpunkte und 
alternative Interaktionsräume, in denen sich die Teilnehmer über im Alltag 
auftretende Probleme austauschen können. Somit werden die Kommunika- 
tionsmöglichkeiten gefördert, die sich inhaltlich und räumlich auf die Le- 
benswelt beziehen. 

Jeder zivilgesellschaftliche Akteur fördert also lebensweltliche Kommuni- 
kationsformen. Diese Eigenschaft entspricht der oben erwähnten defensi- 
ven Dimension dieser Akteure und drückt ihre Fähigkeit aus, als erster Re- 
sonanzboden für die in ihrem Lebensbereich wahrgenommenen gesell- 
schaftlichen Probleme zu fungieren. 


Aufrechterhaltung und Erweiterung der »kleinen« Öffentlichkeiten 


Gerhards und Neidhart (1990, 20ff) beschreiben im Anschluß an Goffman 
und Luhmann die »einfachen Interaktionssysteme«, die derjenigen Öffent- 
lichkeitsebene mit dem geringsten strukturellen Verfestigungsgrad ent- 
sprechen. Dabei handelt es sich um zufällige Zusammentreffen von Men- 
schen, die miteinander kommunizieren: im Lebensmittelgeschäft, Imbiß 
etc. Die Autoren behaupten, daß diesen Interaktionen aufgrund ihrer Vor- 
aussetzungslosigkeit eine »hohe Offenheit und Umweltsensibilität« inne- 
wohnen. Dennoch schreiben die Verfasser diesen nicht organisierten (oder 
kleinen) Öffentlichkeiten eine untergeordnete politische Rolle zu, denn die 
unsystematische Themensammlung und die Diskontinuität der Themenfüh- 
rung, die dabei vorherrschen, begünstigen die Generierung von Meinungen 
auf dieser Ebene nicht. 

Im brasilianischen Kontext scheint es allerdings, daß diesen kleinen Öf- 
fentlichkeiten eine relevante politische Bedeutung zukommt. Dies geht aus 
mehreren Untersuchungen hervor. Dabei handelt es sich vornehmlich um 
Fallstudien, die aus einer urbananthropologischen Perpektive Sozialisati- 
onsprozesse und Organisationsmuster der städtischen Bevölkerung - vor- 
nehmlich der in Randbezirken lebenden Bevölkerungsgruppen - darstellen 
(vgl. u.a. Caldeira 1984; Magnani 1984; Sader 1988; Zaluar 1985). 

In seiner Studie über Freizeitgestaltung in der Peripherie Sao Paulos geht 
Magnani (1984) auf die geographisch ausgegrenzten Sozialräume ein, die 
sich im Rahmen der Wohnorte herausbilden und stellt fest, daß dabei nicht 
bloß zufällige und unstetige Interaktionen stattfinden, sondern Beziehun- 
gen, die sich in ein komplexes Sozialgefüge einordnen lassen. Diese Sozi- 
alräume, die Magnani »pedaco« - vergleichbar mit Kiez im Deutschen - 
nennt, fungieren als intermediäre Sphäre zwischen der Häuslichkeit und 
der Öffentlichkeit und sorgen für ein Minimum an festen gesellschaftlichen 
Bindungen in einem Kontext, der durch unbeständige Arbeitsverhältnisse 
und prekäre Existenzgrundlagen gekennzeichnet ist. 
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Der Pedago-Kern wird räumlich von bestimmten Bezugspunkten definiert: 
»die öffentliche Telefonzelle, die Bäckerei, einige Kneipen und Geschäfte, 
die 'Büzio-Stelle‘,!7 der Umbanda-Hof und die Kirche, der Fußballplatz 
und vielleicht ein Tanzsalon« (Magnani 1984, 137). An diesen Orten wer- 
den Mitteilungen aufgehängt, Informationen und Meinungen ausgetauscht. 
Personen treffen und unterhalten sich. Die pedacos stellen eine Öffentlich- 
keitsebene dar, die zwar kein herrschaftsfreier Kommunikationsraum ist, 
denn sie reproduziert die in der Gesellschaft herrschenden asymmetrischen 
Machtverhältnisse. Die pedacos können aber auch nicht als »einfache In- 
teraktionssysteme« beschrieben werden, weil sie cher Sphären entspre- 
chen, in denen ein regelmäßiger und systematischer Meinungsaustausch er- 
folgt. Sie können aus der Perspektive derjenigen, die zu einem pedaco ge- 
hören, durchaus als Zellen der allgemeinen (im Sinne einer nicht aus- 
schließlich politischen) Meinungsbildung bezeichnet werden. 

Sader stellt fest (1988, 119ff), daß in diesen kleinen Öffentlichkeiten, die 
im Zusammenhang mit dem Wohnbereich entstehen, die massenmedialen 
Botschaften durch den unmittelbar persönlichen kommunikativen Aus- 
tausch umformuliert werden und neue Realitätsdarstellungen zustande 
kommen. Sader zufolge stellen diese Öffentlichkeiten Widerstandsstruktu- 
ren dar, die in der Militärherrschaft weiter existierten, während andere In- 
stitutionen des freien Meinungsaustausches (freie Presse, zivilgeseilschaft- 
liche Organisationen etc.) stark eingeschränkt wurden. Deshalb wurden sie 
zu dem »Boden, aus dem die sozialen Bewegungen, die Mitte der siebziger 
Jahren entstanden, aufkeimten« (ebd., 121). 

Ferner zeigt Sader auf, daß das herrschende urbane Wachstumsmodell die 
Aufrechterhaltung dieser kleinen Öffentlichkeiten permanent gefährdet, da 
Grünanlagen und Freizeitgelände (Sportplätze, Kneipen usw.) vor neuen 
Straßen weichen müssen. Dabei werden Slums geräumt und ganze Freun- 
deskreise zerstreut. Nichtsdestotrotz weisen die kleinen Öffentlichkeiten 
bislang eine herausragende Überlebensfähigkeit auf: Pedacos bilden sich 
immer wieder neu in der urbanen Landschaft heraus. 


4. Schlußfolgerung 


Jüngste Transformationen in der brasilianischen Gesellschaft deuten darauf 
hin, daß seit dem Zerfall des Militärregimes ein Prozeß der Herausbildung 
einer - sowohl im funktionalistischen als auch im diskurstheoretisch em- 
phatischen Sinne - demokratischen Öffentlichkeit stattfindet. Was die 


17 Stuben, in denen Kaurimuscheln geworfen werden, um aus ihnen nach afrobrasilianischen 
Traditionen zu lesen, welcher Gottheit die betreffende Person geweiht werden kann (vgl. 
Oliveira Pinto 1986). Der erwähnte »Umbanda-Hof« steht ebenfalls in diesem religiös- 
kulturellen Zusammenhang. 
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funktionalistische Konzeption anbelangt, begründen die Weiterverbreitung 
und Ausdifferenzierung der Massenmedien neben der Multiplizierung der 
»Öffentlichkeitsakteure« die Auffassung, daß sich die brasilianische Öf- 
fentlichkeit immer mehr als ein intermediäres System konsolidiert, das 
Themen und Meinungen aufnimmt, verarbeitet und an die Bürger und an 
das politische System weitervermittelt. Aus der diskurstheoretischen Per- 
spektive heraus scheint die sich im Aufbau befindende brasilianische Öf- 
fentlichkeit zunehmend befähigt, dem ihr in jenem Modell zugeschriebe- 
nen demokratischen Anspruch gerecht zu werden. Dieser läuft darauf hin- 
aus, daß die Öffentlichkeit über die Manipulationsversuche hinweg als Re- 
sonanzboden fungiert, über den die an der Lebenswelt kondensierten 
Kommunikationsströme in die demokratisch verfaßten Beschlußgremien 
hineinfließen, um so die dabei getroffenen Entscheidungen zu beeinflus- 
sen. Hier werden die Entstehung kritischer Massenmedien, die Ausdeh- 
nung der Zivilgesellschaft und die Aufrechterhaltung kleiner Öffentlich- 
keiten als Begründung für die These herangezogen, daß die in den eigenen 
Lebensbereichen wahrgenommenen Probleme de facto in die Öffentlich- 
keit getragen werden (können). 

Diese Transformationsprozesse der brasilianischen Öffentlichkeit führen 
gewiß nicht unmittelbar zu der Aufhebung klientelistischer Netzwerke und 
ihrer verborgenen Einflußnahme auf die Politik. Doch schrittweise verän- 
dern sich die Mechanismen der Legitimationsgewinnung: Die Legitimation 
politischer Herrschaft basiert immer weniger auf der traditionellen Vertei- 
lung der Regierungsposten unter den Eliten bzw. der klientelistischen Dis- 
tribution öffentlicher Gütter zugunsten armer Bevölkerungsgruppen, sie 
stellt jetzt zunehmend ein Bemühen um publizistische Überzeugung und 
gesellschaftliche Zustimmung dar. 
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